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GRUßWORT
Liebe Absolventinnen und Absolventen,

liebe Gutachterinnen und Gutachter,

liebe Leserinnen und Leser,

seit 2011 prämiert die HSPV NRW jährlich die besten Abschlussarbeiten aus den Fachbereichen Polizei und Allgemeine 
Verwaltung/Rentenversicherung, die sich durch interessante Themen und eine fundierte wissenschaftliche Aus-
arbeitung besonders hervorgetan haben.

In diesem Jahr werden insgesamt elf Thesisarbeiten ausgezeichnet, die allesamt zeigen, welch großartiges wissen-
schaftliches Potenzial an unserer Hochschule existiert. Gleichzeitig stehen sie exemplarisch für die fachlich fundierte, 
interdisziplinär ausgerichtete und didaktisch anspruchsvolle Lehre, die unsere Studierenden erhalten.

Im Rahmen dieses dritten Sammelbandes möchten wir die fünf Arbeiten von Christian-Martin Hippler, David Landow, 
Henning Langelage, Nina Stehmann und Carlos Antonio Vialardi Zeh aus dem Fachbereich Polizei sowie die drei 
Arbeiten von Benjamin Brocker, Fabian Gertsen und Lea Farina Lamkemeyer aus dem Fachbereich Allgemeine 
Verwaltung/Rentenversicherung (AV/R) einer breiten Öffentlichkeit zugänglich machen.
Die beiden Abschlussarbeiten von Steven Lee Liebing und Jan Luca Stephan aus dem Polizeibereich können wir 
leider nicht veröffentlichen, da es sich um Verschlusssachen handelt, die nur für den Dienstgebrauch bestimmt sind. 
Eine weitere Arbeit aus dem Fachbereich AV/R konnte ebenfalls nicht in den Sammelband aufgenommen werden.

Die prämierten Thesisarbeiten verdeutlichen anhand ihrer aktuellen und kritischen Fragestellungen, welch hohes 
Qualitätsniveau im öffentlichen Dienst herrscht. Sie leisten auf wissenschaftlicher Basis einen Beitrag zur Praxis und 
tragen so zur öffentlichen Diskussion bei. Ich gratuliere daher allen ausgezeichneten Absolventinnen und Absolven-
ten ganz herzlich zu ihren hervorragenden Abschlussarbeiten!

Ein besonderes Dankeschön möchte ich an dieser Stelle auch an die engagierten Gutachterinnen und Gutachter 
Prof. Dr. Thomas Grumke, Prof. Dr. Gina Wollinger, Prof. Dr. Frank Hofmann, Prof. Dr. Bernhard Frevel, Prof. Dr. Susanne 
Benöhr-Laqueur, Prof. Dr. Martin Klein, Prof. Dr. Wahiba El-Khechen, RD‘in Annegret Frankewitsch, Ltd. StRD a. D. 
Heinrich Janßen, Prof. Dr. Henrique Ricardo Otten und Ralf Meyer richten. Vielen Dank für Ihren Einsatz und die gute 
Betreuung!  

In diesem Sinne wünsche ich allen Leserinnen und Lesern eine spannende Lektüre unseres dritten Sammelbandes!

Ihr 

Martin Bornträger
Präsident der HSPV NRW
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1.  Einleitung 

Im Jahr 2022 befindet sich die deutsche Bevölkerung noch immer in einer außergewöhnli-
chen Situation. 2020 ist gerade als das Jahr der schnellsten Impfstoffentwicklung überhaupt 
in die Geschichte eingegangen. Ein Teil der Gesellschaft blickt verunsichert auf die rasante 
Ausbreitung neuer COVID-Varianten, ein anderer Teil auf die Maßnahmen der Pandemiebe-
kämpfung. Im Diskurs regen sich vermehrt impfskeptische und impfgegnerische 
Stimmen. Angst und Machtlosigkeit finden augenscheinlich zunehmend einen Katalysator in 
Verschwörungserzählungen. Unzählige Falschmeldungen rund um das Corona-Virus errei-
chen ein zahlenmäßig unüberschaubares Publikum im Internet und auf der Straße. In vielen 
dieser Erzählungen scheint sich das altbekannte Narrativ nach »dem Juden«, der eine Herr-
schaft über die Menschheit oder allein rücksichtslose Bereicherung anstrebt, wiederzufin-
den. Dies scheint den Weg in antisemitische und rassistische Weltbilder zu ebnen und zu 
konkreten Angriffen auf Jüdinnen und Juden zu führen. Im Jahr 2021 meldete das Bundesin-
nenministerium mit 3028 antisemitischen Straftaten einen Höchststand für diese Deliktgrup-
pe seit Beginn der Erfassung dieser Zahlen im Jahr 2001.  Pinchas Goldschmidt, Präsident der 1

Europäischen Konferenz der Rabbiner, äußerte im Januar 2021 gegenüber der Deutschen 
Presse-Agentur: »Corona hat das alles verschlimmert, die Hemmschwellen sinken immer wei-
ter, es wird versucht, Geschichte umzuschreiben und zu verharmlosen.«  2

Im Rahmen einer umfassenden Betrachtung mit einem Rückblick auf die Historie der Impf-
gegnerschaft scheint es interessant zu sein, ob und in welcher Form antisemitische Ressen-
timents in dieser bereits latent vorhanden waren. In diesem Zusammenhang stellt sich die 
Frage, ob Impfgegnerschaft und die Kritik an Schutzmaßnahmen einzigartig sind oder sie 
historische Vorgänger haben? Des Weiteren soll dargelegt werden, unter welchen Bedingun-
gen Menschen an Verschwörungsmythen glauben und welche Muster charakteristisch für sie 
sind. Überdies scheint von Interesse zu sein, aus welchem Lebensumfeld die Akteure der 
Impfgegner-Bewegung stammen, welche sich antisemitischer Äußerungen bedienen. Hierzu 
wird eine Darstellung der Schnittmengen der unterschiedlichen Gruppen angestrebt.  

 Pürckhauer, A. (2021, 4. Mai). Immer mehr antisemitische Straftaten. Abgerufen am 25. Februar 2022, von https://medien1 -
dienst-integration.de/artikel/immer-mehr-antisemitische-straftaten.html

 dpa. (2021, 27. Januar). ZEIT ONLINE | „Corona hat alles verschlimmert“. Abgerufen am 4. Mai 2022, von https://www.zeit.de/2

news/2021-01/27/corona-hat-alles-verschlimmert
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Diese Ausarbeitung soll letztlich auch darlegen, ob eine antisemitische Tradition unter Impf-
gegnern existiert. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text auf die gleichzeitige Verwendung von 
weiblichen und männlichen Sprachformen verzichtet und überwiegend das generische Mas-
kulinum verwendet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für beide Ge-
schlechter. 

 6

2. Begriffsbestimmungen 

2.1  Antisemitismus 
 
»Antisemitismus ist eine bestimmte Wahrnehmung von Juden, die sich als Hass gegenüber Ju-
den ausdrücken kann. Der Antisemitismus richtet sich in Wort oder Tat gegen jüdische oder 
nichtjüdische Einzelpersonen und/oder deren Eigentum sowie gegen jüdische Gemeindeinstitu-
tionen oder religiöse Einrichtungen. Darüber hinaus kann auch der Staat Israel, der dabei als 
jüdisches Kollektiv verstanden wird, Ziel solcher Angriffe sein.« Diese Arbeitsdefinition ergänzt 
die der International Holocaust Remembrance Alliance, schließt auf Israel bezogenen Antise-
mitismus bewusst mit ein und wird in dieser erweiterten Form nur in Deutschland verwen-
det.  Diese Erweiterung kann als Reaktion auf den ständig erstarkenden Israel-bezogenen 3

Antisemitismus auf deutschem Boden verstanden werden. Antisemitismus und seine Er-
scheinungsformen sind vielfältig und lassen eine Unterteilung sinnvoll erscheinen. Der Bun-
desverband der Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus unterscheidet fünf Er-
scheinungsformen des Antisemitismus. Antisemitisches Othering beschreibt den Fall, wenn 
Juden als fremd oder nicht-dazugehörig beschrieben werden, beispielsweise insofern das 
Wort »Jude« zum Zwecke der Diskreditierung jüdischer und nicht-jüdischer Institutionen 
oder Personen verwendet wird. Antijudaistischer Antisemitismus meint religiös begründete 
Stereotype, etwa wenn Jüdinnen und Juden der Vorwurf gemacht wird, sie seien für den Tod 
von Jesus Christus verantwortlich. Moderner Antisemitismus umschreibt den Fall, sobald 
Jüdinnen und Juden im Rahmen von Verschwörungsmythen eine besondere politische oder 
ökonomische Macht zugeschrieben wird. Post-Schoa-Antisemitismus bezieht sich auf den 
Umgang mit den nationalsozialistischen Massenverbrechen, beispielsweise wenn die Erinne-
rung an die NS-Verbrechen abgelehnt oder bagatellisiert wird. Israel-bezogener Antisemitis-
mus richtet sich gegen den jüdischen Staat Israel, etwa indem diesem die Existenzberechti-
gung abgesprochen wird.  4

  Regierungspressekonferenz vom 20. September. (2017, 20. September). Abgerufen am 16. Mai 2022, von https://www.bundes3 -
regierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenzen/regierungspressekonferenz-vom-20-september-848278

 Bundesverband Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) e.V. (2021, August). Antisemitische Verschwörungsmy4 -
then in Zeiten der Corona-Pandemie. Berlin, Deutschland: Dr. Remko Leemhuis.
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2.2  Impfkritiker/Impfgegner 

Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie werden vielfach Gegenstimmen als Impfkriti-
ker oder Impfgegner bezeichnet. Häufig werden diese Begriffe auch synonym verwendet. 
Eine Abgrenzung und Definition scheint in diesem Zusammenhang sinnvoll. Die Weltgesund-
heitsorganisation bezeichnet das grundsätzliche Phänomen der impfkritischen Auseinander-
setzung mit dem Oberbegriff »Vaccine hesitancy«. Darunter lassen sich unterschiedliche 
Schattierungen ausmachen. Stefan Kaufmann grenzt in seinem Buch »Impfen – Grundlagen, 
Wirkung, Risiken« diese Gruppen wie folgt voneinander ab. Impfskeptiker geringschätzen die 
Schutzwirkung, zweifeln diese an und bewerten Risiken über. Sie haben in der Regel geringes 
Vertrauen in die Schutzwirkung und in die Sicherheit von Impfstoffen. Des Weiteren unter-
schätzen sie die Gefahren von Infektionskrankheiten und haben ein mangelndes Verständnis 
dafür, dass Impfungen mittels Herdenimmunität nicht nur den Geimpften selbst schützen. 
Bei dieser Gruppe ist es, laut Kaufmann, durchaus möglich, die Impfbereitschaft mittels Auf-
klärungsarbeit zu erhöhen. Gefestigte Impfskeptiker unterscheiden sich von den oben ge-
nannten ausschließlich darin, dass sich diese auch durch Aufklärung nicht von ihrer gefass-
ten Meinung abbringen lassen. Impfgegner hingegen tätigen grobe Falschaussagen und ver-
breiten bewusst Unwahrheiten zur Thematik. Sie handeln vorsätzlich mit dem Ziel Verunsi-
cherung und Skepsis gegen Impfungen in der Bevölkerung auszulösen. Die Behauptungen in 
Zusammenhang mit Corona-Schutzimpfungen erstrecken sich über »Unfruchtbarkeit bei 
Frauen« bis zu Verschwörungsmythen, die besagen, dass Mikrochips zur Überwachung ein-
gepflanzt würden. Die Abgrenzungen zur Intensität der Absurdität dieser Äußerungen inner-
halb der genannten Gruppe sind fließend und wechselhaft. Diese Akteure durch Argumente 
zu erreichen scheint unmöglich.  5

2.3  Verschwörungserzählungen 

Das Wort »conspiracy theory« trat zuerst um 1860 auf, um ein gemeinschaftlich geplantes 
Verbrechen zu beschreiben. In den Medien ist das Wort seit dem Mordanschlag auf den da-
maligen amerikanischen Präsidenten James A. Garfield im Jahr 1881, zu finden.  Vom Wort6 -
sinn her lässt sich der Begriff in »Verschwörung« und »Theorie« aufteilen. »Verschwörung« 

 Kaufmann, S. H. E. (2021). Impfen: Grundlagen, Wirkung, Risiken (1. Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck.5

 Uscinski, J. E. (2018). Conspiracy Theories and the People Who Believe Them. Oxford, UK: Oxford University Press.6

 8

bedeutet vereinfacht dargestellt, dass sich Menschen im Geheimen zusammenschließen, um 
ein gemeinsames Ziel zu erreichen. »Eine Theorie ist eine durch Denken gewonnene Erkenntnis 
im Gegensatz zum durch Erfahrung gewonnenen Wissen.«  Demnach handelt es sich um ein 7

Gedankenkonstrukt zu unterschiedlichen Personen, welche verdeckt ein Ziel verfolgen. In 
der Regel geht es um Machterwerb oder Machterhalt. In der Literatur lassen sich unzählige 
Definitionsansätze finden, aber einen Konsens gibt es aktuell nicht. Bildhaft beschreibt der 
norwegische Religionswissenschaftler Asbjørn Dyrendal was man im allgemeinen Sprachge-
brauch unter Verschwörungstheorien versteht: »Eine Ansammlung locker aufeinander bezo-
gener Vorstellungen oder Erzählungen über Agenten, die in böses Tun verwickelt sind und von 
oft nebulösen, aber intrinsischen Motiven geleitet werden.«  Kritisch betrachtet ist der Begriff 8

»Verschwörungstheorie« ungenau. »Theorie« ist ein Begriff aus der Wissenschaft und meint 
ein Modell, um bestimmte Tatsachen oder Erscheinungen wissenschaftlich begründet zu be-
schreiben. Verschwörungstheorien bestehen zumeist aus unbelegten Erzählungen, Vermu-
tungen und Umdeutungen. Somit ist der Begriff »Verschwörungsmythos« treffender.  Nach 9

Michael Blume sind Verschwörungsmythen mit Antisemitismus und Rassismus seit jeher ver-
bunden. Das Weltbild der Anhänger von Verschwörungsmythen ist pyramidenförmig aufge-
baut. Von den zahlreichen »Unwissenden« ganz unten, bis zur Spitze der »Superverschwörer« 
mit übermenschlichen Fähigkeiten. »Schon polytheistische Ägypter, Römer und Griechen war-
fen dem Judentum immer wieder Verschwörungen vor und entfesselten immer wieder Kampa-
gnen zu dessen Zwangs-Assimilation oder Vernichtung. Von dort drang der Antisemitismus 
auch in Christentum, Islam, weitere Religionen und Weltanschauungen ein und ist heute zur 
global dominierenden Form des Verschwörungsglaubens geworden. Aus diesem Grund stehen 
praktisch immer vermeintlich jüdische Superverschwörer an der Spitze der Verschwörungspy-
ramide, meist gemeinsam mit Freimaurerei beziehungsweise Illuminaten.«  10

 Der Brockhaus in drei Bänden. Mit insgesamt rund 80 000 Stichwörtern. (2005). Mannheim, Deutschland: Brockhaus F.A.7

 Asbjørn Dyrendal: Conspiracy Theories and New Religious Movements. In: James R. Lewis und Inga Tøllefsen (Hrsg.): The Oxford 8

Handbook of New Religious Movements, Bd. 2, Oxford University Press, Oxford 2016, ISBN 9-780-19061152-1, S. 201.

 Fries, S. (2020, Mai 11). Sagen & Meinen - Warum es nicht »Verschwörungstheorie« heißen sollte. Abgerufen 8. April 2022, von 9

https://www.deutschlandfunk.de/sagen-meinen-warum-es-nicht-verschwoerungstheorie-heissen.2907.de.html?dram:arti-
cle_id=476460

 Blume, M. (2019). Warum der Antisemitismus uns alle bedroht: Wie neue Medien alte Verschwörungsmythen befeuern (1. 10

Aufl.). Ostfildern, Deutschland: Patmos Verlag.
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3.  Historische Betrachtung der  
 Impfgegnerschaft 

3.1  Historie des Impfens 

Auch wenn die ersten datierten grundlegenden Erkenntnisse des Geschichtsschreibers 
Thukydides zum Prinzip der Ansteckung und Immunität bereits im Jahr 430 v. Chr. ausge-
macht wurden, begann die Impfstoffforschung durch den Arzt Edward Jenner erst im Jahr 
1798 in England. Jenner verabreichte zunächst einem Jungen  und später 23 Menschen harm-
lose Rinderpockenviren, um diese gegen die gefürchteten menschlichen Pocken immun zu 
machen. Diese Experimente stellen heute den Beginn der erfolgreichen Geschichte der Vak-
zinierung dar. Das Prinzip ist aus heutiger und damaliger Sicht verständlich nachvollziehbar: 
Die Pocken des Rindes und des Menschen sind nahe Verwandte, welche sich jedoch auf ihren 
jeweiligen Wirt spezialisiert haben. Menschenpocken lösen im menschlichen Körper Fieber 
und mit hoher Wahrscheinlichkeit Lungenentzündungen aus. Sie verliefen  damals häufig 
tödlich. Kuhpocken verlaufen beim Menschen sehr milde und die Viren können im Körper 
überleben. Der menschliche Körper ist fähig Antikörper zu bilden, die bei einer Ansteckung 
mit menschlichen Pocken diesen wiederum entgegenwirken. Impfprogramme, insbesondere 
gegen Pocken, gewannen im Laufe der Zeit an Bedeutung. Die systematische Entwicklung 
von Impfstoffen begann im Jahr 1948 und die Weltgesundheitsorganisation erklärte in die-
sem Jahr die weltweite Ausrottung der Pocken als erstes globales Ziel. Auf Impfverweigerer 
wurde bei der Umsetzung in weniger urbanisierten Gegenden häufig keine Rücksicht ge-
nommen und teilweise wurde die Impfung auch mit Zwang durchgesetzt. Am 8. Mai 1980 
verkündete die Weltgesundheitsorganisation die weltweite Ausrottung der Pocken. Bis zu 
diesem Zeitpunkt wurden auch Impfstoffe gegen Milzbrand, Gelbfieber, Polio, Masern, 
Mumps, Hepatitis B und weitere Krankheiten entwickelt und eingesetzt.  11

 Kaufmann, S. H. E. (2021). Impfen: Grundlagen, Wirkung, Risiken (1. Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck.11

 10

3.2 Historie der Impfgegner und -kritiker 

Die erste breite Impfgegnerschaft formierte sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
Die Pockenimpfung war zu diesem Zeitpunkt weit verbreitet und erfolgte, indem das Po-
ckenmaterial frisch einer Kuh entnommen und dem Menschen verabreicht wurde. Die größte 
Sorge der Menschen stellten »viehische« Eigenschaften dar, welche vom tierischen Material 
auf den Menschen übertragen werden könnten. Eine Karikatur aus dieser Zeit zeigt Men-
schen, denen Rinder aus der Impfstelle wachsen.  Einzelne impfkritische Stimmen formier12 -
ten sich Mitte des 19. Jahrhunderts zu einer nationalen und internationalen Bewegung. In 
Deutschland machte die Bewegung mit Demonstrationen, Petitionen, der Gründung impf-
gegnerischer Vereine und der Herausgabe diverser Publikationen gegen die Impfungen mo-
bil. Die ersten Organisationen wurden 1869 gegründet und wenige Jahre später formierte 
sich in Hamburg der erste »Anti-Impfverein«. 1874 beschloss der Reichstag, die Pockenimp-
fung zur Pflicht zu machen. Die ersten Petitionen als Reaktion auf die Einführung des Geset-
zes argumentierten damit, dass philosophische Nachweise fehlen würden. Sie vertraten die 
These, dass der Stoff einer tierischen Krankheit, die dem Menschen zugeführt wird, keine 
Heilkraft innewohnen kann. Sie unterscheiden sich damit von der früheren einfachen Unter-
stellung, dass die Impfung unwirksam sei. Begründet wurde dies damals unter anderem mit 
dem Ausbruch verschiedener Pocken-Epidemien trotz fortschreitender Verbreitung der ent-
sprechenden Impfungen. Diese Ausbrüche können heute dahingehend erklärt werden, dass 
die Notwendigkeit der Auffrischungsimpfung noch nicht bekannt war und geimpfte deutsche 
Soldaten die Pocken in die ungeimpfte Zivilbevölkerung trugen.    13 14 15

 The Morgan Library & Museum. (2021, 25. Februar). The cow-pock,-or-The wonderful effects of the new inoculation! Abgerufen 12

am 1. Mai 2022, von https://www.themorgan.org/blog/cow-pock-or-wonderful-effects-new-inoculation

 Berek, M. (2021, 2. Februar). ZEIT ONLINE | Verunreinigtes Blut. Abgerufen am 8. April 2022, von https://www.zeit.de/2021/06/13

impfgegner-antisemitismus-corona-impfung-geschichte

 Jütte, R. (2021, 7. Dezember). Zur Geschichte der Schutzimpfung. Abgerufen am 8. April 2022, von https://www.bpb.de/shop/14

zeitschriften/apuz/weltgesundheit-2020/318298/zur-geschichte-der-schutzimpfung/

 Kaufmann, S. H. E. (2021). Impfen: Grundlagen, Wirkung, Risiken (1. Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck.15
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3.3  Historische Betrachtung eines Impfgegners 

Antisemitische Artikulationen oder konkrete Analogien zur gegenwärtigen Situation lassen sich 
auf den ersten Blick in die Historie nicht ausmachen. Ab der Mitte des 19. Jahrhunderts entwi-
ckelte sich die organisierte Impfgegnerbewegung, die informierte und agitierte. Zur genaueren 
Untersuchung scheint die detaillierte Betrachtung eines populären Akteurs sinnvoll.  

Der in 1807 in Württemberg geborene Karl Georg Gottlob Nittinger studierte Medizin und en-
gagierte sich lange Zeit seines Lebens im «Kampf gegen das Impfen und den Impfzwang«. 
»Längst schon hatte er an so vielen hergebrachten Heilmethoden der alten Schule, namentlich 
an den sogenannten »Giftkuren« Anstand genommen und eine Reform durch eine gründliche 
Umkehr zu den kosmischen Heilmitteln der Natur im Auge; der ärgste Gräuel war für ihn aber 
die Einimpfung des Thiergistes von der Kuh, die von ihm sogenannte »Virusation«. In Würtem-
berg, dem »deutschen Impfparadies«, wie er es nannte, war der Impfzwang durch ein am 25. 
Juni 1818, somit noch vor dem Inkrafttreten der Verfassungsurkunde erlassenes Gesetz einge-
führt, welches von der Annahme ausging, »daß die Impfung vor den natürlichen Blattern un-
bedingt sichere«.  Nittinger und sein Umfeld verbreiteten Gerüchte, dass die mit Kuhpocken16 -
lymphe geimpften Kinder nach und nach Physiognomie und Stimme des Rindviehs anneh-
men würden. Nittinger verfasste des Weiteren Schriften wie »Die 50jährige Impfvergiftung des 
württembergischen Volkes« oder »Das schwarze Buch vom Impfen« und attackierte darin das 
Prinzip der Impfung und sprach der Impfung die Wissenschaftlichkeit ab. Erwähnenswert ist, 
dass in diesen und anderen Werken der englische Arzt Edward Jenner vielfach namentlich 
genannt und angeprangert wird. Zu seinen Werken gehörten, neben den oben genannten 
Schriften, unter anderem auch Lithografien. 

3.3.1  »Der Sündenfall des XIX. Jahrhunderts oder das vaccinatorische Hexenwerk« 

Nittingers Lithografie »Der Sündenfall des XIX. Jahrhunderts oder das vaccinatorische He-
xenwerk« aus dem Jahr 1856 soll augenscheinlich eine historische Impfaktion darstellen, bei 
welcher impfende Mediziner durch mehrere deutsche Städte reisen. Ein Gespann, bestehend 
aus einem Esel, einer Kuh und einem Arzt, welcher vermutlich Edward Jenner darstellen soll, 
transportiert eine erkrankte Frau. Der Arzt ist mit »Dr. Judas« betitelt. Im Hintergrund ist ein 

 Beck, P., «Nittinger, Gottlob« in: Allgemeine Deutsche Biographie 23 (1886), S. 715-718 [Online-Version]; URL: https://www.16 -
deutsche-biographie.de/pnd117023574.html

 12

Gebäude abgebildet, welches vermutlich die herkömmliche, anerkannte Wissenschaft dar-
stellen soll, auf dessen Dach »das Kalb der Juden« steht. In der linken unteren Ecke ist ein 
Mischwesen aus Tier- und Rind abgebildet. Das Mischwesen trägt eine Transportkiste mit der 
Aufschrift »Dr. Jenner«. Im Hintergrund sind staatliche Institutionen illustriert und eine Men-
schenmenge, die von Beamten zusammengetrieben wird. Im Vordergrund stehen schlafende 
beziehungsweise wegschauende Studenten und Professoren der hiesigen Universitäten. 

Abbildung: »Der Sündenfall des XIX. Jahrhunderts oder das vaccinatorische Hexenwerk«  17

Einordnung »Dr. Judas«: Die Betitelung des Arztes mit »Dr. Judas« kann als Bezug auf die Ge-
schichte von Judas Iskariot verstanden werden. Judas Iskariot, als einer der zwölf Jünger 
von Jesus von Nazaret, verriet Jesus und erhielt im Gegenzug dreißig Silberlinge. In der Ver-

 National Museum of American History. (o. D.). Der Sündenfall des XIX Jahrhunderts. Abgerufen am 16. April 2022, von https://17

americanhistory.si.edu/collections/search/object/nmah_993983
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gangenheit und heute wird in der Bibel die Figur Iskariot mit Eigenschaften wie egoistisch, 
gierig und verräterisch verbunden. 

Amos Oz, israelischer Schriftsteller, Journalist und Intellektueller, äußerte sich sinngemäß 
dazu in einem Interview mit einem Medienmagazin: »Auf dieser Geschichte beruhten die be-
kanntesten antijüdischen Stereotype – etwa dass Juden »Gottesmörder« seien, boshaft, sata-
nisch, mit einer unterschwelligen Macht ausgestattet. Dies sei die Ursache für Antijudaismus 
unter Christen wie auch später unter den Nationalsozialisten gewesen. Keine andere Geschich-
te löste so viel Hass und Gewalt aus wie diese. In jedem Lexikon ist Judas der Verräter. Diese 
Geschichte ist das Tschernobyl für den Antisemitismus.«  Die Geschichte zur Figur Iskariot 18

kann heutzutage als Ursprung des kirchlichen Antijudaismus ausgemacht werden und ist 
zweifellos als antisemitisch zu identifizieren.  

Einordnung »Kalb der Juden«: Die Abbildung des Kalbes mit der Beschriftung »Kalb der Ju-
den« auf den tragenden Säulen des Gebäudes im Hintergrund der Lithografie, kann als Bezug 
zum »Goldenen Kalb« verstanden werden. Dieses ist ein viel diskutiertes und viel gedeutetes 
Symbol, welches als Sinnbild für Juden- und Heidentum stand und letztlich auch zur Diskre-
ditierung von Juden und Jüdinnen verwendet wurde.  Hier kann der Zusammenhang ange19 -
nommen werden, dass Nittinger eine Verstrickung zwischen anerkannter Wissenschaft, deren 
universitären Einrichtungen und beteiligten Juden darstellen wollte. 

Einordnung Mischwesen aus Tier- und Rind: Das abgebildete Mischwesen aus Tier- und Rind 
ist versehen mit stereotypischen Merkmalen antisemitischer Karikaturen, wie beispielsweise 
einer Hakennase. Diese Darstellung scheint vermitteln zu wollen, dass »die Juden« den Arzt 
Jenner bei seiner Arbeit aktiv unterstützen. Außerdem stellt dies deutlich eine grafische Ver-
mischung der Verhöhnung von Impfungen und antisemitischer Stereotypen dar. 

 Schumacher, J. (2022, 11. April). »Judas ist Tschernobyl für Antisemitismus«. Abgerufen am 2. Mai 2022, von https://www.pro-18

medienmagazin.de/judas-ist-tschernobyl-fuer-antisemitismus/

 Moser-Ernst, S. & Marinelli, U. (2011, 1. März). Das Goldene Kalb. Und andere Objektbeziehungen. Abgerufen am 2. Mai 2022, 19

von https://www.uibk.ac.at/kunstgeschichte/materialpersonal/a47.das-goldene-kalb.-und-andere-objektbeziehungen.pdf
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3.4  Parallelen zwischen historischen Pandemien und der  
 Corona-Pandemie 

Abschießend kann festgestellt werden, dass die Geschichte der Pocken im 19. Jahrhundert 
der heutigen Pandemie-Situation, in Form einer ablehnenden Haltung gegenüber Impfun-
gen, ähnelt. Fragen nach dem Umgang mit Viren, deren Verbreitung und Ursprung beschäf-
tigten die Menschen damals und heute. Eine Parallele zwischen der dargestellten historischen 
Agitation der Impfgegner um Nittinger, zu den heutigen Akteuren scheint die Überhöhung 
des Arztes Jenner im 19. Jahrhundert beziehungsweise heutzutage des Virologen Prof. Dr. 
Christian Drosten zu sein. Darüber hinaus kann festgestellt werden, dass historisch die Artiku-
lation impfgegnerischer Stimmen in Korrelation zu religiös geprägten antijudaistischen so-
wie antisemitischer Anschauungen stehen. Des Weiteren lässt sich ein elementarer Baustein 
heutiger Verschwörungserzählungen – in Form einer Personengruppe, welche mit einer un-
terschwelligen Macht ausgestattet ist – auch in der Lithografie Nittingers erkennen. 

4.  Spektrum der Impfgegner im Kontext der  
 Corona-Pandemie 
 

4.1  Verschwörungsideologisches Spektrum 
 
Die Proteste gegen die Corona-Politik waren offenkundig auch durch das Spektrum von Ver-
schwörungsideologen geprägt. Deren Botschaften unterscheiden sich stark von denen, die 
bloße Kritik an den Schutzmaßnahmen des Bundes und der Länder äußern. Auch die isolierte 
Menge der Anhänger von Verschwörungserzählungen erscheint sehr unterschiedlich im Auftre-
ten. Die Annäherung an diese Thematik erfolgt daher bei den Voraussetzungen, die gegeben 
sein müssen, damit sich verschwörungsideologisches Gedankengut etablieren kann.  
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4.1.1  Verschwörungsmentalität  
 
Am Anfang jeder Verschwörungsideologie scheint immer das Misstrauen zwischen zwei ge-
sellschaftlichen Gruppen zu stehen und die Neigung zu einer politischen Gesinnung. Dieser 
Zusammenhang ist nicht auf den ersten Blick erkennbar. Einen Erklärungsansatz bietet der 
»Autoritärer Charakter« nach Adorno, welcher aufgrund seiner Persönlichkeitskomponenten 
die entsprechende Prädisposition bereits innehat. Das Modell des Autoritären Charakters 
wurde entwickelt, als sich Adorno und Kollegen die Frage stellten, was eine potenziell faschis-
tische Persönlichkeit ausmacht. Autoritäre Persönlichkeiten zeichnen sich demnach dadurch 
aus, sich Autoritäten unterordnen zu wollen, bereit zu sein, andere unter sich unterzuordnen 
und zu bestrafen, festzuhalten an Traditionen und Normen, ferner auch durch eine Neigung 
zu Aberglauben, Denken in Stereotypen und einer übermäßigen Beschäftigung mit Macht, 
Ablehnung von Schöngeistigem sowie einer ausgeprägten Neigung zur Projektion. Besonders 
hervorzuheben ist, dass die Berkley-Studien, in welchen das oben genannte Modell entstand, 
auch den positiven Zusammenhang zwischen dem gemessenen Autoritarismus und antise-
mitischen Einstellungen belegt. Je stärker die Ausprägung der autoritären Persönlichkeit ei-
nes Menschen war, umso negativer äußerte er sich gegenüber Jüdinnen und Juden.  Die von 20

Adorno genannten Bedürfnisse werden scheinbar gleichsam durch Verschwörungsideologien 
im Kontext der Corona-Pandemie spiegelbildlich befriedigt. 
 
 
 
4.1.2  Glauben an Verschwörungsideologien 
 
Damit Menschen an Verschwörungsmythen glauben, muss zunächst ein Gedankenprozess in 
Gang gesetzt werden. Hierzu bedarf es zunächst des Gefühls eines Kontrollverlustes. In der 
Literatur ist dieser ein gut etablierter Faktor zum Verständnis des Glaubens an Verschwö-
rungsmythen. In einem Experiment aus dem Jahr 2008 von Whitson und Galinsky wurden 
Probanden gebeten, sich an eine bedrohliche Situation zu erinnern, um das Gefühl eines 
Kontrollverlustes zu erzeugen. Anschließend lasen sie eine Geschichte mit einem bestimm-
ten Ereignis, welches zum Nachteil für den Protagonisten ausging. In anschließend gestellten 
Fragen tendierten die Probanden mit dem künstlich erzeugten Gefühl des Kontrollverlustes 
dazu, Verschwörungen Glauben zu schenken, die für das negative Ereignis des Protagonisten 
verantwortlich sein könnten. Einen gewissen Grad an Kontrolle gewannen sie zurück, wenn 

 Decker, O., Brähler, E. & Kiess, J. (2013). Rechtsextremismus der Mitte. Weinheim, Deutschland: Beltz Verlag.20
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sie die Situation erklären konnten; beispielsweise anhand einer geheimen Verschwörung.  21

In der Kognitionspsychologie belegt auch der Conformation Bias die Neigung von Menschen, 
Informationen so auszuwählen und zu interpretieren, dass diese die eigenen Erwartungen 
erfüllen und somit bestätigen.  Die Corona-Pandemie hat alle oben genannten nötigen Fak22 -
toren mit sich gebracht. Einerseits einzig aufgrund der Existenz des Virus und des Impf-
drucks: Angst, Ohnmacht und Unwissenheit bezüglich der gesundheitlichen Risiken. Ande-
rerseits aufgrund der getroffenen Schutzmaßnahmen durch den Staat: Unterbrechung der 
geregelten Routine und Ungewissheit aufgrund von Einschränkungen, Verboten und Lock-
downs. Verschwörungsmythen bieten in dieser überfordernden Situation schnell auf alles 
eine einfache Antwort. Sie machen komplexe und abstrakte Probleme greifbar und präsen-
tieren Schuldige. Sie zeigen einen Ausweg auf, geben dem Aktionismus ein Ventil und schü-
ren das vorhandene Misstrauen zu abstrakten Machtverhältnissen. 
 
 
 
4.1.3  Verschwörungsmythen im Kontext der Corona-Pandemie 
 
Der älteste und längst anhaltende Verschwörungsmythos ist der des Weltjudentums. Dieser 
entsprang vermutlich schon dem kirchlichen Antijudaismus. Hiernach soll ein fiktives Kollek-
tiv – die Juden – die Weltherrschaft anstreben oder innehaben. Dieser diente schon den Na-
tionalsozialisten als Legitimationsgrundlage für den Vernichtungskrieg gegen die Sowjetuni-
on und den Holocaust. Im Laufe der Zeit hat sich ein Vielzahl unterschiedlicher Verschwö-
rungsgeschichten entwickelt. In der jüngeren Vergangenheit entstanden Verschwörungser-
zählungen unter anderem zumeist bei neu aufkommenden Krankheiten. HIV soll beispiels-
weise eine Erfindung der Pharmaindustrie und Ebola als Waffe in einem Labor gezüchtet 
worden sein.  Im Rahmen der Corona-Pandemie kursierende Falschmeldungen besagten 23

unter anderem, dass das Virus in einem chinesischen Labor, mit jüdischem Inhaber, geför-
dert durch Bill Gates und der Pharmalobby entwickelt wurde, um einen Impfzwang einzufüh-
ren. Somit vereint diese COVID-19-Erzählung nahezu alle Inhalte bereits existierender Ver-
schwörungsmythen zu Krankheiten und zeigt Verbindungen zu anderen Erzählungen auf. Der 
Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus ordnet Verschwö-

 Decker, O., Brähler, E. & Kiess, J. (2013). Rechtsextremismus der Mitte. Weinheim, Deutschland: Beltz Verlag.21

 Schneider, S. (2012, Januar). Übersicht ausgewählter Informationspathologien. Abgerufen von https://www.fh-kiel.de/filead22 -
min/data/wirtschaft/dozenten/schneider_stephan/Science/ResearchReport/Informationspathologien.pdf

 Lamberty. (o. D.). Verschwörungstheorien. Abgerufen am 12. April 2022, von https://www.klicksafe.de/themen/problemati23 -
sche-inhalte/verschwoerungstheorien/

 17

Ch
ri

st
ia

n-
M

ar
tin

 H
ip

pl
er



rungserzählungen der Fallgruppe des Modernen Antisemitismus zu, der beispielsweise auch 
die Formen des Antisemitismus einbezieht, die Jüdinnen und Juden als reich und mächtig zu 
imaginieren.  24

 
 
 
4.1.4  Darstellung einer Verschwörungserzählung am Beispiel von »QAnon« 
 
Laut dem Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus stach ab 
März 2020 insbesondere der sogenannte QAnon-Mythos hervor. Dieser wurde 2017 erstmals 
verbreitet, indem ein Nutzer eines Imageboards eine Meldung teilte, die beinhaltete, dass die 
Verhaftung der ehemaligen demokratischen US-Präsidentschaftskandidatin und Außenmi-
nisterin Hillary Clinton unmittelbar bevorstünde. Auf diese Mitteilung folgten tausende weite-
re sogenannte »QDrops«. Das »Q« bezieht sich hierbei auf den Nutzernamen des Autors und 
auf die höchste Freigabestufe für geheime Informationen des US-Energieministeriums. Aus 
diesen teils kryptischen Mitteilungen entstanden im Laufe der Zeit komplexe und diffuse Ge-
schichten. Im Zentrum steht jedoch, laut des Bundesverbandes, ein spezifischer Mythos: »Ein 
satanischer Kinderhändlerring, der Deep State, hinter dem ein als Kabale bezeichnetes Netz-
werk stünde, nutze das Blut von Kindern, um daraus einen Stoff zu gewinnen, der angeblich 
Alterungsprozesse verhindere – Adrenochrom.« Juden wurden auch explizit als Akteure dieser 
vermeintlichen Verschwörung benannt. In der zweiten Mitteilung erwähnte der Nutzer »die 
Rothschilds« und George Soros als Teil des Netzwerks. Der gesamte QAnon-Mythos verbreite-
te sich besonders in Deutschland mit hoher Geschwindigkeit. Hierzu schrieb der Bundesver-
band: »Laut einer Untersuchung des Institute for Strategic Dialogue war Deutschland zwischen 
November 2019 und Juni 2020 das Land mit den fünft meisten Tweets, die sich auf QAnon bezo-
gen.« und weiter »Dieser Prozess spiegelt sich auch in der Entwicklung einschlägiger Telegram-
Kanäle mit Beginn der Coronapandemie in Deutschland wider. Die Zahl der Follower_innen des 
Kanals QGlobal Change, einem zu diesem Zeitpunkt relevanten Medium für QAnon-Anhän-
ger_innen, stieg von März bis Juni 2020 von 21.000 auf 111.000. Die Reichweite erhöhte sich 
zwischen Februar und April 2020 von durchschnittlich 9.000 Menschen auf über 60.000 Perso-

nen pro Beitrag.«  So lässt sich erklären, dass bei den anschließenden Demonstrationen ge25 -
gen die Corona-Politik »Q-Logos« von unzähligen Teilnehmern aufgetragen wurden. 

 Bundesverband Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) e.V. (2021, August). Antisemitische Verschwörungs24 -
mythen in Zeiten der Corona-Pandemie. Berlin, Deutschland: Dr. Remko Leemhuis.

 Bundesverband Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) e.V. (2021, August). Antisemitische Verschwörungs25 -
mythen in Zeiten der Corona-Pandemie. Berlin, Deutschland: Dr. Remko Leemhuis.
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Einordnung: Neben der direkten Benennung von Juden und Jüdinnen als Verschwörer lässt 
sich erkennen, dass sich der QAnon-Mythos einer Vielzahl antisemitischer Stereotype be-
dient, wie beispielsweise der Ritualmordlegende und der einer globalen, jüdischen Weltver-
schwörung. Diese Verschwörungserzählung konnte in der Zeit der Corona-Pandemie reich-
lich Raum in der Gesellschaft einnehmen. Besonders politisch wenig gefestigte Menschen, 
bei denen die gegebenen Umstände die Neigung zu einer Verschwörungsmentalität begüns-
tigten, identifizierten möglicherweise nach kurzer Zeit Juden zentral als Schuldige für die 
Pandemie. Der gesamte Mythos lässt sich der Fallgruppe des Modernen Antisemitismus zu-
ordnen. 
 
 
 

4.2  Esoterisches Spektrum 
 
In Medienberichten über die Corona-Proteste fielen zunehmend zahlreiche Teilnehmer auf, 
die der augenscheinlich »alternativen Szene« zuzuordnen sind. Bei genauer Betrachtung 
lässt sich feststellen, dass diese Gruppe keinesfalls so homogen ist, wie sie auf den ersten 
Blick scheint. Aus Medien-Interviews ist zu entnehmen, dass viele dieser Personen im poli-
tisch linken Spektrum, in der Anthroposophie, im Bereich der Heilpraktik oder ähnlichem 
arbeiten oder sich engagieren. Viele identifizieren sich offensichtlich mit einer intensiven Na-
turverbundenheit und empfinden diese als verbindendes Element untereinander. 

Insbesondere aufgrund des sehr großen Anteils dieser Gruppe an den Protesten, scheint es in 
diesem Zusammenhang interessant, die Vermischung von esoterischen und rassistischen, 
gegebenenfalls auch antisemitischen Konzepten zu betrachten. Aufschlussreich wären inso-
fern vorhandene Schnittmengen, die es in der Vergangenheit zwischen esoterischen und völ-
kischen Agitatoren gab. 
 
 
 
4.2.1  Historie esoterischer Akteure am Beispiel der Lebensreformbewegung 
 
Die erste Selbstorganisation von Esoterikern in Deutschland stellte sich in der Formierung 
der sogenannten Lebensreformbewegung dar. Diese Bewegung bildete sich Mitte des 19. 
Jahrhunderts. Zu den Themen der Reformbewegung gehörten unter anderem Naturheilkun-
de, alternative Ernährungsformen, Freikörperkultur, Ausdruckstanz und die sogenannte Klei-
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dungsreform. Die unterschiedlichen Strömungen innerhalb der Bewegung einten sich darin, 
dass sie sich als Gegenpol zur Urbanisierung, Industrialisierung und Technisierung der Ge-
sellschaft empfanden und inszenierten. Die gesamte Lebensreformbewegung kennzeichnete 
durchweg ein intensiver Naturglaube. Ihr angestrebtes Ideal stellte ein vollkommen am Na-
turzustand orientierter Lebensstil dar. Die Anhänger der Lebensreformbewegung bekunde-
ten immerzu ihre Nähe und Liebe zur Natur. Sie lassen sich allerdings von Natur- und Um-
weltschützern abgrenzen. Den Lebensreformern ging es tendenziell eher um die Arbeit am 
eignen Körper, als um den Einsatz für den Erhalt der Umwelt. Es scheint die Selbstoptimie-
rung im Vordergrund gestanden zu haben. Insbesondere weil die Lebensreformbewegung so 
heterogen war, scheint sie dazu geneigt gewesen zu sein, sich ideologisch von vielen Seiten 
vereinnahmen zu lassen. Zahlreiche Elemente der Lebensreformbewegung wurden später im 
Nationalsozialismus durch Gleichschaltung, Anerkennung und Förderung im nationalsozia-
listischen Interesse politisiert.  Allerdings lassen sich absolutistische und repressive Denk26 -
muster auch vor dem Einfluss der Nationalsozialisten, beispielsweise in der Anthroposophie, 
als Teil der Lebensreformbewegung, ausmachen. So war beim Bau eines anthroposophi-
schen Hauses durch Rudolf Steiner, Begründer Anthroposophie, die Verwendung des rechten 
Winkels verboten.  An diesem Beispiel zeigt sich der mögliche totalitäre Anspruch einer 27

Weltanschauung und gegebenenfalls die Neigung zu einem autoritären Charakter, die der 
Denkweise der Lebensreformer entsprungen ist. 
 
 
 
4.2.2  Parallelen zwischen Lebensreformern und Esoterikern 
 
Einige Merkmale der Lebensreformbewegung finden sich in der Gruppe der heutigen impfkri-
tischen Esoteriker wieder. Egozentrisches Auftreten: Eine Parallele zwischen der Lebensre-
formbewegung und dem esoterischen Spektrum lässt sich im Auftreten auf Demonstrationen 
ausmachen. Beispielsweise fielen häufig Teilnehmer mit einem starken Hang zu Egozentrik 
und übersteigertem Individualismus auf; unter anderem durch das Tragen von Unterwäsche, 
Fischernetzen und ähnlichem als vermeintlichen Mund-Nasen-Schutz, selbstgebastelten 
skurrilen Schutzanzügen und durch das Aufführen von Tänzen.  Absoluter Naturglaube: Eine 28

weitere Entsprechung zu den Lebensreformern lässt sich im intensiven Naturglauben aus-

 Auffarth, C. (1999). Metzler Lexikon Religion. Heidelberg, Deutschland: Springer-Verlag Berlin.26

 Bussagli, M. & Eder, M. (2004). Was ist Architektur. München, Deutschland: Neuer Kaiser Verlag.27

 Spiegel TV. (2020b, August 29). Der Corona-Soundtrack - Best Of »Hygienedemos« | SPIEGEL TV. Abgerufen am 7. April 2022, 28

von https://www.youtube.com/watch?v=bCaTX7gd32E
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machen. Im Rahmen von Fernsehbeiträgen zu Demonstrationen gegen die Corona-Maßnah-
men im Jahr 2020, tätigten Teilnehmer unter anderem folgende Aussagen. »Ich habe ein Im-
munsystem. Die Maske die sie [das Kamerateam] tragen, diese Maske trage ich in mir. Das ist 
mein Immunsystem.« Im Anschluss an eine Tanzeinlage äußerte ein Teilnehmer: »Das bringt 
Kraft, die Kraft von die [sic!] Erde, die Kraft fürs Feuer in deinem Herzen […].« und weiter führt 
eine Demonstrantin aus: »Mit Homöopathie, Kräutern und Geduld können wir jede Krankheit 
besiegen […].«  Diese Aussagen scheinen ähnlich den Denkmustern der Lebensreformer. Die 29

Ausführungen der Impfgegner beschwören hier die alleinige Macht der Selbstheilungskräfte 
und der Natur. Absolutistische Denkmuster: Außerdem ist im oben zitierten und vielen weite-
ren Medienbeiträgen festzustellen, dass die Interviewten ihre Aussagen nicht oder selten 
durch Belege stützen. Werden solche Aussagen durch wissenschaftlich fundierte Belege 
durch den Interviewpartner infrage gestellt, werden diese nicht angehört oder grundsätzlich 
eine Manipulation dieser Berichte oder Daten unterstellt. Auch offensichtliche Widersprüche 
werden vielfach ignoriert. Ein beispielhafter Widerspruch ist die angebliche Unvereinbarkeit 
von Naturheilkunde und einer Vakzinierung: Aktuelle Impfstoffe kopieren den Virus und die 
gewonnenen Antigene werden für den Körper zu Antikörperabwehr aufbereitet. Der ent-
scheidende Schutz einer Impfung entsteht durch die eigenen Leistungen des Körpers. Da 
kein passives Medikament eingenommen werden muss, widerspricht die Impfung nicht dem 
Prinzip der Naturheilkunde.  Besonders deutlich wird hier der Hang zur Intuition, die Nei30 -
gung zu einfachen Lösungen, den bereits genannten totalitären Denkmustern und zur Ver-
bundenheit durch Ablehnung. Selbstoptimierung: Im Ansatz der Selbstoptimierung der frü-
hen Lebensreformer ist ebenfalls eine Ähnlichkeit zum Denkmuster der Gruppe der esoteri-
schen Impfgegner wiederzuerkennen. Die positiven sozialen Aspekte einer Herdenimmuni-
tät, die Schutz für eine Vielzahl von Menschen innerhalb einer Bevölkerungsgruppe bietet, 
bleiben durch die Impfgegner scheinbar weitgehend unbeachtet. Die eigene Gesundheit 
scheint deutlich im Vordergrund zu stehen und ein solidarisches Verhalten dahinter zurück-
zutreten. 

Abschließende Einordnung: Zusammenfassend ist festzustellen, dass es sich bei den Men-
schen aus dem esoterischen Spektrum der Corona-Proteste zumeist um Persönlichkeiten 
handelt, die auf der Suche nach alternativen Lebenskonzepten und im Speziellen auch alter-
nativen Heilmethoden sind. Bei ihrer Meinungsbildung scheint die Intuition grundsätzlich 
schwerer zu wiegen, als fundierte wissenschaftliche Erkenntnisse. Sie zeichnen sich durch 

 Spiegel TV. (2020, 29. August). Der Corona-Soundtrack - Best Of »Hygienedemos« | SPIEGEL TV. Abgerufen am 7. April 2022, von 29

https://www.youtube.com/watch?v=bCaTX7gd32E

 Kaufmann, S. H. E. (2021). Impfen: Grundlagen, Wirkung, Risiken (1. Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck.30

 21

Ch
ri

st
ia

n-
M

ar
tin

 H
ip

pl
er



eine Sehnsucht nach Ursprünglichkeit und Naturromantik aus. Ähnlich wie die Lebensrefor-
mer, Mitte des 19. Jahrhunderts, ist ihnen eine kritische Auseinandersetzung und teilweise 
Überforderung mit der Komplexität der modernen Welt zu unterstellen. Des Weiteren kann 
eine gewisse Nähe der Esoteriker zur Wissenschaftsfeindlichkeit, bedingt durch ihre antimo-
derne Sehnsucht, postuliert werden. 
 
 
 
4.2.3  Schnittmengen zwischen Esoterikern und Rechtsextremen 
 
Um eine deutliche Schnittmenge zur Impfgegnerschaft innerhalb der rechtsextremen Bewe-
gung ausfindig zu machen, scheint eine Annäherung über die Ideologie sinnig. Nach Armin 
Pfahl-Traughber können folgenden Ideologiefamilien unterschieden werden: Deutschnatio-
nale, Jungkonservative, Nationalrevolutionäre, Nationalsozialisten und die Völkischen.  Die 31

genannte Naturverbundenheit und der Hang zu einer totalitären Weltanschauung, könnte 
ein verbindendes Element zwischen Esoterikern und den von Pfahl-Traughber letztgenann-
ten völkischen Rechtsextremen sein. 

Historisch vertraten die Anhänger von völkischen Bewegungen vor und während der Zeit des 
Nationalsozialismus unter anderem und insbesondere einen antisemitischen Volksbegriff, 
welcher sich aus der rassenideologischen Grundlage ergibt. Im Verständnis dieser Ideologie 
wird die Eigenschaft »jüdisch« ethnisch bestimmt und nicht über religiöse oder staatsbürger-
liche Zugehörigkeiten abgeleitet.  32

Das Feld, um völkische Theorien in der Mitte der Gesellschaft zu verbreiten, wurde schon zur 
Zeit der bereits genannten Lebensreformbewegung vorbereitet. Völkische Inhalte hatten 
schon um die Jahrhundertwende durch die Lebensreformer Einzug in viele gesellschaftliche 
Bereiche gehalten.  Die völkische Ideologie weist zahlreiche esoterisch anmutende Elemen33 -
te auf. Historisch fand diese bedeutsame Verknüpfung von esoterischen und rassistischen 
Inhalten mittels der Religion der Ariosophie statt. In dieser wurde schon vor der Zeit des Na-

 Pfahl-Traughber, A. (2019). Rechtsextremismus in Deutschland: Eine kritische Bestandsaufnahme (1. Aufl. 2019 Aufl.). Wiesba31 -
den, Deutschland: Springer VS.

 Globisch, C. (2013). Radikaler Antisemitismus: Inklusions- und Exklusionssemantiken von links und rechts in Deutschland 32

(2013. Aufl.). Wiesbaden, Deutschland: Springer VS.

 Virchow, F., Langebach, M. & Häusler, A. (2016). Handbuch Rechtsextremismus: Analysen (Edition Rechtsextremismus) (1. Aufl. 33

2017 Aufl.). Düsseldorf, Deutschland: Springer VS.
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tionalsozialismus die Überlegenheit der arischen Rasse mit spirituellen Inhalten verknüpft 
und hergeleitet. Der Einfluss der Ariosophie auf die Entwicklung der NS-Ideologie scheint 
nach heutiger Ansicht limitiert gewesen zu sein, allerdings ist eine Antizipation durchaus be-
legbar.  Dieser Einfluss findet sich beispielsweise in der nationalsozialistischen Rassenhy34 -
giene wieder. Innerhalb dieser wurde unter anderem die Auffassung vertreten, dass in der 
Natur die Selektion dafür sorge, dass nur die Stärksten ihre Anlagen an die nächste Generati-
on weitergeben könnten.  Eine Grundlage der Rassenhygiene ist der Sozialdarwinismus, 35

welcher unter anderem die Aussage vertritt, dass die Theorie der Auslese in sozialer, ökono-
mischer und moralischer Hinsicht maßgeblich für die menschliche Entwicklung sei. Die Leit-
bilder, der durch die völkische Ideologie geprägten Gesundheitspolitik im Nationalsozialis-
mus, waren unter anderem die »Volksgesundheit« und der »gesunde Volkskörper«. So be-
zeichnete das völkisch-nationalistische Spektrum zur Zeit des Nationalsozialismus das Imp-
fen unter anderem als eine sogenannte »Rassenschande« und befürchtete die Vergiftung des 
»gesunden Volkskörpers«.  Diese Positionen reihten sich in die bereits vorhandenen antise36 -
mitischen Töne der impfkritischen Bewegung. So vermutete etwa der bekannte Antisemit 
Eugen Dühring 1881 in seiner Publikation »Die Judenfrage als Racen-, Sitten- und Culturfra-
ge« hinter der Impfung eine Verschwörung von Jüdinnen und Juden. Er behauptete, sie sei 
erfunden worden, damit sich jüdische Ärzte an den entstehenden Kosten bereichern könn-
ten. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts radikalisierte sich diese Bewegung und verbreitete, 
durch Publikationen wie Hugo Wegeners »Impf-Friedhof« von 1912 oder dem öffentlichkeits-
wirksamen Präsentieren von Patienten mit Impfschäden, eine regelrechte Angst vor dem 
Impfen.  37

Unvereinbarkeit einer Völkischen Ideologie mit Vakzinationen: Impfungen und das Prinzip 
der Herdenimmunität scheinen einer völkischen Ideologie zu widersprechen. Da das Prinzip 
der Impfungen ein solidarisches ist, könnte es dazu kommen, dass aus völkischer Perspekti-
ve, ein schwächerer Mensch einen Starken schützt und umgekehrt, ein gesunder Mensch sich 
in Solidarität gegenüber einem Vulnerablen übt. Die angestrebte geschützte Menschenmen-

 Goodrick-Clarke, N. & Mörth, S. (2006). Die okkulten Wurzeln des Nationalsozialismus (5. Bearbeitete Ausgabe 2014 Aufl.). Statt34 -
gart, Deutschland: Leopold Stocker Verlag Graz.

 Bildung, B. F. P. (2021, 23. Juni). Was ist Sozialdarwinismus? Abgerufen am 7. April 2022, von https://www.bpb.de/themen/35

rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/214188/was-ist-sozialdarwinismus/

 Thießen, M. (2013a). Vom immunisierten Volkskörper zum „präventiven Selbst“. Impfen als Biopolitik und soziale Praxis vom 36

Kaiserreich zur Bundesrepublik. Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

 Berek, M. (2021, 2. Februar). ZEIT ONLINE | Verunreinigtes Blut. Abgerufen am 8. April 2022, von https://www.zeit.de/2021/06/37

impfgegner-antisemitismus-corona-impfung-geschichte
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ge, im Sinne der Herdenimmunität, ist gleichwohl der völkischen Ideologie zu weitreichend, 
da diese über das eigene »Volk« hinausgeht. Die Völkischen vertreten die Ansicht, dass Men-
schen, die eine Infektionskrankheit nicht überleben würden, eine zu schwache körperliche 
Konstitution haben, um einen wertvollen genetischen Beitrag oder ausreichende Arbeitsleis-
tung ins Volk einzubringen. Sie präferieren daher die Auslese der »Lebensunwerten« durch 
die natürliche Umgebung. 

Schnittmengen: Hier ergeben sich deutliche Überschneidungen zu protestierenden Impfgeg-
nern, welche zunächst nicht eindeutig der rechtsextremen Szene zuzuordnen sind. Gegen-
über einem Kamerateam äußerte ein Demonstrant im Jahr 2021 wörtlich: »Uns wird das Le-
ben genommen [durch die Schutzmaßnahmen] damit vielleicht manche alte Leute, die eh nicht 
mehr lange zu leben hätten, vielleicht nicht mehr weiterleben (…)«.  Ähnliche sinngemäße 38

Äußerungen sind Interviews und Kommentarspalten innerhalb sozialer Netzwerke zu ent-
nehmen.  

Eine weitere Analogie lässt sich im bekannten Narrativ der »Bergwanderung« erkennen: El-
tern, zumeist aus anthroposophischen Kreisen, welche sich bewusst gegen eine Masern-
Mumps-Röteln-Impfung ihrer Kinder entscheiden, bezeichnen die Infektion und das an-
schließende Durchleben der Krankheit als eine schwere »Bergwanderung«, welche »starke 
Kinder« schaffen müssen.  

Einordnung: Eine unmittelbare und bewusst formulierte antisemitische Haltung lässt sich 
den genannten aktuellen Beispielen nicht entnehmen. Die deutlichen Übereinstimmungen in 
der Haltung bezüglich eines intensiven Naturglaubens, der Selbstoptimierung und der Sinn-
haftigkeit einer »natürlichen Auslese«, lassen allerdings eine Unterstellung zur Nähe der völ-
kischen Ideologie nicht abwegig erscheinen. Gefestigte völkische Akteure könnten sich in 
ihren ideologischen Überzeugungen durch das Prinzip der Herdenimmunität angegriffen füh-
len und Impfungen grundsätzlich ablehnend gegenüber auftreten. In der deutschen Ge-
schichte ist bis heute das Bekenntnis zur völkischen Nation – und somit völkischen Ideologie 
– ein vereinendes Element unterschiedlicher und selbst rivalisierender rechtsradikaler und 
rechtsextremistischer Kräfte.  Daher scheint die Denkweise der Impfkritiker und -gegner für 39

die Agitation von Rechtsextremen besonders empfänglich zu sein, da diese durch ähnliche 

 Corona-Verharmloser »Captain Future«: Im Kostüm gegen das Virus | SPIEGEL TV. (2021, 3. März). Abgerufen am 7. April 2022, 38

von https://www.youtube.com/watch?v=9EBVhhaOz_8

 Globisch, C. (2013). Radikaler Antisemitismus: Inklusions- und Exklusionssemantiken von links und rechts in Deutschland 39

(2013. Aufl.). Wiesbaden, Deutschland: Springer VS.
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absolutistische Denkmuster und die Neigung zur Selbstoptimierung, den optimalen Nährbo-
den für völkische Ideologien bietet. Ein Druck auf diese Gruppe könnte sich ergeben, wenn 
durch eine ausreichende Anzahl von Impfungen der Herdenschutz eintritt und die epidemi-
sche beziehungsweise pandemische Lage für beendet erklärt werden kann, da das soziale 
System dann seine Funktionsfähigkeit unter Beweis stellen würde und zahlreiche potenziell-
empfängliche Menschen wegfallen. 
 
 
 
4.2.4  Schnittmengen zwischen Esoterikern und Verschwörungsideologen 
 
Die bereits genannten Denkmuster könnten eine Überschneidung zwischen dem Spektrum 
der Esoteriker und der Gruppe der verschwörungsideologischen Protestierenden darstellen, 
die das Virus für eine Erfindung unbekannter Mächte halten. Beide Gruppen sind geprägt von 
Irrationalität und bevorzugen die eigene Intuition. Vereint sind sie in ihrer Abneigung gegen-
über der sogenannten »Schulmedizin« und der evidenzbasierten Wissenschaft. Ihr esoteri-
sches Weltbild trägt alle Merkmale klassischer Verschwörungsideologien: Nichts ist wie es 
scheint, alles ist miteinander verbunden und wird dualistisch unterteilt in »wir« und »die« 
beziehungsweise »gut« und »böse«. 

4.3  Pseudomedizinisches Spektrum am Beispiel  
 »Neue Germanische Medizin« 

Eine weitere Annäherung an die Thematik der Verknüpfung von antisemitischen Überzeu-
gungen und Vakzinierungen ist über eine Gruppe möglich, welche direkt im Spektrum der 
Pseudomedizin zu verorten ist, sich gegen Impfungen ausspricht und sich gewissermaßen 
offen mit einer völkischen Ideologie präsentiert. 

Die Vertreter und Anhänger der sogenannten »Germanischen Neuen Medizin«  stellen sich als 
Alternative zur wissenschaftlich-anerkannten Medizin dar. Diese pseudomedizinische Lehre 
wurde vom 1935 geborenen deutschen Ryke Geerd Hamer erfunden. Hamer studierte Medizin 
und Theologie in Deutschland. 1986 wurde ihm die Approbation entzogen. Gegen ihn wurde 
vielfach staatsanwaltschaftlich ermittelt und entsprechende Haftbefehle erwirkt.  
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Nach dem Prinzip der »Germanischen Neuen Medizin« entstehen alle Krankheiten  durch in-
nere Konflikte. Sie werden vorgeblich durch sogenannte »Konfliktschockerlebnisse« ausge-
löst. Werden diese Konflikte bewältigt, vergehen anschließend die Krankheiten, welche nach 
Hamers Auffassung bereits ein Teil des Heilungsprozesses sind. Ein elementares Prinzip der 
»Germanischen neuen Medizin« ist, dass in den Heilungsprozess nicht durch Operationen 
oder Medikamente eingegriffen werden dürfe. Es steht also eine alleinige Selbstheilung im 
Mittelpunkt. In einer Publikation zur »Neuen Germanischen Medizin«, welche Behandlung 
von Panik, Krebs und Psychosen thematisiert, findet sich unter anderem folgendes Zitat: 
»(…) unsere treugläubigen Gutdenk-Menschen (werden) von einer jüdischen Regierung wie die 
Lämmer in den Schlachthof zum Schächten dirigiert.« In eigenen Schriften führt Hamer weiter 
aus: »Es ist doch so: Die jüdische Religion teilt bekanntlich alles ein in gutartig u. bösartig, so 
auch in der jüdischen sog. Schulmedizin. Wir Nichtjuden werden gezwungen, weiterhin die jü-
dische Schulmedizin zu praktizieren mit Chemo, Morphium....- die die Juden selbst aber seit 20 
Jahren nicht mehr praktizieren.«   Darüber hinaus vertritt Hamer die Meinung, dass schul40 41 -
medizinische Chemotherapie und Impfungen Erfindungen von Jüdinnen und Juden sein und 
behauptet, dass jüdische Geheimgesellschaften sich gegen ihn verbündet hätten. Besonders 
interessant ist eine Aussage vom 18. Januar 2020 im Rahmen eines TV-Interviews. Hier führte 
Hamer aus, dass es üblich sei, dass »unschuldigen Deutschen« mittels Spritzen »Mikrochips« 
verpflanzt werden, um eine ferngesteuerte Tötung zu ermöglichen.  Heutige Anhänger der 42

»Germanischen Neuen Medizin« lehnen die wissenschaftliche und anerkannte Medizin fast 
ausnahmslos ab. Zur COVID-19-Pandemie vertreten sie die Position, dass diese durch einen 
gemeinschaftlichen Konflikt zu erklären sei. Hygienemaßnahmen, Testen und Quarantäne 
seien unnötig und die Impfung führe zu einem weiteren psychischen Konflikt, der Autismus 
und Epilepsie auslösen könne.  43

 Benkhelouf, D. (2017, 15. März). Das wirre Weltbild der Germanischen Neuen Medizin. Abgerufen am 9. April 2022, von https://40

www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Das-wirre-Weltbild-der-Germanischen-Neuen-
Medizin-,germanischemedizin102.html

 Arbeitsgemeinschaft Prävention und Integrative Onkologie (PRiO) der Deutschen-Krebsgesellschaft. (2017, November). Ger41 -
manische Neue Medizin nach Dr. Hamer - Stellungnahme. PRIO. Abgerufen von http://prio-dkg.de/wp-content/uploads/2017/11/
Stellungnahme_Neue-Germanische-Medizin_20170224.pdf

 Benkhelouf, D. (2017, 15. März). Das wirre Weltbild der Germanischen Neuen Medizin. Abgerufen am 9. April 2022, von https://42

www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Das-wirre-Weltbild-der-Germanischen-Neuen-
Medizin-,germanischemedizin102.html

 Grotepass, C. (2016, 13. Februar). Sekteninfo NRW | Die »Germanische Neue Medizin« von Ryke Geerd Hamer. Abgerufen am 9. 43

April 2022, von https://sekten-info-nrw.de/information/artikel/verschwoerungstheorien/die-germanische-neue-medizin-von-
ryke-geerd-hamer
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Einordnung: Am tiefen Glauben an die alleinige Selbstheilung ist auch bei dieser Gruppe ein 
totalitäres Denkmuster erkennbar. Die antisemitische Artikulation ist vielfältig und offen-
sichtlich. Dieses Spektrum scheint ein in sich geschlossenes Weltbild zu bieten und weist da-
bei nahezu wahnhafte Züge auf. Mit der Vermischung von Verschwörungsideologien, Rassis-
mus, Antijudaismus und Antisemitismus kann dieser Gruppe eine wechselseitige Verfloch-
tenheit mit empfänglichen Impfgegnern, Verschwörungsideologen und gefestigten Rechtsex-
tremen unterstellt werden. 

5.  Antisemitische Artikulation im Kontext  
 der Corona-Pandemie 

5.1  Judenstern-Analogie 

Teilnehmer von Corona-Protesten sind besonders in den Jahren 2021 und 2022 durch das 
Tragen eines gelben Sterns mit dem Wort »ungeimpft« in der Mitte aufgefallen und somit 
auch in den Fokus der Medienberichterstattung gekommen. Diese zumeist selbstgebastelten 
Applikationen sind von Farbgebung, Form und Typografie nahezu identisch mit dem Juden-
stern; abgesehen von der mittigen Aufschrift. Die Schriftart, welche im Judenstern verwendet 
wurde und mit den geschwungenen Buchstaben die hebräische Schrift verhöhnen sollte, 
wurde von den »Ungeimpften« ebenfalls übernommen.  

Der Judenstern selbst ist ein vom nationalsozialistischen Regime eingeführtes Zwangskenn-
zeichen, welches dazu diente, die zu diesem Zeitpunkt schon völlig aus dem sozialen Leben 
gedrängten Jüdinnen und Juden, öffentlich sicht- und kontrollierbar zu machen. Nur einen 
Monat nach der Einführung der Polizeiverordnung zum Judenstern begann die systematische 
Massendeportation und Ermordung.  Die Träger des Judensterns wurden damals zum direk44 -
ten Feind einer ausgewählten Gesellschaft erklärt. Dies unterstreicht eine NSDAP-Parole der 
Zeitung »Woche« (27/1942) in welcher es hieß: »Wer dieses Zeichen trägt, ist ein Feind unseres 

 Bergmann, W. (2002). Geschichte des Antisemitismus (Beck’sche Reihe) (6., überarbeitete Aufl.). München, Deutschland: C.H.44 -
Beck.
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Volkes«.  Einordnung: Eine systematische Veröffentlichung des Impfstatus von Bürgerinnen 45

und Bürgern fand im Rahmen der Corona-Schutzmaßnahmen zu keinem Zeitpunkt statt. Des 
Weiteren sind auch keine Anzeichen für eine solche Absicht durch die Schutzmaßnahmen 
auszumachen. 

5.2  Judenboykott-Analogie 

Eine weitere Entfremdung einer nationalsozialistischen Metapher stellt ein Vorfall im Jahr 
2021 in Bruchsal dar. Dort wurden von unbekannten Personen Plakate mit einem verfremde-
ten Judenstern und der Aufschrift »Ungeimpfte sind hier unerwünscht« an Schaufenster-
scheiben von Geschäften in der Innenstadt geklebt. Diese konnten im Sinne der Schutzmaß-
nahmen zu diesem Zeitpunkt nur durch Genesene und Geimpfte betreten werden.   46

Im Jahr 1933 wurden in Deutschland jüdische Geschäfte mit weißen oder gelben Davidster-
nen in ähnlicher Form markiert und der Judenboykott gefordert. Dies stellte eine gezielte 
Maßnahme der Nationalsozialisten zur Verdrängung der deutschen Jüdinnen und Juden aus 
dem Wirtschaftsleben dar. Einordnung: Die getätigte Analogie ist in den substanziellen Punk-
ten unzutreffend. Die Verkehrung der Adressaten der Kennzeichnung deutet überdies auf 
eine sekundär antisemitische Täter-Opfer-Umkehr hin. 

5.3  »Arbeit macht frei«-Analogie 

Im Jahr 2020 erstattete die Polizei Strafanzeige gegen einen Nutzer einer Telegram-Gruppe. 
Dieser hatte ein Bild geteilt, welches ein Eisentor mit dem Schriftzug »Impfung macht frei« 
zeigte.  Die Ähnlichkeit zur Phrase »Arbeit macht frei«, welche in Torbögen und auf Torauf47 -

 Redaktion Zukunft braucht Erinnerung. (2004, 6. November). Zukunft braucht Erinnerung. Abgerufen am 9. März 2022, von 45

https://www.zukunft-braucht-erinnerung.de/judensterne/

 Besinger, M. (2021, 6. Dezember). »Ungeimpfte unerwünscht«: Schaufenster in Bruchsal mit »Judenstern«-Zetteln. Abgerufen 46

am 9. März 2022, von https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/karlsruhe/palakataktion-mit-judenstern-ungeimpf-
te-unerwuenscht-in-bruchsal-100.html

 Sanders, J. (2022, 21. Januar). »Impfung macht frei«: Strafanzeige für Beitrag in Osnabrücker Telegram-Gruppe. Abgerufen am 47

9. März 2022, von https://www.noz.de/lokales/osnabrueck/artikel/-20179083
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schriften an nationalsozialistischen Konzentrationslagern Verwendung fand, ist offensicht-
lich. Die Konzentrationslager stellten einen elementaren Bestandteil des Verfolgungspro-
gramms der Nationalsozialisten mit dem Ziel »das Ende der jüdischen Rasse in Europa« dar. 
Diese eigens dafür konstruierten Todesfabriken dienten einzig und allein der Perfektion des 
millionenfachen Mordes.  48

5.4  Abschließende Einordnung der Analogien 

Sowohl die Verwendung entfremdeter Judensterne, abgewandelter KZ-Torbögen und NS-
Boykott-Kennzeichnungen im Rahmen von Protest gegen Pandemie-Schutzmaßnahmen, 
bagatellisieren die systematische Verfolgung und Ermordung von Millionen von Menschen 
und letztlich die Shoa. Insbesondere die zahlreiche Verwendung des verfremdeten Juden-
sterns bei Corona-Protesten sticht dabei hervor. Unmittelbar an diese Maßnahme der Natio-
nalsozialisten, an welche der »Ungeimpft-Stern« erinnern soll, knüpfte 1944 die Perfektionie-
rung eines Völkermordes. Sie stellt daher eine besonders perfide Art und Weise der Margina-
lisierung der Judenverfolgung dar. Alle oben genannten Fälle sind eindeutig antisemitisch 
einzustufen und können der Erscheinungsform des Post-Schoa-Antisemitismus zugeordnet 
werden. 

5.5  Sophie Scholl-Vergleich 

Im Rahmen einer Demonstration der Querdenken-Bewegung gegen die Corona-Politik im 
November 2020 trat eine junge Frau auf die Bühne der Initiatoren und äußerte: »(…) Ich bin 
Jana aus Kassel und ich fühle mich wie Sophie Scholl, da ich seit Monaten hier aktiv im Wider-
stand bin, Reden halte, auf Demos gehen, Flyer verteile und auch seit gestern Versammlungen 
anmelde (…)«. Eine Person, die daraufhin an die Bühne trat, die getätigte Äußerung kritisierte 
und das Gespräch suchte, wurde von Polizeibeamten aus dem Bereich der Bühne geführt 
und ermöglichte der Rednerin fortzufahren.  49

 Bergmann, W. (2002). Geschichte des Antisemitismus (Beck’sche Reihe) (6., überarbeitete Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck.48

 Empörung um Rede auf Querdenker-Demo | hessenschau. (2020, 23. November). Abgerufen am 11. April 2022, von https://49

www.youtube.com/watch?v=5MzHOWf8I_k
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Sophie Scholl war eine deutsche Widerstandskämpferin gegen den Nationalsozialismus. Sie 
wurde 1943 aufgrund einer Flugblatt-Aktion in der Universität München, gemeinsam mit ih-
rem Bruder Hans Scholl, durch die Gestapo verhaftet und vernommen. Anschließend wurde 
sie von nationalsozialistischen Richtern zum Tode verurteilt und starb durch Enthauptung. 
Einordnung: Entsprechungen der Lebenssituation der oben genannten Demonstrantin im 
Jahr 2020 und der von Sophie Scholl 1933 sind in den maßgeblichen Eigenschaften nicht fest-
zustellen. Sophie Scholl wurde unmittelbar im Anschluss an ihre Meinungsäußerung, welches 
staatliches Vorgehen kritisierte, vom selbigen ermordet. Die Meinungsäußerung der Studen-
tin aus Kassel im Jahr 2020 hingegen wurde durch die Exekutive geschützt. Der Vergleich ba-
nalisiert offenkundig die widrigen Lebensumstände und das Verbrechen, das an Sophie 
Scholl verübt wurde. Das verzerrte Selbstbild der Demonstrantin als verfolgtes Opfer kann als 
zentrales Element einer antisemitischen Einstellung gewertet werden und als Post-Schoa-
Antisemitismus klassifiziert werden. 

5.6  Anne Frank-Vergleich 

Im gleichen Monat las eine Elfjährige auf der Bühne einer Demonstration von »Querdenken« 
in Karlsruhe einen Text vor, den mutmaßlich ihre Eltern schrieben. Sie berichtete von ihrer 
Geburtstagsfeier: »Wir mussten die ganze Zeit leise sein, weil wir sonst vielleicht von 
unseren Nachbarn verpetzt worden wären. Ich fühlte mich wie bei Anne Frank im Hinterhaus, 
wo sie mucksmäuschenstill sein mussten, um nicht erwischt zu werden.«  Es ist davon auszu50 -
gehen, dass die Erziehungsberechtigten sich im Vorfeld über die, zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden, Kontaktbeschränkungen zwecks Veranstaltung einer Geburtstagsfeier hinweggesetzt 
und  die anwesenden Kinder zu einem ruhigen Verhalten angeregt hatten. 

Annelies Marie Frank war ein deutsch-niederländisches Mädchen jüdischer Herkunft aus 
Frankfurt am Main. Mit Ihrer Familie flüchtete sie 1933 von Deutschland in die Niederlande, 
um der Verfolgung durch die Nationalsozialisten zu entgehen. In Amsterdam lebte Anne 
Frank mit ihrer Familie über zwei Jahre in einem versteckten Hinterhaus. Während dieser Zeit 
versuchten sie keine Aufmerksamkeit, beispielsweise durch laute Geräusche, zu erregen. Im 
Jahr 1944 wurde sie und ihre Familie durch die Gestapo verhaftet und Monate später ins Kon-
zentrationslager Bergen-Belsen verschleppt. Dort verstarb sie an einer Krankheit, die auf die 

  Empörung um Rede auf Querdenker-Demo | hessenschau. (2020, 23. November). Abgerufen am 11. April 2022, von https://50 50
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hygienischen Mängel im Lager zurückzuführen sind. Einordnung: In diesem getätigten Ver-
gleich sind ebenfalls keine Parallelen der Lebensverhältnisse ersichtlich. Die dargestellte 
Analogie ist offenkundig unzutreffend. Die Äußerung verharmlost die NS-Verbrechen und ist 
ebenfalls dem Post-Schoa-Antisemitismus zuzuordnen. Signifikant ist hingegen die Instru-
mentalisierung des Kindes durch die Erziehungsberechtigten. Die Elfjährige wurde an dieser 
Stelle in eine offensive Rolle in Zusammenhang mit den Demonstrationen gedrängt. Der 
überdies antisemitische Vortrag durch ein instrumentalisiertes Kind kann als außergewöhn-
liche Zunahme einer entgleisenden Kommunikation und Verhaltensweise  innerhalb der 
Impfgegner-Bewegung gewertet werden. 
 

5.7  Vergleich des Infektionsschutzgesetzes von 2020 mit  
 dem Ermächtigungsgesetz von 1933 

Im November 2020 stimmten Bundestag und Bundesrat über Änderungen im Infektions-
schutzgesetz »Drittes Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite« ab. 415 Abgeordnete des Bundestages stimmten für die Reform, um 
die Schutzmaßnahmen im Rahmen der Corona-Pandemie künftig auf eine genauere rechtli-
che Grundlage zu stellen. 236 Abgeordnete stimmten dagegen, acht enthielten sich. Im Rah-
men dieser Sitzung äußerte der parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion, Bernd 
Baumann: »Die heutige Gesetzesvorlage ist eine Ermächtigung der Regierung, wie es das seit 
geschichtlichen Zeiten nicht mehr gab«.  Demonstranten, die der Querdenken-Bewegung 51

zuzuordnen sind und am selben Tag in Berlin demonstrierten, zeigten Plakate, welche Por-
traits von Adolf Hitler und Angela Merkel gegenüberstellten, illustriert mit der Aufschrift »1933: 
Verordnung zum Schutz von Volk und Staat - 2020: Bevölkerungsschutzgesetz«.  52

1933 wurde das Ermächtigungsgesetz »Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich« 
vom deutschen Reichstag erlassen. Für dieses, die Weimarer Verfassung änderndes Ermäch-
tigungsgesetz, bedurfte es einer Zweidrittelmehrheit des Parlaments. Mitglieder der SS und 
SA schüchterten im Vorfeld Abgeordnete anderer Parteien des Reichstags ein, damit diese 

 Redaktion, B. (2020, 18. November). Bundestag beschließt Änderungen am Infektionsschutzgesetz. Abgerufen am 11. April 51

2022, von https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/bundestag-beschliesst-aenderungen-am-
infektionsschutzgesetz,SGhhH8G

 Euronews. (2020, 18. November). AfD trägt Corona-Proteste in Bundestag und schockt mit Nazi-Vergleich. Abgerufen am 11. 52

April 2022, von https://de.euronews.com/2020/11/18/afd-tragt-corona-proteste-in-bundestag-und-schockt-mit-nazi-vergleich
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anschließend für das genannte Gesetz votierten. Das Gesetz war mit vielerlei Fallstricken ge-
spickt und sollte unter anderem der Gleichschaltung staatlicher Organe dienen. Darin hieß es 
unter anderem: »Reichsgesetze können außer in dem in der Reichsverfassung vorgesehen Ver-
fahren auch durch die Reichsregierung beschlossen werden.« sowie »Die von der Reichsregie-
rung beschlossenen Reichsgesetze können von der Reichsverfassung abweichen.«  Das Gesetz 53

war auf eine Dauer von vier Jahren angelegt und konnte nicht durch unabhängige Gerichte 
geprüft werden. Das Ermächtigungsgesetz gilt heute als der letzte Schritt zur Errichtung der 
Diktatur der Nationalsozialisten. 

Einordnung: Nach Auffassung der Demonstranten kommt die neue Fassung des Infektions-
schutzgesetzes von 2020 dem Ermächtigungsgesetz von 1933 gleich. Es kursierte der Vor-
wurf, die Bundesregierung hätte ein Ermächtigungsgesetz auf den Weg gebracht, mit dem 
parlamentarische Kontrolle ausgehebelt werden sollte. Dieser Vorwurf ist dahingehend 
falsch, dass sich die Gesetze in Zielsetzung und elementaren Eigenschaften unterscheiden: 
Bei der Verabschiedung des Infektionsschutzgesetzes 2020 fanden keinerlei Einschüchte-
rungsversuche statt. Die Laufzeit des Gesetzes ist limitiert, das Parlament kann es jederzeit 
außer Kraft setzen oder abschaffen und unabhängige Gerichte können gegen das Gesetz vor-
gehen. Der Vergleich ist somit erwiesen geschichtsrevisionistisch und bagatellisiert die NS-
Verbrechen. Dieser ist unzweifelhaft antisemitisch einzustufen und dem Post-Schoa-Antise-
mitismus zuzuordnen. 

5.8  Begriff der »Schulmedizin« 

Da der Kampfbegriff der »Schulmedizin« häufig von Impfkritikern und -gegnern im Zusammen-
hang mit der Corona-Pandemie und der Schutzimpfung verwendet wird, scheint eine nähere Be-
trachtung sinnvoll. 

Der Begriff »Schulmedizin« bezeichnet die an Universitäten in aller Welt gelehrte und allgemein 
anerkannte Medizin. Entstanden ist der Begriff zur Zeit der Lebensreformbewegung und wurde 
als Kampfbegriff verwendet, um wissenschaftlich orientierte und evidenzbasierte medizinische 
Lehre von alternativ-medizinischen Konzepten wie beispielsweise Naturheilverfahren, Körperthe-

 Bibliothek, B. M. S.-D. D. (o. D.). Zusammenfassung Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich [Ermächtigungsgesetz], 53

24. März 1933 / Bayerische Staatsbibliothek (BSB, München). Abgerufen am 11. April 2022, von https://www.1000dokumente.de/
index.html?c=dokument_de&dokument=0006_erm&l=de
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rapieverfahren, Homöopathie, Osteopathie und Methoden der anthroposophischen Lehre abzu-
grenzen. Viele Methoden dieser unwissenschaftlichen Medizin lassen sich eindeutig den Pseudo-
wissenschaften zuordnen. Für einen überwiegenden Teil der alternativmedizinischen Konzepte 
gilt, dass ein wissenschaftlich plausibler Wirkmechanismus nicht nachgewiesen werden kann. 
Samuel Hahnemann, der Begründer der Homöopathie, bezeichnete 1832 abfällig Ärzte, die seiner 
Theorie nicht folgen wollten als »Mediziner der Schule« und gilt somit als Begründer der Begriff-
lichkeit. 

In der Zeit des Nationalsozialismus rückte die Alternativmedizin stärker in den Fokus der Regie-
renden. Im Jahr 1933 wurde im »Deutschen Ärzteblatt« die »häufige Überlegenheit« von alterna-
tiv-medizinischen Verfahren gegenüber der »Schulmedizin« propagiert. Den völkischen Ideologen 
war die wissenschaftliche Medizin zu sehr sozialmedizinisch geprägt. Die Therapiefreudigkeit wi-
dersprach dabei besonders dem angestrebten Konzept der Rassenhygiene. Homöopathen und 
andere nicht-wissenschaftlich medizinische Ärzte profitierten von der dieser Auffassung bis 1945 
enorm. In diesem Zusammenhang wurde auch der plakativere Kampfbegriff der »verjudeten 
Schulmedizin« durch Antisemiten etabliert. Sie präferierten damals völkisch-orientierte natur-
heilkundliche Methoden wie die »gesunde Volksmedizin« und die »Neue deutsche Heilkunde«. 
1934 trat auch der Begriff der »verjudeten und verfreimaurerten Schulmedizin« auf. Dieser sollte 
unterstreichen, dass gerade junge Ärzte, welche gegebenenfalls von »judenfreundlichen« Wissen-
schaftlern nicht ausreichend auf dem Gebiet der gerade neu entwickelten Rassenkunde ausge-
bildet wurden und könnten deren Interessen unterbewusst vertreten. Auch der Begriff der »mar-
xistischen Schulmedizin« wurde verwendet, um sozialmedizinische Ansätze zu diskreditieren.  54

Einordnung: Der Begriff »Schulmedizin« wird von Impfgegner offenkundig kontinuierlich in Inter-
views und in Publikationen verwendet. Er kommt dabei zumeist ohne das vorangestellte »verju-
det« aus. Fraglich ist, ob die Verwendung dieses Kampfbegriffes durch Impfkritiker mit verschwö-
rungideologischen Tendenzen mit der Diktion einer »verjudeten Schulmedizin« der Nationalso-
zialisten etwas Gemeinsames hat. Eine ideologische Überschneidung in diesem Kontext könnte 
die Wissenschaftsfeindlichkeit darstellen. Das grundsätzliche Infrage stellen aller etablierten Wis-
senschaft, welche durch das gegenwärtige politische System anerkannt und vertreten wird sowie 
das ausdauernde Suchen und anschließende unkritische Verbreiten von alternativen Ideen, stellt 
unfraglich eine Gemeinsamkeit dieser Gruppen dar. Weitere Schnittpunkte der alternativ-medizi-
nisch orientierten Impfgegner und völkischen Ideologen stellt der absolutistisch ausgelegte 
Grundsatz, dass »naturgegebenes nicht schlecht sein kann.« dar. 

 Jütte, R. (1996). Geschichte der alternativen Medizin. Von der Volksmedizin zu den unkonventionellen Therapien von heute. 54

München, Deutschland: Beck.
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6.  Studienlage 

Die Studienlage zur Thematik ist in Deutschland vielfältig. Zum Thema Antisemitismus be-
handelt eine Vielzahl der Studien die Anzahl antisemitischer Aussagen und Tätlichkeiten. 
Studien, die sich mit den Corona-Demonstrationen auseinandersetzen, erfassen zumeist die 
grundsätzliche Bereitschaft der Bevölkerung an Protesten teilzunehmen. Eine »CeMAS-Stu-
die« vom 17. Februar 2022 mit dem Titel »Das Protestpotential während der COVID-19-Pan-
demie« hat sich hingegen mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Proteste und ihren 
Einstellungen befasst. Ein Abschnitt der Studie erhob die Einstellungen der Protestierenden 
und Protestbereiten in Bezug auf Verschwörungserzählungen.  

Hier konnte festgestellt werden, dass 43,7 Prozent der Gruppe mit einer hohen Protestbereit-
schaft der Aussage »Es gibt viele Impftote, die von den Eliten systematisch vor der Gesellschaft 
verheimlicht werden.« zustimmten. Diese Aussage ist nicht unmittelbar als antisemitisch zu 
erkennen und lässt sich wie folgt einordnen: Die Zustimmung zu dieser Aussage, ohne den 
Begriff der »Eliten« zu hinterfragen, lässt den Schluss zu, dass die Befragten ein Bild derer vor 
Augen haben, wer der Gesellschaft gegenüberstehen soll. Der Begriff der »globalen Elite« 
spielt nahezu ausnahmslos auf antisemitische Mythen an. Unter anderem auf den »Großen 
Austausch«; dessen Ziel es sein soll, die weiße Bevölkerung durch Einwanderung auszutau-
schen. Während der Corona-Pandemie wurde die Erzählung des »Great Reset« mit der „QA-
non-Erzählung“ verknüpft. Hierbei handelt es sich um die angeblichen Pläne zur Errichtung 
einer herrschenden »Weltregierung«. Die steuernde »globale Elite« ist in allen Geschichten 
jüdisch besetzt. Des Weiteren kann ein Zusammenhang zum Begriff der »Finanzelite« unter-
stellt werde. Dieser spielt unzweifelhaft auf das antisemitische Narrativ des »Geldjudens« an. 

24,2 Prozent der besonders Protestbereiten stimmten der Aussage »Dunkle Mächte nutzen 
das Virus, um die Welt zu beherrschen.« zu. Ebenfalls nicht direkt und offensichtlich antisemi-
tisch aufgeladen, ist dieser Anschauung doch unstreitig eine Nähe zum Narrativ der jüdi-
schen Weltverschwörung zu attestieren. 

»Die aktuellen Corona-Maßnahmen und die Politik sind mit der Zeit des Nationalsozialismus 
vergleichbar«. Dieser Ansicht sind, laut CeMAS-Studie, 37,6 Prozent der Gruppe mit einer ho-
hen Protestbereitschaft. Mit dieser Auffassung wird der Versuch unternommen, die Verhält-
nisse einer Zeit, in welcher menschenverachtenden Gräueltaten durch den Staat veranlasst 
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wurden, mit denen der Corona-Maßnahmen auf eine Stufe zu stellen. Daher ist diese Be-
hauptung eindeutig dem Post-Schoa-Antisemitismus zuzuordnen. 

Ergänzend nennenswert ist, dass die Studie zu dem Ergebnis kam, dass der Impfstatus eine 
große Rolle in Bezug auf die Protestbereitschaft spielt. 69,2 Prozent der Ungeimpften gaben 
an, an den Protesten eher teilnehmen zu wollen. Ein Blick auf Wahlabsicht der Protestberei-
ten zeigt, dass die AfD die höchsten Zustimmungswerte erfährt und in dieser Gruppe die Be-
reitschaft zur Teilnahme an illegalen Aktionen gegen die Schutzmaßnahmen am stärksten 
ausgeprägt ist.  55

7.  Schlussbetrachtung 

Seitdem es Impfungen gibt, gibt es auch Impfkritiker und Impfgegner, welche sich vor Ne-
benwirkungen, Impfunfällen oder der Einführung einer Impfpflicht fürchten. Der Blick in die 
Historie offenbart, dass die kritische Auseinandersetzung mit Vakzinationen nicht zwingend, 
aber außergewöhnlich häufig mit antijudaistischen oder antisemitische Ressentiments ein-
hergeht. Die abschreckende Komplexität der Thematik und eine Neigung zu absolutistischen 
Denkmustern könnte ein Grund für die Empfänglichkeit dieses Ideologismus sein. Der Anti-
semitismus unter Impfgegnern im Nationalsozialismus war eindeutig keine Randerschei-
nung, da ein sozialdarwinistischer und zutiefst unsolidarischer intensiver Naturglaube eine 
frappierende Gemeinsamkeit darstellt. Zu dieser Zeit stellten der Judenhass und die Impfkri-
tik in der Feindseligkeit gegen die sogenannte »Schulmedizin« eine schlagkräftige Symbiose 
dar. Dass die Verbindung von Impfkritik und antisemitischem Verschwörungsmythen nicht 
neu ist und ihre Ursprünge schon vor der Zeit des Nationalsozialismus zu verorten sind, 
konnte eindeutig dargelegt werden. Die Verbindungen der Impfgegner und -kritiker der Co-
rona-Pandemie zu ihren historischen Vorgängern scheinen mannigfaltig zu sein. Eine Vielzahl 
von ihnen steht in der Tradition der esoterischen, lebensreformistischen oder anthroposo-
phischen Bewegungen der Vergangenheit. 

Seit dem Start der Schutzmaßnahmen des Bundes und der Länder im Jahr 2020 ergab sich 
ein gesellschaftlicher Zustand, der für viele auch Verschwörungsmythen attraktiver erschei-

 Lamberty, P., Holnburger, J. & Goedeke Tort, M. (2022, 17. Februar). CeMAS-Studie: Das Protestpotential während der 55

COVID-19-Pandemie. Abgerufen am 3. Mai 2022, von https://cemas.io/blog/protestpotential/
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nen ließ. »Der Jude« schien in dieser Situation ein bereits eingeübtes Feindbild zu sein. Ins-
besondere die in Deutschland sehr weit verbreitete Erzählung um »QAnon« ist in jedem Falle 
besonders beobachtenswert. Sie vereinnahmt nahezu alle antisemitischen und antijudaisti-
schen Stereotype und zielt überdies auf alles, was ihre Ideologen als »Elite« bezeichnen. Ihre 
Verbreitung stellt eine Gefahr für die freiheitliche demokratische Grundordnung in Deutsch-
land dar, da ihr antipluralistisches Denkmuster zu einer Radikalisierung führen kann. Dieses 
könnte sich in einer Aversion gegen jegliches politisches System mit demokratisch-liberaler 
Prägung verfestigen. 

Die zahlreichen antisemitischen Ausführungen im Rahmen von Protesten gegen die Schutz-
maßnahmen belegen, dass offen-formulierter Antisemitismus in der Corona-Pandemie in 
vielen Kreisen zunehmend gesellschaftsfähig geworden ist. Hervorstechend sind die Verglei-
che zwischen den staatlichen Schutzmaßnahmen und der Verfolgung der Juden im National-
sozialismus, sowie die damit einhergehende Umdeutung der Opferrolle. Die weitestgehend 
kritiklose Teilnahme von Personen aus dem bürgerlichen Umfeld unterstreicht die oben ge-
nannte These. 

Da sich die beschriebene Verbreitung antisemitischer Ressentiments scheinbar größtenteils 
aus den Protesten gegen die Schutzmaßnahmen nähren, dürfte dieser Form kein langes Le-
ben beschieden sein. Dessen ungeachtet, offenbart solch eine Krise die starke Anfälligkeit 
einer Gesellschaft für politischen und rassistischen Antisemitismus. Die mögliche Radikalisie-
rung in Einzelfällen wird mit großer Wahrscheinlichkeit in Zukunft eine konkrete Gefahr für 
das Zusammenleben in Deutschland darstellen. 

 36

Ch
ri

st
ia

n-
M

ar
tin

 H
ip

pl
er



8.  Quellenverzeichnis 

- Arbeitsgemeinschaft Prävention und Integrative Onkologie 
(PRiO) der Deutschen-Krebsgesellschaft. (2017, November). 
Germanische Neue Medizin nach Dr. Hamer - Stellungnahme. 
PRIO. Abgerufen von http://prio-dkg.de/wp-content/uploads/
2017/11/Stellungnahme_Neue-Germanische-Medi-
zin_20170224.pdf 

- Asbjørn Dyrendal: Conspiracy Theories and New Religious 
Movements. In: James R. Lewis und Inga Tøllefsen (Hrsg.): The 
Oxford Handbook of New Religious Movements, Bd. 2, Oxford 
University Press, Oxford 2016 

- Auffarth, C. (1999). Metzler Lexikon Religion. Heidelberg, 
Deutschland: Springer-Verlag Berlin. 

- Beck, P. (o. D.). Deutsche Biographie - Nittinger, Gottlob. Abge-
rufen am 16. April 2022, von https://www.deutsche-biogra-
phie.de/pnd117023574.html 

- Benkhelouf, D. (2017, 15. März). Das wirre Weltbild der Ger-
manischen Neuen Medizin. Abgerufen am 9. April 2022, von 
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_-
weser-leinegebiet/Das-wirre-Weltbild-der-Germanischen-
Neuen-Medizin-,germanischemedizin102.html 

- Berek, M. (2021, 2. Februar). ZEIT ONLINE | Verunreinigtes 
Blut. Abgerufen am 8. April 2022, von https://www.zeit.de/
2021/06/impfgegner-antisemitismus-corona-impfung-ge-
schichte 

- Bergmann, W. (2002). Geschichte des Antisemitismus (Beck’-
sche Reihe) (6., überarbeitete Aufl.). München, Deutschland: 
C.H.Beck. 

- Bergmann, W. & Erb, R. (1991). Antisemitismus in der Bundes-
republik Deutschland: Ergebnisse der empirischen Forschung 
von 1946–1989 (1991. Aufl.). Wiesbaden, Deutschland: Sprin-
ger. 

- Besinger, M. (2021, 6. Dezember). „Ungeimpfte unerwünscht“: 
Schaufenster in Bruchsal mit „Judenstern“-Zetteln. Abgeru-
fen am 9. März 2022, von https://www.swr.de/swraktuell/
baden-wuerttemberg/karlsruhe/palakataktion-mit-juden-
stern-ungeimpfte-unerwuenscht-in-bruchsal-100.html 

- Bibliothek, B. M. S.-D. D. (o. D.). Zusammenfassung Gesetz zur 
Behebung der Not von Volk und Reich 
[Ermächtigungsgesetz], 24. März 1933 / Bayerische Staatsbi-
bliothek (BSB, München). Abgerufen am 11. April 2022, von 
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_-
de&dokument=0006_erm&l=de 

- Bildung, B. F. P. (2021, 23. Juni). Was ist Sozialdarwinismus? 
Abgerufen am 7. April 2022, von https://www.bpb.de/the-

men/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/214188/
was-ist-sozialdarwinismus/ 

- Blume, M. (2019). Warum der Antisemitismus uns alle be-
droht: Wie neue Medien alte Verschwörungsmythen befeuern 
(1. Aufl.). Ostfildern, Deutschland: Patmos Verlag. 

- Bundesverband Recherche- und Informationsstelle Antisemi-
tismus (RIAS) e.V. (2021, August). Antisemitische Verschwö-
rungsmythen in Zeiten der Corona-Pandemie. Berlin, 
Deutschland: Dr. Remko Leemhuis. 

- Bussagli, M. & Eder, M. (2004). Was ist Architektur. München, 
Deutschland: Neuer Kaiser Verlag. 

- Corona-Verharmloser „Captain Future“: Im Kostüm gegen das 
Virus | SPIEGEL TV. (2021, 3. März). Abgerufen am 7. April 2022, 
von https://www.youtube.com/watch?v=9EBVhhaOz_8 

- Decker, O., Brähler, E. & Kiess, J. (2013). Rechtsextremismus 
der Mitte. Weinheim, Deutschland: Beltz Verlag. 

- dpa. (2021, 27. Januar). ZEIT ONLINE | „Corona hat alles ver-
schlimmert“. Abgerufen am 4. Mai 2022, von https://ww-
w.zeit.de/news/2021-01/27/corona-hat-alles-verschlimmert 

- Empörung um Rede auf Querdenker-Demo | hessenschau. 
(2020, 23. November). Abgerufen am 11. April 2022, von 
https://www.youtube.com/watch?v=5MzHOWf8I_k 

- Euronews. (2020, 18. November). AfD trägt Corona-Proteste in 
Bundestag und schockt mit Nazi-Vergleich. Abgerufen am 11. 
April 2022, von https://de.euronews.com/2020/11/18/afd-
tragt-corona-proteste-in-bundestag-und-schockt-mit-nazi-
vergleich 

- Der Brockhaus in drei Bänden. Mit insgesamt rund 80 000 
Stichwörtern. (2005). Mannheim, Deutschland: Brockhaus F.A. 

- Fraenkel, E. & Brünneck, V. A. (2021). Der Doppelstaat. Ham-
burg, Deutschland: CEP Europäische Verlagsanstalt. 

- Fries, S. (2020, Mai 11). Sagen & Meinen - Warum es nicht 
»Verschwörungstheorie« heißen sollte. Abgerufen 8. April 
2022, von https://www.deutschlandfunk.de/sagen-meinen-
warum-es-nicht-verschwoerungstheorie-
heissen.2907.de.html?dram:article_id=476460 

- Globisch, C. (2013). Radikaler Antisemitismus: Inklusions- und 
Exklusionssemantiken von links und rechts in Deutschland 
(2013. Aufl.). Wiesbaden, Deutschland: Springer VS. 

- Goodrick-Clarke, N. & Mörth, S. (2006). Die okkulten Wurzeln 
des Nationalsozialismus (5. Bearbeitete Ausgabe 2014 Aufl.). 
Stuttgart, Deutschland: Leopold Stocker Verlag Graz. 

- Grotepass, C. (2016, 13. Februar). Sekteninfo NRW | Die „Ger-
manische Neue Medizin“ von Ryke Geerd Hamer. Abgerufen 

 37

am 9. April 2022, von https://sekten-info-nrw.de/information/
artikel/verschwoerungstheorien/die-germanische-neue-
medizin-von-ryke-geerd-hamer 

- Jütte, R. (1996). Geschichte der alternativen Medizin. Von der 
Volksmedizin zu den unkonventionellen Therapien von heu-
te. München, Deutschland: Beck. 

- Jütte, R. (2021, 7. Dezember). Zur Geschichte der Schutzimp-
fung. Abgerufen am 8. April 2022, von https://www.bpb.de/
shop/zeitschriften/apuz/weltgesundheit-2020/318298/zur-
geschichte-der-schutzimpfung/ 

- Kaufmann, S. H. E. (2021). Impfen: Grundlagen, Wirkung, 
Risiken (1. Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck. 

- Lamberty, P., Holnburger, J. & Goedeke Tort, M. (2022, 17. 
Februar). CeMAS-Studie: Das Protestpotential während der 
COVID-19-Pandemie. Abgerufen am 3. Mai 2022, von https://
cemas.io/blog/protestpotential/ 

- Lamberty. (o. D.). Verschwörungstheorien. Abgerufen am 12. 
April 2022, von https://www.klicksafe.de/themen/problema-
tische-inhalte/verschwoerungstheorien/ 

- Moser-Ernst, S. & Marinelli, U. (2011, 1. März). Das Goldene 
Kalb. Und andere Objektbeziehungen. Abgerufen am 2. Mai 
2022, von https://www.uibk.ac.at/kunstgeschichte/material-
personal/a47.das-goldene-kalb.-und-andere-objektbezie-
hungen.pdf 

- National Museum of American History. (o. D.). Der Sündenfall 
des XIX Jahrhunderts. Abgerufen am 16. April 2022, von 
https://americanhistory.si.edu/collections/search/object/
nmah_993983 

- Pasquet, V. (2021, 21. April). Impfentscheidung. Geo Wissen 
Gesundheit - Impfen, 46. 

- Pfahl-Traughber, A. (2002). Antisemitismus in der deutschen 
Geschichte (Beiträge zur Politik und Zeitgeschichte) (2002. 
Aufl.). Wiesbaden, Deutschland: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften. 

- Pfahl-Traughber, A. (2019). Rechtsextremismus in Deutsch-
land: Eine kritische Bestandsaufnahme (1. Aufl. 2019 Aufl.). 
Wiesbaden, Deutschland: Springer VS. 

- Pürckhauer, A. (2021, 4. Mai). Immer mehr antisemitische 
Straftaten. Abgerufen am 25. Februar 2022, von https://medi-
endienst-integration.de/artikel/immer-mehr-antisemitische-
straftaten.html 

- Redaktion, B. (2020, 18. November). Bundestag beschließt 
Änderungen am Infektionsschutzgesetz. Abgerufen am 11. 
April 2022, von https://www.br.de/nachrichten/deutschland-
welt/bundestag-beschliesst-aenderungen-am-infektions-
schutzgesetz,SGhhH8G 

- Redaktion Zukunft braucht Erinnerung. (2004, 6. November). 
Zukunft braucht Erinnerung. Abgerufen am 9. März 2022, von 
https://www.zukunft-braucht-erinnerung.de/judensterne/ 

- Regierungspressekonferenz vom 20. September. (2017, 20. 
September). Abgerufen am 19. April 2022, von https://ww-

w.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferen-
zen/regierungspressekonferenz-vom-20-september-848278 

- Sanders, J. (2022, 21. Januar). „Impfung macht frei“: Strafan-
zeige für Beitrag in Osnabrücker Telegram-Gruppe. Abgerufen 
am 9. März 2022, von https://www.noz.de/lokales/osnabru-
eck/artikel/-20179083 

- Schäfer, P. (2020). Kurze Geschichte des Antisemitismus (2. 
Aufl.). München, Deutschland: C.H.Beck. 

- Schmitz, T. & Siebert, S. (2019). Klartext: Impfen! - Ein Aufklä-
rungsbuch zum Schutz unserer Gesundheit. Hamburg, 
Deutschland: HarperCollins. 

- Schneider, S. (2012, Januar). Übersicht ausgewählter Infor-
mationspathologien. Abgerufen von https://www.fh-kiel.de/
fileadmin/data/wirtschaft/dozenten/schneider_stephan/
Science/ResearchReport/Informationspathologien.pdf 

- Schumacher, J. (2022, 11. April). „Judas ist Tschernobyl für 
Antisemitismus“. Abgerufen am 2. Mai 2022, von https://ww-
w.pro-medienmagazin.de/judas-ist-tschernobyl-fuer-antise-
mitismus/ 

- Spiegel TV. (2020b, August 29). Der Corona-Soundtrack - Best 
Of „Hygienedemos“ | SPIEGEL TV. Abgerufen am 7. April 2022, 
von https://www.youtube.com/watch?v=bCaTX7gd32E 

- The Morgan Library & Museum. (2021, 25. Februar). The cow-
pock,-or-The wonderful effects of the new inoculation! Abge-
rufen am 1. Mai 2022, von https://www.themorgan.org/blog/
cow-pock-or-wonderful-effects-new-inoculation 

- Thießen, M. (2013a). Vom immunisierten Volkskörper zum 
„präventiven Selbst“. Impfen als Biopolitik und soziale Praxis 
vom Kaiserreich zur Bundesrepublik. Vierteljahrshefte für 
Zeitgeschichte 

- Uscinski, J. E. (2018). Conspiracy Theories and the People 
Who Believe Them. Oxford, UK: Oxford University Press. 

- Virchow, F., Langebach, M. & Häusler, A. (2016). Handbuch 
Rechtsextremismus: Analysen (Edition Rechtsextremismus) 
(1. Aufl. 2017 Aufl.). Düsseldorf, Deutschland: Springer VS.

 38



  

Geschlecht im polizeilichen 
Kontext 
David Landow 
 
 
 
Abteilung Köln / Fachbereich Polizeivollzugsdienst  
Kurs: 19/54 / Einstellungsjahrgang: 2019 
 
 
 
Erstgutachterin: Prof.‘in Dr. Gina Rosa Wollinger  
Zweitgutachterin: Constanze Brixel-Lebon 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einstellungsbehörde: 
Köln 

Da
vi

d 
La

nd
ow



 
 
 

2 

Inhalt 
 
 
 
 
1. Einleitung 05 

 
2. Forschung im Kontext der Polizei 07 
 
2.1 Regulierung des Forschungsfeldes „Polizei“ 07 

 
2.2 Forschungsstand zu Geschlecht im Kontext der Polizei 08 

 
 

3. Die Polizei – Versuch einer Charakterisierung und 
geschlechtsspezifische Entwicklungen 10 
 

3.1 Alltagspraxis und funktionale Differenzierung der Polizei 10 
 

3.2 Auf dem Weg zu mehr geschlechtlicher Vielfalt: die Öffnung der Polizei für 
Frauen 12 

 
 

4. Zur gegenwärtigen Relevanz und Darstellung von 
Geschlechtern im Kontext der Polizei 14 
 

4.1 Die Konstruktion von Männlichkeiten im Kontext der Polizei 15 
4.1.1 Männlichkeitskonstruktionen in der Cop Culture – eine ethnografische Studie  

von Behr (2000, 2008) 16 
4.1.2 Männlichkeitskonstruktionen in der ethnografischen Feldstudie von Hunold 

(2019) 20 
4.1.3 Wandel und Beständigkeit von Männlichkeitskonstruktionen in der Polizei im 

Werkstattbericht von Seidensticker (2021) 23 

 
 
 

3 

4.2 Die Konstruktion von Weiblichkeiten im Kontext der Polizei 25 
 

4.2.1 Was Polizisten über Polizistinnen denken in der Interviewstudie von Franzke 
(1997) 26 

4.2.2 Der männliche Blick auf die Kollegin im Kontext der Cop Culture  
bei Behr (2000) 27 

4.2.3 Geschlechterverhältnisse im Kontext der Polizei im Rahmen der Interviewstudie 
von Mangold (2011) 28 

4.2.4 Weiblichkeitskonstruktionen im Kontext der Bereitschaftspolizei in  
Seidenstickers Werkstattbericht (2021) 31 
 

4.3 Die mediale Repräsentation der Polizei 32 

 
 
5. Gleichstellungsarbeit im Kontext der Polizei 34 
 
 

6. Fazit 36 
 
 
7. Literaturverzeichnis 39 
 
 
8. Abbildungsverzeichnis 41 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Da
vi

d 
La

nd
ow



 
 
 

4 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

5 

1. Einleitung 
 
 
 
 

Was wir ungern machen, ist Frauen zusammen fahren lassen, weil da ist wieder das 
Problem Gewalt. Richtig Gewalt lösen können Männer ein bisschen besser. Ganz einfach 
weil wir gewalttätig auch werden können, als Frauen. Mit dem Quatschen ist in Ordnung, 
aber wenn es eben zur Sache geht und die stehen da beide da, kann es natürlich ’n bisschen 
ärgerlicher aussehen, als wenn ein Mann dazwischen steht Und darum machen wir das 
ungern. Am Tag ja, am Tag wenn sie normale Aufträge fahren, ist das normal. Und da wie 
gesagt alles gleichberechtigt. Aber sonst, in der Nacht, machen wir das ungern, weil dort 
das Gewaltpotential ganz einfach höher ist, durch trinken und so weiter. (Mangold, 2011, 
S. 151) 

Der hier dargestellte Interviewausschnitt einer leitfadengestützten Interviewstudie von Anne 
Mangold (2011) zeigt ein in der Polizei vorherrschendes stereotypes Geschlechterverhältnis 
auf. In der hier dargelegten Aussage wird der Interviewerin seitens eines Polizisten1 
nahegelegt, dass Frauen lediglich für einen Teilbereich der Organisation geeignet seien und 
somit nicht auf dieselbe Weise einsetzbar, wie männliche Polizisten. Mittels dieser 
Behauptung werden geschlechtsspezifische Arbeitsbereiche innerhalb der Polizei konstruiert, 
wodurch Frauen gleichzeitig als defizitär repräsentiert werden. Dieses von dem Beamten 
dargestellte Ungleichverhältnis spiegelt sich nicht nur wie hier, qualitativ innerhalb der Polizei 
wider, sondern auch quantitativ. Der Frauenanteil bei der Polizei ist zwar in Bund und Ländern 
laut DESTATIS (2020) seit 2000 von 20% auf 29,3% gestiegen, wodurch sich auf quantitativer 
Ebene feststellen lässt, dass sich die Polizei auf einem guten Weg befindet, 
Geschlechtergerechtigkeit zu erreichen. Allerdings herrschen in der Organisation, wie 
eingangs anhand des Interviewausschnitts dargestellt, weiterhin spezifische Konstruktionen 
von Geschlechtern vor, die dazu beitragen, dass in dem Beruf homosoziale Strukturen 
konserviert werden, in welchen Frauen als ungeeignet, vor allem auch für bestimmte 
Teilbereiche, angesehen werden. Es handele sich demzufolge auch gegenwärtig um einen 
sogenannten männerdominierten Bereich, der durch ein asymmetrisches 

 
1 Im Folgenden werden Bezeichnungen, die eine geschlechtsspezifische verallgemeinernde Zuschreibung besitzen, kursiv 
gesetzt. Somit wird verdeutlicht, dass Geschlecht ein sozio-kulturelles Konstrukt und keine natürliche Kategorie darstellt. 
Darüber hinaus liegt es nicht im Ermessen des Verfassers, zu bestimmen, welcher Geschlechtskategorie sich die bezeichneten 
Personen(-gruppen) zugehörig fühlen.  
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Geschlechterverhältnis geprägt ist, das anhand von spezifischen Praktiken gewahrt wird 
(siehe beispielsweise Behr 2006, 2008; Hunold, 2019; Jochmann-Döll & Tondorf, 2013; 
Mangold, 2011). Dieses Ungleichverhältnis lässt die Frage aufkommen, wie es u.a. laut den 
genannten Autor*innen zu einem derartigen Geschlechterverhältnis in der Organisation 
kommt, ob und wie sich dieses im Laufe der Jahre gewandelt hat und wie diesem 
entgegengewirkt werden kann. Diesen Aspekten soll sich im Folgenden gewidmet werden. 
In dieser Abschlussarbeit wird sich theoretisch mit geschlechtlichen Konstruktionen von 
Frauen und Männern im Kontext der Polizei beschäftigt, um zu untersuchen, welche Rolle 
Geschlecht in der Organisation spielt und wie dieses relevant (gemacht) wird.2 Konkret soll es 
um die Bearbeitung der folgenden Fragestellungen gehen: „Welche Rolle spielen Geschlechter 
bzw. Geschlechterkonstruktionen im Kontext der Polizei?“  und „Welche Entwicklungen 
lassen sich hinsichtlich Geschlechterbildern innerhalb der Organisation wahrnehmen?“. 
Mittels der vorgestellten Forschungsfragen soll untersucht werden, welche 
Geschlechterbilder innerhalb der Organisation der Polizei vorherrschen und wie sich diese, 
seit der Öffnung der Polizei für Frauen, gewandelt haben. Auch soll untersucht werden, womit 
Entwicklungen zusammenhängen können, wie diese vorangetrieben werden und woran sich 
diese festmachen lassen.  
Zur Beantwortung der Fragestellungen wird ein literaturbasiertes Vorgehen gewählt. Hierzu 
werden vornehmlich qualitative Forschungsarbeiten hinzugezogen, die mikrosoziologisch 
angelegt sind und somit die zwischenmenschliche Ebene im Kontext der Polizei betrachten 
(siehe beispielsweise Behr, 2008; Hunold, 2019; Jochmann-Döll, 2018; Mangold, 2011; Pfeil, 
2006). Durch dieses Vorgehen kann zudem ein historischer Abriss hinsichtlich 
Geschlechterkonstruktionen im Kontext der Polizei abgebildet und die Entwicklung von 
geschlechtlichen Konstruktionen nachgezeichnet werden. Für die gegenwärtige Darstellung 
und Konstruktion von Geschlechtern sollen zudem exemplarisch Internetauftritte der 
Organisation in Nordrhein-Westfalen gesichtet werden.  
Hierzu wird wie folgt vorgegangen: Im ersten Teil wird der Forschungsstand zur 
soziologischen Polizeiforschung im Hinblick auf Geschlechter dargelegt (Kap. 2). Darauf soll 
eine Beschreibung der (historischen) Entwicklung der Polizei(-arbeit) vorgenommen und in 
diesem Zusammenhang ihr Selbstverständnis, Tätigkeitsbereiche und insbesondere 
konkurrierende Kulturen innerhalb der Polizei (Behr, 2006) skizziert werden. Zudem wird sich 
einem historischen Abriss in Bezug auf geschlechtliche Entwicklungen innerhalb der 
Organisation seit der Öffnung dieser für Frauen gewidmet (Kap. 3). Im Hauptteil der Arbeit 

 
2 Geschlechterdifferenzen werden in dieser Arbeit nicht als gegeben, sondern als in der sozialen Praxis hergestellt verstanden. 
Die Konstruktion hierarchischer Geschlechterkonstruktionen ist insbesondere im Kontext der Arbeitsteilung in der Gesellschaft 
zu beobachten, welche vor allem Nachteile für Frauen nach sich zieht (Gildemeister, 2010, S. 142). 
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wird anhand verschiedener Forschungsarbeiten dargelegt, wie Geschlecht im Kontext der 
Polizei relevant (gemacht) wird und welche Geschlechterkonstruktionen im Kontext der 
Polizei in unterschiedlichen Zeitabschnitten vorherrschen. Um die mögliche (Re-)Produktion 
von den hier herausgestellten (stereotypen) Geschlechterkonstruktionen zu betrachten, wird 
im Anschluss die mediale Repräsentation von Geschlechtern im Rahmen des Internetauftritts 
der Polizei NRW gesichtet (Kap. 4). Im vorletzten Kapitel soll die Gleichstellungsarbeit 
innerhalb der Polizei als ein Instrument des Gender-Mainstreamings sowie ihre Chancen und 
Grenzen aufgeführt werden (Kap. 5). Das Fazit fasst die einzelnen Kapitel der 
Qualifikationsarbeit zusammen und gibt einen Ausblick auf mögliche weiterführende 
Forschung im Kontext von Polizei und Geschlecht (Kap. 6). 
 
 
 

2. Forschung im Kontext der Polizei  
 
 
 
 
Das Gebiet der soziologischen Polizeiforschung und insbesondere das der 
Geschlechterforschung im Kontext der Polizei, ist im deutschsprachigen Raum bisher nur 
rudimentär in den Blickpunkt des Forschungsinteresses gerückt (Hunold, 2019, S. 48; 
Ohlemacher & Liebl, 2000, S. 7; Seidensticker, 2021, S. 66). Vor allem die empirische 
Polizeiforschung sei „insgesamt gesehen noch immer schwach ausgeprägt“ (Mokros, 2009, S. 
34). Demgegenüber kann im englischsprachigen Raum nicht nur eine breitere 
Forschungslandschaft hinsichtlich soziologischer Polizeiforschung mit Fokus auf 
Geschlechter, sondern auch eine längere Forschungstradition, verzeichnet werden (für einen 
Überblick siehe Archbold & Schulz, 2021), die sich seit den 1960er Jahren stetig 
weiterentwickelt (Mokros, 2009, S. 34). Dem bisher vorliegenden Forschungsstand des 
deutschsprachigen Raumes und seinen möglichen Ursachen, soll sich im Folgenden 
gewidmet werden. 
 
 
 

2.1 Regulierung des Forschungsfeldes „Polizei“ 
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Ohlemacher & Liebl führen die schwache Ausprägung des Forschungsfeldes auf eine 
Paradigmenwechsel innerhalb der empirischen Polizeiforschung zurück. Dieser zeichnete 
sich in den 1960er und 1970er Jahren zunächst durch eine Forschung über die Polizei aus, 
darauf bildet sich jedoch eine Forschung für die Polizei heraus (Ohlemacher & Liebl, 2000, S. 
7). 
Jo Reichertz vertritt diesbezüglich die strikte Auffassung, dass Forschung von der Polizei 
selbst, oder Auftragsforschung für die Polizei, keine wissenschaftliche Forschung sei. Werde 
die Polizei von außen betrachtet, so Reichertz, wird „sehr viel leichter [der] Blick für die 
Besonderheit des scheinbar Selbstverständlichen, für Alternativen und für Neues“ (Mokros, 
2009, S. 31, zit. n. Reichertz, 2007, S. 137) geöffnet. Aus diesem Grund vertritt er die Meinung, 
dass eine Dreiteilung hinsichtlich Polizeiforschung angestellt werden müsste. So solle 
zwischen einer Forschung für, von und über die Polizei unterschieden werden (Mokros, 2009, 
S. 31). Mit dieser Dreiteilung wird zudem Kritik geübt, die bereits an anderer Stelle geäußert 
wurde; die vermeintliche Unabhängigkeit von Polizeiforschung im deutschsprachigen Raum 
wird als eine Ursache für die bisher noch wenig ausdifferenzierte Forschungslandschaft 
gesehen. Dies hinge mit einer polizeiinternen Regulierung von Forschungszugängen 
zusammen (Behr, 2008, S. 17f, Mokros, 2009, S. 32). So hätten polizeiinterne Forschungsstellen 
die Möglichkeit, als unerwünscht eingeschätzte Forschungsthemen abzuweisen und lediglich 
jene zu befördern, welche die Organisation als nützlich erachtet. Unerwünschte 
Forschungsvorhaben könnten demnach beispielsweise für die Reputation schadend 
und/oder betriebsklimastörend sein, wodurch tiefere Einblicke in das Polizeiwesen 
verschlossen blieben (Mokros, 2009, S. 32). Somit zeichne sich „[d]ie Polizei als Forschungsfeld 
[…] durch eine starke organisationale Schließung aus“ und halte „damit für Forschende hohe 
Zugangsbarrieren“ (Ullrich, 2019, S. 156) bereit. Dass es externen Forscher*innen erschwert 
wird, Zugang zum polizeilichen Forschungsfeld zu erhalten, bestätigt auch Michael Jasch. 
Dieser hebt ein weiteres Dilemma hervor, und zwar die Grenzen interner 
Forschungsvorhaben. Die freie Bewegung im Feld ende dabei spätestens, wenn der Bereich 
der Dienstgeheimnisse betreten wird (Jasch, 2019, S. 244). In den 1980er Jahren wurde sie aus 
diesem Grund als eine „hermetische Institution“ beschrieben. Dies ist jedoch laut Ullrich, 
aufgrund der mittlerweile vorliegenden Forschungsarbeiten, als überzogen zu bewerten 
(Ullrich, 2019, S. 156), was auch eigene Recherchen seitens des Prüfungskandidaten 
bestätigen. 
 
 
 

2.2 Forschungsstand zu Geschlecht im Kontext der Polizei  
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Im Folgenden wird explizit auf das Forschungsfeld „Polizei und Geschlecht“ eingegangen. 
Hierzu werden einige für diese Arbeit relevanten Fallstudien und Forschungsvorhaben 
vorgestellt, welche die Thematik in den Blickpunkt ihres Erkenntnisinteresses stellen. Dabei 
werden, wie bereits erwähnt, lediglich mikrosoziologisch angelegte Forschungen betrachtet. 
Rafael Behr bewertet die Forschungslandschaft zur Thematik Geschlecht und Polizei auf die 
folgende Weise: „Eine gründliche Erforschung des Geschlechterverhältnisses in der Polizei ist 
lange überfällig, schon um andere als die Opfer- oder Defizitdiskurse zu ermöglichen“ (Behr, 
2008, S. 183). Laut Hunold (2019) habe die qualitativ orientierte Polizeiforschung in 
Deutschland bisher lediglich rudimentär einen Blick auf Alltagshandlungen, wie soziale 
Praktiken zur Konstruktion von Geschlechtern, geworfen, ganz im Gegensatz zur 
internationalen Polizeiforschung (S. 47).  
Als eine der ersten Pionier*innenstudien ist die Interviewstudie „Was Polizisten über 
Polizistinnen denken: Ein Beitrag zur geschlechtsspezifischen Forschung“ von Bettina Franzke 
zu nennen. Hier werden im Rahmen einer qualitativen Untersuchung Sichtweisen von 
Polizeibeamten der Schutz- und Kriminalpolizei auf die Zusammenarbeit mit ihren 
Kolleginnen beleuchtet. Sie arbeitet hier stereotype Geschlechterkonstruktionen heraus, die 
u.a. eine defizitorientierte Perspektive auf Frauen widerspiegeln. Weiterhin werden sie hier als 
eine unvollständige weibliche Variante eines männlichen Polizisten konstruiert (Frankze, 
1997).  
Auf diese wegweisende Forschungsarbeit folgte im Kontext der geschlechtsspezifischen 
Polizeiforschung die Studie von Rafael Behr. Behr führte teilnehmende Beobachtungen und 
Interviews mit einer Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit mit Blick auf Konstruktionen 
von Männlichkeit(en) im Polizeiwesen durch. Dabei konnte er aufzeigen, dass das Berufsfeld 
der Polizei als ein männerdominiertes bezeichnet werden kann, in welchem Frauen eine 
subordinierte Rolle einnehmen (müssen). Auch konnte er unterschiedliche Männlichkeiten 
sowie ein idealtypisches Leitbild herausarbeiten (Behr, 2000).  
Im Jahr 2001 führte Anne Mangold eine Studie durch, innerhalb derer sie die Verbindung 
zwischen Geschlechterverhältnissen im Polizeiwesen und dem Umgang mit Gewalt am 
Beispiel der Polizei in Brandenburg untersuchte. Im Rahmen der qualitativen 
leitfadengestützten Interviewstudie wurden sowohl Frauen als auch Männer von zwei 
Dienststellen befragt (Mangold, 2011, S. 151). Hinsichtlich Gewaltanwendung konnte sie 
stereotype geschlechtsspezifische Auffassungen herausarbeiten, wonach „Gewaltfähigkeit 
pauschal Männern und Deeskalation verallgemeinernd Frauen“ (Mangold, 2011, S. 162) 
zugeschrieben wurde. Indem mit den einzelnen Geschlechtern komplementäre 
Kompetenzbereiche in Verbindung gebracht werden, werden geschlechtsspezifische 
Arbeitsbereiche legitimiert, woraus vor allem ein Nachteil für Frauen erwächst. Somit wird 
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ihnen unterstellt, keine „vollwertigen“ Polizistinnen zu repräsentieren (Mangold, 2011, S. 
164).  
Daniela Hunold fokussiert Geschlechterkonstruktionen und das Geschlechterverhältnis im 
Kontext der Polizei, indem sie Polizist*innen des Wach- und Wechseldienstes im Alltag mittels 
teilnehmender Beobachtungen begleitete. Sie kann ebenfalls eine männlichkeitsorientierte 
Kultur im Rahmen ihres Forschungsinteresses feststellen, das auch vom polizeilichen 
Gegenüber an die Beamt*innen herangetragen wird (Hunold, 2019).  
Kai Seidensticker (2021) nimmt ebenso einen mikrosoziologischen Fokus ein, seine 
Forschungsarbeit besitzt jedoch auch mesosoziologische Anteile. Anhand von 
Gruppendiskussionen im Rahmen der Bereitschaftspolizei fokussiert er 
Männlichkeitskonstruktionen sowie die „Reproduktion dieser auf der Handlungs- als auch 
Strukturebene“ (Seidensticker, 2021, S. 366). Auch er stellt fest, dass es sich bei dem 
Arbeitsfeld der Polizei um ein homosozial orientiertes handelt. Hier müssen neu in das Feld 
einsteigende Polizist*innen eine Angleichung an die idealtypische Männlichkeitskonstruktion 
vornehmen, um Akzeptanz im sozialen Gefüge erfahren zu können (Seidensticker, 2021, S. 
383). Männlichkeit, so stellt Seidensticker fest, lässt sich auch in seiner Arbeit als ein 
normatives Konstrukt im Kontext der Polizei ausmachen (Seidensticker, 2021, S. 383).  
Die hier im Rahmen des Forschungsstandes vorgestellten Forschungsarbeiten werden in 
Kapitel 4 differenzierter hinsichtlich Männlichkeits- und Weiblichkeitskonstruktionen in den 
Blick gerückt. In einem weiteren Schritt wird dann überprüft, auf welche Weise die mediale 
Repräsentanz der Polizei NRW zur (Re-)Produktion von in Kapitel 4.1. und 4.2 dargestellten 
Geschlechterstereotypen beiträgt und ein Vorschlag für einen gendersensibleren 
Internetauftritt gemacht. 
 
 
 

3. Die Polizei – Versuch einer 
Charakterisierung und 
geschlechtsspezifische Entwicklungen 
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Das dritte Kapitel nimmt eine Beschreibung zur (historischen) Entwicklung der Polizei(-arbeit) 
vor. In diesem Zusammenhang wird das Selbstverständnis, die Tätigkeitsbereiche und die 
durch die Organisation der Behörde miteinander konkurrierenden Kulturen dargelegt, welche 
sich durch ihre bereichsspezifischen Aufgaben und Praktiken auszeichnen (Kap. 3.1). Darauf 
wird explizit auf die (historische) Entwicklung hinsichtlich der Öffnung für das weibliche 
Geschlecht innerhalb der Organisation und die diesbezüglich für Frauen begleitenden 
Herausforderungen eingegangen (Kap. 3.2). Der Abschnitt dient dazu eine Erklärung für das 
mit der Polizei zusammenhängende Selbstverständnis und die hiermit weiterhin assoziierten 
Geschlechterkonstruktionen aufzuzeigen. 
 
 
 

3.1 Alltagspraxis und funktionale Differenzierung der Polizei 
 

Städtische Polizeiarbeit, die im weitesten Sinne mit den Tätigkeiten der heutigen 
Organisation in Verbindung zu bringen sind, lassen sich bereits in Form von Feuerrufern oder 
Nachtwächtern aus dem 14. Jahrhundert finden (Behr, 2006, S. 54). Rechtlich wurde die 
Polizei erstmals im deutschen Kaiserreich am Ende des 19. Jahrhunderts verankert (Wilz, 
2021, S. 115).  
Die Polizei entwickelte sich bis zur Gegenwart zu einer Organisation, die, neben dem Militär 
im Falle eines Krieges, die Befugnis besitzt, (Staats-)Gewalt legal anzuwenden, um 
Maßnahmen umzusetzen, die sich im gesetzlichen Rahmen befinden (Behr, 2008, S. 117; 
Dudek, 2009, S. 64f; Wilz, 2012, S. 113). Aus diesem Grund wird sie als „Organisation mit 
Gewaltlizenz“ (Wilz, 2012, S. 113, zit. n. Prätorius, 2001; Herrnkind & Scheerer, 2003) 
bezeichnet. Diese besondere Aufgabe kommt ihr zu, da sie dafür zuständig ist, die inneren 
Sicherheit und Ordnung aufrechtzuerhalten (Wilz, 2012, S. 113). Aufgrund unterschiedlicher 
Aufgabenstellungen, Zielbestimmungen und Organisationsformen kann die Polizei nicht als 
ein homogenes Gefüge bezeichnet werden – im Gegenteil, es handelt sich um eine komplexe 
und heterogen strukturierte Organisation (Schöne, 2011, S. 14; Wilz, 2012, S. 113).  
Was die strukturelle Organisation der Polizei angeht, unterteilt Martin Winter diese in vier 
unterschiedliche Säulen. Dazu zählen die Gefahrenabwehr, Strafverfolgung, die Vollzugshilfe 
und die vorbeugende Verbrechensbekämpfung (Dudek, 2009, S. 70f). Bei der Umsetzung 
dieser Tätigkeitsbereiche befindet sie sich stetig in einem Spannungsverhältnis zwischen 
einerseits Verwaltungshandeln und Sachbearbeitung und andererseits in der Konfrontation 
mit existenzieller Bedrohung (Wilz, 2012, S. 113).  
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Eine weitere Einteilung die hier anknüpfend hinsichtlich Polizei(-arbeit) angebracht werden 
kann, ist eine Unterteilung nach dem Polizeisoziologen Rafael Behr. Dabei handelt es sich um 
die bereits im dritten Kapitel aufgeführten zwei divergierenden Logiken der Organisation, 
welche er unter dem Begriff „Polizeikulturen“ fasst (Behr, 2000, S. 237ff). Diese sollen im 
Rahmen der Arbeit vorgestellt werden, da Polizeikulturen als ein wesentliches Element zur 
Konstruktion von Geschlecht angesehen werden (Müller, Müller-Franke, Pfeil, & Wilz, 2007, S. 
32) und somit einen Erklärungsansatz für die Konservierung homosozialer Strukturen 
innerhalb der Polizei bieten.  
Die von Behr in einer ethnografisch ausgerichteten Studie herausgearbeiteten Kulturen 
werden als Polizistenkultur (Cop Culture) und Polizeikultur (Police Culture) bezeichnet (Behr, 
2017, S. 17; Behr, 2000, S. 237ff). In diesem Zusammenhang repräsentiert die Polizeikultur laut 
Behr die bürokratische Organisation der Behörde, jene von universellen Normen der 
Bürokratie gesteuert wird. Damit verkörpert sie die „offiziell erwünschte“ (Pfeil, 2006, S. 66) 
Denk- und Handlungsweise, wohingegen die Polizistenkultur die auf der Straße arbeitenden 
Polizist*innen verkörpert, die mit gewissen Leitbildern aufgeladen ist. Geprägt wird die 
Polizistenkultur durch die sogenannte Krieger-Männlichkeit3, welche mit anderen 
Männlichkeiten konkurriert. In ihrer Verkörperung erfüllt sie die Funktion eines kulturellen 
Leitbildes, obwohl die Krieger-Männlichkeit die Behörde quantitativ nicht dominiert (Behr, 
2017, S. 20ff, 29; Behr, 2000, S. 87f).4  
 
 
 

3.2 Auf dem Weg zu mehr geschlechtlicher Vielfalt: die Öffnung 
der Polizei für Frauen 

 
Historisch betrachtet wurden Frauen aus vielen Organisationen, Berufen und Positionen 
ausgeschlossen. Anne Mangold zeigt diesbezüglich auf, dass Studien darlegen konnten, dass 
die geschlechtsspezifische Aufteilung von Berufen nicht mit den Arbeitsinhalten 
zusammenhängt, sondern mit dem Status dieser (Mangold, 2011, S. 148). Mangold fasst die 
geschlechtliche Segregation des Arbeitssektors folgendermaßen zusammen: „Frauenarbeit 
bedeutet im Allgemeinen weniger Prestige, schlechtere Bezahlung, ungünstigere 

 
3 In einem Essay aus 2017 bezeichnet Rafael Behr den ehemals als Krieger-Männlichkeit benannten Männlichkeitstypus als 
„aggressive Männlichkeit“ (Behr, 2017, S. 548f). Da er diese Begrifflichkeit jedoch lediglich additiv und synonym verwendet, wird 
in dieser Arbeit weiterhin die Bezeichnung „Krieger-Männlichkeit“ genutzt. 
4 An dieser Stelle soll jedoch nicht weiter auf die Konstruktion von Männlichkeiten innerhalb der Polizei eingegangen werden. 
Dieser Schritt erfolgt differenziert in Kapitel 4. 
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Arbeitszeiten, unsichere Arbeitsverträge, niedrigere Positionierung in Hierarchien etc.“ 
(Mangold, 2011, S. 148).  
Innerhalb der Organisation der deutschen Polizei lassen sich hinsichtlich geschlechtlicher 
Entwicklungen seit den 1970er Jahren eine Vielzahl von Veränderungen wahrnehmen, die in 
diesem Kapitel differenziert beleuchtet werden sollen (Mangold, 2011, S. 148). Eine 
allgemeine Öffnung der Polizei für Frauen fand erst zwischen den 1970er und 1990er Jahren 
statt (Behr, 2008, S. 135; Mangold, 2011, S. 148).5 Diesbezüglich kann jedoch keine genauere 
Angabe gemacht werden, da die Aufnahme von Frauen in den Polizeidienst aufgrund des 
föderalistischen Systems je nach Bundesland zu unterschiedlichen Zeiten stattfand. 
Hinsichtlich der „alten“ Bundesländer begann Hamburg im Jahre 1979 Frauen in den 
Polizeivollzugsdienst aufzunehmen. Nordrhein-Westfalen folgte chronologisch nach Berlin 
und Hessen im Jahre 1982. Zuletzt ermöglichte das Bundesland Bayern Frauen in die 
Organisation der Polizei einzutreten (Behr, 2008, S. 135). In den neuen Bundesländern fiel die 
Aufnahme von Frauen in den Polizeivollzugsdienst mit der Aufstellung der Landespolizei im 
Jahre 1990 zusammen. Allerdings existieren Berichte darüber, dass in Ostberlin bereits im 
Jahre 1978 Frauen innerhalb der Polizei tätig sein konnten. Möglich war dies mittels einer 
Umschulung von Politessen zu Schutzpolizistinnen. Jene Schutzpolizistinnen wurden jedoch 
nicht als vollwertiges Mitglied der Polizei angesehen, sondern wurden mit einer Beschränkung 
ihres Tätigkeitsbereichs auf sogenannte frauenspezifische Bereiche eingestellt (Behr, 2008, S. 
135).  
Allerdings fand die systematische Öffnung der Polizei für das weibliche Geschlecht nicht etwa 
aufgrund von „Gerechtigkeits- und Gleichberechtigungsfragen [sondern infolge von] 
Effizienzabwägungen“ (Mangold, 2011, S. 148) statt, da sich die Organisation der Polizei vor 
Nachwuchsprobleme gestellt sah. Weiterhin leisteten allgemeine gesellschaftliche 
Entwicklungen einen Beitrag für die Öffnung des Tätigkeitsbereichs. Hierzu zählten eine 
Zunahme der Erwerbstätigkeit von Frauen und rechtliche Anpassungen, welche die 
Antidiskriminierung von Frauen in den Fokus stellten (Mangold, 2011, S. 148). Demnach lässt 
sich zusammenfassen, dass die allgemeine Öffnung für Frauen in der Polizei nicht 
systematisch forciert wurde, sondern hauptsächlich durch externe Maßnahmen und 
gesellschaftliche Entwicklungen erfolgte.  
Obwohl rechtlich gleiche Möglichkeiten für Frauen und Männer hergestellt wurden und 
gleichstellungspolitische Maßnahmen etabliert worden sind und weiterhin etabliert werden, 
sind Frauen nicht nur in bestimmten polizeilichen Einheiten und in Führungspositionen 
unterrepräsentiert (Hunold, 2019, S. 53; Mangold, 2011, S. 149), sondern im Allgemeinen. Auch 

 
5 Zuvor durften Frauen lediglich in hierarchieniederen Positionen innerhalb der Polizei tätig sein. Diesbezüglich benennt 
Mangold beispielsweise Schreibkräfte, Köchinnen oder Reinigungskräfte. Auch führten sie unter anderem die Durchsuchung 
von festgenommenen Personen durch (Mangold, 2011, S. 148). 
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Ciesinger et al. (2015) stellen fest, dass „[t]rotz aller Erfolge der Gleichstellungsbemühungen 
der vergangenen Jahrzehnte [...] der Polizeidienst immer noch quantitativ wie qualitativ 
männlich geprägt“ (S. 3) ist.6 Frauen machen insgesamt einen Personalbestand von etwa 25% 
aus, weshalb die Polizei weiterhin als ein männerdominierter Bereich angesehen werden kann 
(Behr, 2016, S. 1). Hinsichtlich der Zahlen zum höheren Dienst kann aufgezeigt werden, dass, 
wie bereits erwähnt, Frauen vor allem in hierarchiehöheren Positionen geringer vertreten 
sind. Hier beläuft sich der Frauenanteil lediglich auf etwa 9 Prozent (Biermann, 2018).  
Jedoch lassen sich Fortschritte innerhalb der Polizei verzeichnen, denn in allen 
Bundesländern steigt der Frauenanteil. Dabei besitzt das Saarland mit 23 Prozent den 
niedrigsten Anteil an Polizistinnen und Niedersachsen den höchsten mit 32 Prozent (Daum, 
Blickle, Vu, 2020). Der Frauenanteil in Nordrhein-Westfalen, dem Bundesland, welches 
innerhalb dieser Arbeit fokussiert werden soll, beläuft sich insgesamt auf etwa 27 Prozent. 
Zudem lässt sich im Allgemeinen ein positiver Trend hinsichtlich der Frauenquote in der 
Polizei feststellen, da sich diese seit 1998 mehr als verdoppelt hat (Daum, Blickle, Vu, 2020). 
Als Gründe für die Unterrepräsentanz von Frauen im Polizeiberuf werden die als ungünstig 
bewerteten Arbeitszeiten und die damit einhergehende Unvereinbarkeit von Familie und 
Beruf angegeben. Eine weitere Begründung, die vor allem auch hinsichtlich der 
Ungleichverteilung von Frauen in höheren Positionen der Polizei angegeben werden kann, ist, 
dass innerhalb der Arbeitsbewertungsverfahren in einzelnen Tarifverträgen sowie innerhalb 
der Verfahren in betrieblichen Vereinbarungen „zahlreiche bestehende evaluative 
Diskriminierungspotenziale ausgemacht werden“ (Lillemeier, 2019, S. 1018). Beispielsweise 
kann diesbezüglich die Studie von Jochmann-Döll & Tondorf (2013) angeführt werden, welche 
sich mit der Beurteilung von Geschlechtern im Polizeivollzugsdienst auseinandersetzt und 
diesbezüglich eine systematische Benachteiligung von Polizistinnen feststellen konnte (S. 
155). 
 
 
 

4. Zur gegenwärtigen Relevanz und 
Darstellung von Geschlechtern im Kontext 
der Polizei 

 
6 Weshalb der Polizeidienst auch qualitativ als männlich dominiert bezeichnet werden kann, wird differenzierter im Kapitel 4 
erläutert. Hier soll zunächst hauptsächlich auf den quantitativen Aspekt von Frauen in der Polizei eingegangen werden. 
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Im Kontext soziologischer Polizeiforschung wird die Polizei als eine Homogenitätskultur 
beschrieben, wodurch sie eine exklusive Organisation repräsentiere, die Vielfalt 
entgegenstehe (Behr, 2006, S. 40f; Klimke, 2010, S. 27). Diese Homogenitätskultur bilde sich 
laut Rafael Behr durch einen Gemeinschaftssinn aus, der durch die Möglichkeit einer stetig 
drohenden Gefahr im Berufsalltag ausgebildet werde. Sie bestehe demnach aus drei sie 
prägenden Elementen; dem Ethnozentrismus, dem Institutionspatriotismus und dem 
Androzentrismus (Behr, 2006, S. 40f). 
Dieses Kapitel beleuchtet den vorherrschenden Androzentrismus und die dadurch existenten 
Geschlechterkonstruktionen im Kontext der Polizei. Jene Bezeichnung macht auf die 
innerhalb der Cop Culture vorliegende Dominanz der Maskulinität aufmerksam, denn eine 
Aufnahme verlaufe nur in dem Fall reibungslos, insofern Berufseinsteiger*innen männlich 
seien, oder sich in die Männerdomäne einpassen würden (Behr, 2006, S. 40). Diese 
Geschlechterkonstruktionen sollen anhand vorliegender und einiger bereits kurz 
vorgestellten Forschungsarbeiten (siehe Kap. 2) dargestellt werden. Dabei werden die 
einzelnen Themenbereiche getrennt und sich demnach in Kapitel 4.1 mit Männlichkeits- und 
in Kapitel 4.2 mit Weiblichkeitskonstruktionen und ihren Relevanzen im Berufsalltag 
beschäftigt. In Kapitel 4.3 wird die (Re-)Produktion der in den vorherigen Kapiteln 
herausgestellten Geschlechterkonstruktionen in den Blick genommen, indem exemplarisch 
der Internetauftritt der Polizei NRW untersucht wird.  
 
 
 

4.1 Die Konstruktion von Männlichkeiten im Kontext der Polizei 
 

Um die Herstellung von Weiblichkeitskonstruktionen innerhalb der Polizei nachvollziehen zu 
können, müssen zunächst Männlichkeitskonstruktionen beleuchtet werden, da innerhalb 
dieser ein, laut Behr, idealtypisches Leitbild vorherrsche. Das Leitbild ziehe eine 
Unterordnung von Männern und Frauen nach sich, die diesem nicht entsprechen (können) 
(Behr, 2017, S. 14ff). Im Folgenden werden hierzu exemplarisch die Forschungsarbeiten von 
Behr (2000, 2008), Hunold (2019) und Seidensticker (2021) vorgestellt.  
Da sich alle hier dargelegten Forschungsarbeiten an den Ergebnissen von Behr orientieren, 
sich auf diese beziehen oder sie zumindest zur Interpretation heranziehen, werden zunächst 
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Kriegermännlichkeit sowohl auf die Polizei- als auch auf die Polizistenkultur auswirken kann 
(Behr, 2000, S. 87f). Der Idealtypus der Männlichkeitskonstruktion und sein aggressiver Anteil 
besitzen zudem eine enorme Bedeutung für die Organisation der Polizei, da dieser funktional 
erforderlich ist. Aufgrund dessen, dass die bloße Existenz dieses schwerlich zu erreichenden 
Idealkonstrukts hinreichend erscheint, um seine kulturelle Wirkung zu entfalten, ist es nach 
Behr nicht notwendig, dass sich andere, nicht-hegemoniale Männlichkeiten des 
Polizeiwesens in Vollendung an das Krieger-Konstrukt annähern (Behr, 2000, S. 87f). Laut Behr 
zeichnen sich Männer, die dem Idealtypus der Krieger-Männlichkeit entsprechen dadurch aus, 
dass sie dazu bereit sind, das eigene Leben sowie das anderer Menschen zu riskieren (Behr, 
2000, S. 88). Aus diesem Grund kann die sogenannte Krieger-Männlichkeit als eine 
gewaltfähige und zum Teil als eine gewaltaffine Männlichkeit bezeichnet werden (Behr, 2017, 
S. 22). Auch wird seine Kommunikationskultur als karg beschrieben und sein Verhalten in 
Konfliktsituationen als autoritär und beharrlich (Behr, 2000, S. 88). Hinzuzufügen ist, dass die 
Krieger-Männlichkeit weniger Einsätze mit „Normalbürger*innen“ forciert. Sie bevorzugt eine 
binäre Logik, welche sich durch eine erkennbare „Freund-Feind Konstellation“ auszeichnet 
(Behr, 2017, S. 22; Behr, 2000, S. 92). Da sich der Typus dadurch auszeichnet, dass 
Gefahrensituationen vorsätzlich aufgesucht werden, spricht Behr (2000) vom Hedonismus des 
Kriegers und von einer „Selbstverwirklichung im altruistischen Gewand“ (S. 94). 
 
 
 
(2) Die Schutz-Männlichkeit 
 
Die Beschützer-Männlichkeit wird seitens des Polizeisoziologen Rafael Behr als die quantitativ 
am häufigsten auftretende Form der Polizei bezeichnet. Aus diesem Grund entspricht sie der 
vorherrschenden Männlichkeit. Ihr Tätigkeitsfeld steht dem der Krieger-Männlichkeit 
diametral entgegen und bezieht sich auf den Schutz der lokalen Gemeinde. Zudem liegt der 
Fokus des Schutzmannes nicht auf seiner Karrierelaufbahn, sondern auf sozialer 
Geborgenheit (Behr, 2008, S. 123). Da er den Typus eines Friedensstifters in Alltagssituationen 
im Gegensatz zur Verbrechensbekämpfung des Kriegers verkörpert, bezeichnet ihn Behr als 
„den Typus des domestizierten street cop“ (Behr, 2008, S. 123). Auch das Lebensalter spielt im 
Zusammenhang mit der Schutz-Männlichkeit eine Rolle, da sie eine Form darstellt, welche 
bereits gewonnene Praxiserfahrung im Berufsfeld voraussetzt. Demnach werden 
Berufseinsteiger*innen nicht umgehend zu Schutz-Männern, sondern beginnen in der Regel 
zunächst als Krieger oder Aufsteiger (Behr, 2000, S. 113). 
Ein weiterer Gegensatz zur Krieger-Männlichkeit stellt das Verhalten in Konfliktsituationen dar 
– hier wird die verbale Überzeugungskraft präferiert. Zudem agiert der Krieger im Gegensatz 
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die innerhalb der Studie des Polizeisoziologen zur Cop Culture herausgearbeiteten 
Männlichkeitskonstruktionen skizziert. 
 
 
 

4.1.1 Männlichkeitskonstruktionen in der Cop Culture – eine ethnografische Studie 
von Behr (2000, 2008) 
 

In Bezug auf die Cop Culture hat Behr zwei grundlegende Männlichkeitsmodelle 
herausgearbeitet. Dabei handelt es sich um das hegemoniale und das vorherrschende 
Männlichkeitskonstrukt. Als hegemoniales Männlichkeitsmodell bezeichnet der Soziologe die 
sogenannte Krieger-Männlichkeit, welche das Idealkonstrukt innerhalb der Polizei 
repräsentiere.7 Jedoch wird sie, obwohl sie einen derartigen Status innerhalb des Gefüges 
innehat, von der mit ihr konkurrierenden Polizeikultur reguliert (Behr, 2017, S. 17; Behr, 2000, 
S. 237ff). Die vorherrschende Männlichkeit, welche das am häufigsten anzutreffende 
Männlichkeitsmuster im polizeilichen Alltag repräsentiere, wird als die Schutz-Männlichkeit 
bezeichnet (Behr, 2000, S. 113). Weiterhin ist Rafael Behr in seiner Forschung, neben den zwei 
grundlegenden Männlichkeitskonstruktionen im Kontext der Polizei, auf den 
Männlichkeitstypus der unauffälligen Aufsteiger-Männlichkeit gestoßen, welche eine 
Mischform aus der Krieger- und der Schutz-Männlichkeit darstelle (Behr, 2000, S. 128). Zuletzt 
skizziert er innerhalb seiner Forschungsergebnisse die Integrationsfähige und separierende 
Differenz. Diese Typen stellen zwei Männlichkeitsmodelle dar, die von der hegemonialen und 
vorherrschenden Form abweichen (Behr, 2000, S. 131ff). Jene werden am Ende dieses Kapitels 
dargelegt. 
 
 
 
(1) Die Krieger-Männlichkeit 
 
Als hegemonial bezeichnet Behr das Männlichkeitsmodell der Krieger-Männlichkeit, da die 
grundlegenden Handlungsmuster dem einer kriegerischen Männlichkeit entsprechen. Sie 
bildet somit das Fundament der handarbeitenden Polizist*innen innerhalb der Cop Culture. 
Dadurch könne sich ihre Grundhaltung in Abstufungen auf den gesamten Polizeiapparat 
übertragen. Hiermit ist gemeint, dass sich die Denk- und Handlungslogiken der 

 
7 Hinsichtlich dieses Modells lehnt sich Behr an die Konzeption von Raewyn Connell, einer Geschlechterforscherin an, welche 
mittels dieser Begrifflichkeit die Idealvorstellung einer erfolgreichen und vorbildlichen Männlichkeit beschreibt (Gildemeister & 
Hericks, 2012, S. 168). 
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zum Schutzmann an der vordersten Front gegenüber einer personifizierten Feindfigur. 
Dahingegen positioniert sich die Schutzmännlichkeit lieber im Hintergrund und agiert im 
Schutze der Strukturen. Hierdurch bewahrt sie sich die Sicherheit, in einen Konflikt mit 
institutionellen Strukturen der Polizei zu geraten. Der Schutz-Mann verkörpert somit eher 
einen Befehlsempfänger, der eine begrenzte Autorität besitzt. Aufgrund seiner 
Berufserfahrung sind ihm zudem die Mechanismen bewusst, die innerhalb des bürokratischen 
Apparates der Polizei wirken, weshalb er sich auch über seine eingeschränkte 
Wirkmächtigkeit bewusst ist. Er zeichnet sich zudem durch seine strategische Denk- und 
Handlungsweise aus, denn ihm ist bekannt, dass er existente Strukturen zwar nicht ändern, 
sie jedoch für seine Ziele nutzen kann (Behr, 2000, S. 118ff).  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es sich bei diesem nicht-hegemonialen 
Männlichkeitsmuster um ein angepasstes handelt, der Schutz-Mann jedoch keinen 
untergeordneten Typus verkörpert. Dabei wählt er, in einem Segment tätig zu sein, das von 
einem weniger spektakulären Alltag geprägt ist. Somit schützt die Schutz-Männlichkeit nicht 
die Gemeinde, sondern ist selbst auch innerhalb eines geschützten Raumes tätig. Damit 
verkörpert sie zwar die vorherrschende Männlichkeit im Kontext der Polizei, kann jedoch den 
Anforderungen an das idealtypische Leitbild der Krieger-Männlichkeit nicht entsprechen 
(Behr, 2000, S. 118ff). 
 
 
 
(3) Die unauffällige Aufsteiger-Männlichkeit 
 
Die unauffällige Aufsteiger-Männlichkeit stellt einen Männlichkeitstypus dar, der an einer 
Karrierelaufbahn interessiert ist, weshalb die Handlungsmuster des kulturellen Leitbildes 
lediglich in dem Maße angewendet werden, wie sie für eine schnellstmögliche Beförderung 
von Nöten sind (Behr, 2000, S. 131). Der Typus kann, wie bereits im Eingang des Kapitels 
erwähnt, als eine Mischform bestehend aus der Krieger-Männlichkeit und der Schutz-
Männlichkeit bezeichnet werden. Der unauffällige Aufsteiger besitzt demnach Elemente aus 
hegemonialen Männlichkeitsmustern und einzuhaltenden Konformitätsregeln. Um jeglicher 
Disziplinierung zu umgehen, welche eine Beförderung behindern könnte, ist sie auf eine 
strenge Einhaltung dieser Konformitätsregeln bedacht. Die Aufsteiger-Männlichkeit zeichnet 
sich durch unauffälliges Verhalten sowie eine hohe Einsatzbereitschaft aus und ist zudem 
bestrebt, sich den bürokratischen Aufstiegsregeln der Organisation zu unterwerfen. Vom 
Schutzmann unterscheidet sich die Aufsteiger-Männlichkeit jedoch dahingehend, dass diese 
nicht lediglich einen Befehlsempfänger verkörpert, sondern an der Organisationsmacht 
teilhaben will (Behr, 2000, S. 128ff). Um sich von der Masse der vorherrschenden Schutz-
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Männlichkeit abzuheben, verfolgt die Aufsteiger-Männlichkeit die Strategie, die ihm zur 
Verfügung stehenden Handlungsmuster der Krieger-Männlichkeit auszureizen und nur 
innerhalb gültiger Konformitätsregeln des bürokratischen Sektors zu agieren (Behr, 2000, S. 
128). 
 
 
 
(4) Die Integrationsfähige und separierende Differenz 
 
Zuletzt benennt Rafael Behr hinsichtlich herausgearbeiteter Männlichkeitskonstruktionen 
zwei Modelle, die nicht der hegemonialen oder der vorherrschenden Form angehören. In 
diesem Zusammenhang stellt er als die integrationsfähige Differenz Homosexualität im 
Kontext der Polizei vor und als separierende Differenz den sogenannten falschen Idealismus 
(Behr, 2008, S. 147ff).  
In (Männer-)Gruppen, die homosozial strukturiert sind, lassen sich gewisse Rituale oder 
Praktiken finden, die Grenzen markieren, jene für das Kollektiv als abweichend definiert 
worden sind. So sind Berührungen jenseits des Händedrucks oder Emotionsdarstellungen nur 
in legitimierten Kontexten wie kulturellen Ritualen des Sports möglich, ohne Ausgrenzung zu 
erfahren, denn ein derartiges Verhaltensrepertoire werde als nicht zugehörig zu einer 
dominanten Männlichkeit angesehen. Wird ein solches Verhalten jedoch in nicht legitimierten 
Kontexten gezeigt, gilt dieses als abweichend, und die entsprechende Person wird als 
„unmännlich“ etikettiert (Behr, 2008, S. 147). „Unmännlich“ zu sein, bedeutet laut Behr in 
diesem Zusammenhang, unprofessionell zu sein. Aus diesem Grund würden Männer im 
Polizeidienst in jedem Fall versuchen zu vermeiden, einen derartigen Eindruck von sich zu 
hinterlassen. Behr betont jedoch, dass Differenz und die damit einhergehende Abweichung 
von Polizist*innen nicht zwingend zu sozialem Ausschluss führen muss (Behr, 2008, S. 147). 
Dabei macht er deutlich, dass Homosexualität eine Form der Abweichung von hegemonialen 
Normen darstellt, welche unter bestimmten Bedingungen nicht zum Ausschluss führen muss 
(Behr, 2008, S. 148). Als eine abweichend deklarierte Haltung werde geduldet und integriert, 
insofern sie die hegemoniale nicht infrage stellt und additiv anstatt alternativ zu den 
vorherrschenden Praxen bestehe (Behr, 2008, S. 157).  
 
 
 
(5) Falscher Idealismus 
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Die zweite Form, welche laut Behr von den vorherrschenden und hegemonialen Konstrukten 
abweicht, kann die Organisation nicht nur irritieren, sondern sie sogar bedrohen. Diesen 
Typus nennt Behr „Falscher Idealismus“. Dabei fokussieren sich Angehörige dieses Modells 
auf das ethisch korrekte Handeln von Polizist*innen und heben sich aufgrund ihres Idealismus 
an zentralen Stellen von den Werthaltungen vieler anderer Beamt*innen ab, da sie eigene 
Gerechtigkeitsvorstellungen entwickeln (Behr, 2008, S. 157). Warum Behr sich für den 
Terminus „falscher Idealismus“ entschieden hat, und wie dieser Typus mit der Krieger-
Männlichkeit in Verbindung steht, erklärt er folgendermaßen: 

Das Wort falsch bezieht sich auf die Normengeltung der direkten sozialen Umgebung. 
Falsch wäre richtig in Bezug auf die Menschenrechte […] oder in Bezug auf die 
Werteordnung vieler andere Polizisten und der Leitbilder der Polizei. Richtig ist aber falsch, 
wenn Krieger-Männlichkeiten unterwegs sind, die in abgeschotteten Gruppen eigene 
Gerechtigkeitsvorstellungen entwickeln und deren Geltung durchsetzen. (Behr, 2008, S. 
157f, Herv. i. O.) 

Als abweichend wird dieser Gerechtigkeitssinn also dann gewertet, wenn die geltenden 
Normen der sozialen Umgebung durch die konfligierenden Vorstellungen der Idealist*innen 
missachtet und hierdurch als moralisch überlegende Position vertreten werden. Diese 
Haltung erzeugt eine Marginalisierung, da sie alternativ und nicht additiv zu den 
vorherrschenden Praxen besteht (Behr, 2008, S. 158). Diese alternativen 
Gerechtigkeitsvorstellungen gelten demnach als konkurrierend und können auf diese Weise 
etablierte und hegemoniale Handlungsmuster gefährden. 
 
 
 
4.1.2 Männlichkeitskonstruktionen in der ethnografischen Feldstudie von Hunold 

(2019) 
 

Daniela Hunold führte ethnografische Erhebungen im Kontext des Wach- und 
Wechseldienstes innerhalb einer westdeutschen Großstadt durch. Hier fokussierte sie die zu 
beobachtenden sozialen Praktiken zur Herstellung von Männlichkeit, insbesondere mit Blick 
auf das bereits im vorherigen Kapitel angesprochene Konzept der hegemonialen Männlichkeit 
nach Raewyn Connell8 und wie sich dieses in Gewaltverhältnissen zeigt. 
Geschlechterkonstruktionen werden innerhalb ihres Beitrages im Sinne des Doing Gender 
beleuchtet (Hunold, 2019, S. 48). Das Konzept beschreibt Hunold folgendermaßen:  

 
8 Auch Hunold zieht in ihrer Forschungsarbeit, die von Behr für den polizeilichen Kontext spezifizierte, hegemoniale 
Männlichkeit heran, auf die zu einem späteren Zeitpunkt in diesem Kapitel eingegangen wird. 
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Geschlecht gilt hier als eine soziale Kategorie, die in der Interaktion mit anderen hergestellt 
und reproduziert wird. Die neuere Geschlechterforschung begreift Gender insofern nicht 
mehr als passive gesellschaftliche Prägung durch Sozialisationsinstanzen, sondern als 
aktive Verarbeitung und Herstellung von Geschlecht. (Hunold, 2019, S. 48, Herv. i. O.) 
 

Demnach beschreibt „doing gender“, wie sich Menschen verhalten, um als männlich oder 
weiblich zu gelten. Zudem ist die soziale Herstellung des Geschlechtes genauso von 
Situationen als auch von den in dem Kontext geltenden normativen Vorstellungen von Gender 
abhängig – es werden also gewisse Annahmen und Erwartungen an Frauen und Männer 
herangetragen (Hunold, 2019, S. 48f). An dieser Stelle findet sich ein Anknüpfungspunkt 
hinsichtlich des polizeilichen Kontextes, in welchem, wie bereits in den vorherigen Kapiteln 
herausgestellt, bestimmte Verhaltenserwartungen und Annahmen hinsichtlich Fähigkeiten 
mit Geschlechtern verknüpft sind und an Polizist*innen herangetragen werden. 
 
 
 

(1) Der Zusammenhang von Gewalt- und Geschlechterverhältnissen im Kontext der 
Polizei 

 

Hunold stieß im Rahmen ihrer Forschung auf viele Zwangshandlungen, welche vornehmlich 
von Polizisten ausgingen. Hier konnte sie beobachten, dass diese u.a. mit der Herstellung von 
Männlichkeit im Zusammenhang stehen und dadurch mit einem allgemein polizeilichem oder 
persönlichen Statuserhalt einhergehen. In dem ersten von ihr diesbezüglich dargestellten 
ethnografischen Protokoll wird eine Szene dargestellt, in welcher überzogene (Macht-)Mittel 
von zwei Polizeibeamten gegenüber provokant gewordenen Jugendlichen angewandt 
wurden. Zudem inszenierten sich die beiden Beamten im Nachgang laut Hunold als „harte 
Burschen“ unter ihren Kolleg*innen, um ihren hegemonialen Status zu bestätigen (Hunold, 
2019, S. 62). Das Verhalten der Beamten kann demnach mit dem Typus der von Behr 
entwickelten Krieger-Männlichkeit in Verbindung gebracht werden. Dies lässt sich u.a. damit 
begründen, dass ihr Handeln keinem „‚höheren Sinn‘ aus einer moralischen Verantwortung 
oder Überzeugung heraus“ (Hunold, 2019, S. 62) folgt, um Menschen vor Gefahren zu 
schützen, sondern vor allem auf einen Selbstzweck zurückzuführen ist. Sie nutzen die 
Konfliktsituation mit den angetroffenen Jugendlichen, um ihre Männlichkeit unter Beweis zu 
stellen und werden zudem noch aufgrund ihres Verhaltens innerhalb des sozialen Gefüges der 
Polizei bestärkt. Diese Inszenierungen von Männlichkeit konnte die Forscherin im Rahmen 
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von Auseinandersetzungen innerhalb des Feldes regelmäßig beobachten. Der in diesem 
Kontext angewendeten Gewalt kommt dabei die Bedeutung zu, eine soziale Ordnung 
zwischen den Parteien herzustellen (Hunold, 2019, S. 62).  
Weiterhin zeigt Hunold innerhalb ihrer Forschung auf, dass Frauen an derartigen 
Herstellungsprozessen, wie sie seitens der Polizisten in dem ersten von ihr dargestellten 
Protokoll beobachtet werden konnten, nicht teilnehmen können.  
In dem zweiten Protokollausschnitt stellt Hunold eine Situation dar, in der zwei Polizistinnen 
vor einer Kneipe verbal provoziert und dabei sexistisch angegangen werden. Sie erfahren in 
dieser Situation verbale Gewalt, reagieren jedoch hierauf sachlich und gehen auf die 
Bemerkung gar nicht ein. Hier lassen sich also im Gegensatz zu dem Verhalten der Polizisten 
auf eine Provokation keine dominanzmarkierenden Verhaltensweisen wahrnehmen (Hunold, 
2019, S. 63f). Und dass, obwohl sie „nicht auf verbale und physische Dominanzmarkierungen 
verzichten [müssten]. Sie tragen eine Handfeuerwache sowie einen Schlagstock und sie sind 
in Festnahmetechniken ausgebildet“ (Hunold, 2019, S. 65). An ihrem Verhalten lässt sich 
allerdings erkennen, dass sie innerhalb des Polizeikontextes einem hegemonialen, also dem 
vorherrschenden Frauenbild entsprechen, welches widerspiegelt, dass sie dem Ideal der 
hegemonialen Männlichkeit untergeordnet sind. Zudem zeige der Ausschnitt auf, dass sie als 
Polizistinnen von den Praktiken ausgeschlossen sind, die von Polizisten zur Herstellung von 
Dominanz durch Gewalt in Interaktionssituationen eingesetzt werden (Hunold, 2019, S. 65). 
 
 
 
(2) Männlichkeitskonstruktionen im Kontext der ethnografischen Forschung von 

Hunold (2019) 
 

Innerhalb der Forschungsarbeit von Hunold wird die Männlichkeitskonstruktion der 
hegemonialen Männlichkeit im polizeilichen Kontext und ihre Herstellung, welche im Kapitel 
4.1.1 im Rahmen der Vorstellung von Behrs Forschungsarbeit zur Cop Culture bereits skizziert 
wurde, fokussiert (Hunold, 2019, S. 48). Die nach Behr benannte Krieger-Männlichkeit zeigt 
sich auch hier, Jahre nach seiner Veröffentlichung der Forschungsergebnisse, als eine 
Idealkonstruktion, die mit Überlegenheit, Stärke und Anerkennung verbunden wird. Diese 
Attribute scheinen sich dabei nicht nur die Polizisten selbst zuzuschreiben, sondern sie 
bekommen diese auch im binnenpolizeilichen Kontext gespiegelt (Hunold, 2019, S. 62).  
Weiterhin zeigt die Forschungsarbeit von Hunold auf, dass Polizistinnen hierarchisch 
innerhalb des Geschlechterverhältnisses der Polizei eine subordinierte Position einnehmen 
(Hunold, 2019, S. 65). Sie können dem Ideal der hegemonialen Männlichkeit nicht entsprechen 
und haben zudem, im Gegensatz zu ihren männlichen Kollegen, keinen Zugang zur 
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Wahrnehmung kultureller Praktiken, welche Dominanz durch Gewalt herstellen (Hunold, 
2019, S. 64). Die Protokollausschnitte zeigen zudem auf, dass sie ihre subordinierte Rolle im 
Kontext der Polizei nicht nur selbst internalisiert haben, sondern ihnen diese auch seitens des 
polizeilichen Gegenübers entgegnet wird. Somit lässt sich schlussfolgern, dass auch das 
polizeiliche Gegenüber Teil an der Herstellung der hier dargestellten hegemonialen 
Weiblichkeit der Polizei hat.  
 
 
 
4.1.3 Wandel und Beständigkeit von Männlichkeitskonstruktionen in der Polizei im 

Werkstattbericht von Seidensticker (2021) 
 

Im Rahmen der Forschungsarbeit von Kai Seidensticker (2021), wurden Gruppendiskussionen 
mit Männern aus unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen der Polizei geführt. Die jeweiligen 
Gruppendiskussionen wurden jedoch versucht mit Männern aus demselben Tätigkeitskontext 
zu führen. Die Tätigkeitsbereiche umfassen den Streifendienst, die Bereitschaftspolizei, die 
Kriminalpolizei, Berufseinsteiger*innen der Polizei und angehende Führungskräfte der 
Polizei. Im Werkstattbericht, welcher in dieser Arbeit fokussiert wird, beleuchtet Seidensticker 
Gruppendiskussionen mit Bereitschaftspolizisten, deren Aussagen im Folgenden präsentiert 
werden sollen. 
 
 
 
(1) Anteile aggressiver und beschützender Männlichkeit im Kontext der 

Bereitschaftspolizei 
 

Das dominant auftretende Männlichkeitsmuster der Bereitschaftspolizisten bezeichnet 
Seidensticker als eines, dass eine aggressive Männlichkeit aufweist. Weiterhin wird in den 
Gruppendiskussionen polizeiliches Verhalten mit Männlichkeit verknüpft, kann also nicht 
ohne diese gedacht werden (Seidensticker, 2021, S. 375). Zudem wird Männlichkeit hier auf 
eine Weise konstruiert, die bereits bei Behr (2008) und bei Hunold (2019) beschrieben wurde; 
die Männlichkeit der Bereitschaftspolizei zeichnet sich durch „Stärke, Sportlichkeit und 
Standfestigkeit“ (Seidensticker, 2021, S. 375) aus.  
Weiterhin wird Männern im Kontext der Polizei „die Rolle des Beschützers und Aufpassers“ 
(Seidensticker, 2021, S. 375) zugeschrieben. Frauen werden im Polizeidienst im Gegensatz 
dazu als „Beschützte“ konstruiert. Mit diesem Antagonismus wird seitens der Polizisten ein 
Machtgefälle hergestellt, bei welchem die Männer als „Aufpasser“ hierarchisch über Frauen 
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als „Bewachte“ stehen. Demnach nehmen sie sowohl eine Schutzfunktion ein als auch die 
Rolle derjenigen, welche die „Bewachten“ bei Regelverstößen auf ordnungsgemäßes 
Verhalten hinweisen. Die Funktion als Beschützer wird seitens der Bereitschaftspolizisten 
durch die zugeschriebene körperliche Unterlegenheit von Frauen legitimiert. Weiterhin wird 
die Schutzfunktion der Bereitschaftspolizisten als relevantes Merkmal ihrer aggressiven 
Männlichkeit angesehen (Seidensticker, 2021, S. 375ff).  
Die aggressive Männlichkeit innerhalb der Bereitschaftspolizei zeichnet sich zudem durch das 
zur Schau stellen von Stärke aus, wodurch der Verlauf von Konflikten den Dienstalltag 
strukturiert. Weiterhin ist sie kompetitiv orientiert, was bedeutet, dass sie stetig den 
Wettstreit mit anderen Männern sucht und sich mit diesen konkurriert. In derartigen 
Auseinandersetzungen wird sich stetig versucht, zu beweisen, und von Beginn an mit der 
Haltung in diese eingestiegen, sie als Gewinner zu verlassen. Hierdurch wird eine generelle 
Subordination von Bürger*innen forciert. Zwangsanwendungen werden innerhalb dieses 
Männlichkeitstypus nicht nur als konstitutiv für den Polizeiberuf angesehen, sondern deren 
Umsetzung wird auch im Berufsalltag erwartet. Die hier als notwendige Ressource 
konstruierte starke körperliche Präsenz, prägt somit die Konstruktion von (Polizei-
)Männlichkeit (Seidensticker, 2021, S. 377f). 
 
 
 
(2) Geschlechterdifferenzierende Tätigkeitsbereiche im Kontext der Polizei 

 
Weiterhin werden sowohl mit Männlichkeit als auch mit Weiblichkeit bestimmte 
Tätigkeitsbereiche innerhalb der Polizei verbunden. Frauen wird eher die kriminalpolizeiliche 
Sachbearbeitung zugeschrieben, wohingegen Männlichkeit mit „operativer, zupackender 
Polizeiarbeit“ (Seidensticker, 2021, S. 378) verbunden wird. Innerhalb der 
Gruppendiskussionen konnte Seidensticker aufzeigen, dass diese geschlechterdifferenzierte 
Aufteilung nach Tätigkeitsbereichen weiterhin relevant gemacht wird. Dies zeigt sich daran, 
dass ein hoher Anteil von Frauen innerhalb der Kriminalpolizei seitens der 
Gruppendiskussionsteilnehmer als unproblematisch angesehen wird. Demgegenüber wird 
ein hoher Frauenanteil im Streifendienst, bei der Bereitschaftspolizei und innerhalb von 
Spezialeinheiten „als Schwächung des Einsatzwertes der gesamten Einheit angesehen“ 
(Seidensticker, 2021, S. 379). Demnach wird der Einsatz von Frauen innerhalb der Polizei zwar 
akzeptiert, allerdings lediglich für bestimmte Tätigkeitsbereiche, wonach Polizeiarbeit 
vornehmlich mit Männlichkeit verknüpft ist (Seidensticker, 2021, S. 379). Um die den Frauen 
übergeordnete Position in der Polizei bewahren zu können, werden also sogenannte 
Männerdomänen innerhalb der Organisation definiert, wodurch den Polizisten homosoziale 
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Räume vorbehalten bleiben. Innerhalb dieser Räume können Konkurrenzkämpfe stattfinden, 
die dazu dienen, bestimmte Konstruktionen von Männlichkeit herzustellen, bzw. unter Beweis 
zu stellen (Seidensticker, 2021, S. 379f).  
 
 
 
(3) Männlichkeit und Leistungsfähigkeit 

 
Außerdem wird Männlichkeit über die (sportliche) Leistungsfähigkeit im Kontext der Polizei 
hergestellt. Die eigene Männlichkeit wird dabei nicht nur im Rahmen von sportlichen 
Wettbewerben, sondern auch im Rahmen von „Trink-Sport“ unter Beweis gestellt. Dadurch, 
dass die Polizisten ihre Kollegen in „sportlich“ und „unsportlich“ unterteilen, wird die 
Bedeutung von Sportlichkeit in Bezug auf die Konstruktion von Männlichkeit deutlich. 
Polizisten, hier Bereitschaftspolizisten, die weniger sportlich sind, werden zwar anerkannt, 
nehmen jedoch eine hierarchisch niedere Position in dem sozialen Gefüge ein (Seidensticker, 
2021, S. 381f).  
Zusammenfassend stellt Kai Seidensticker fest, dass die hegemoniale 
Männlichkeitskonstruktion in der Bereitschaftspolizei, einer aggressiven Polizeimännlichkeit 
entspricht. Dabei wird innerhalb der Gruppendiskussionen deutlich, dass „Körperlichkeit und 
das Zeigen von Stärke […] zentrale Bestandteile dieser Konstruktion“ (Seidensticker, 2021, S. 
383) sind. Männlichkeit stehe demnach immer noch „im Zentrum polizeilicher Handlungslogik 
und erfährt in der Kultur der Polizei eine ständige Reproduktion“ (Seidensticker, 2021, S. 383), 
wozu u.a. bereits das Studium und die Praxisphasen beitragen (Seidensticker, 2021, S. 380). 
 
 
 

4.2 Die Konstruktion von Weiblichkeiten im Kontext der Polizei 
 

In diesem Kapitel werden Weiblichkeitskonstruktionen im Kontext der Polizei fokussiert. 
Hierzu werden exemplarisch die Ergebnisse der Forschungsarbeiten von Franzke (1997), Behr 
(2000), Mangold (2011) und Seidensticker (2021) herangezogen. Dabei wird dem 
wiederkehrenden Muster begegnet, dass Frauen dem Idealkonstrukt innerhalb der Polizei 
nicht entsprechen (können) und somit hierarchisch eine niedere Position einnehmen und 
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zudem nicht als vollwertige Polizistinnen angesehen werden. Die Gütekriterien polizeilichen 
Handelns legen demnach weiterhin ihre männlichen Kollegen fest (Behr, 2008, S. 183f).9 
 
 
 
4.2.1 Was Polizisten über Polizistinnen denken in der Interviewstudie von Franzke 

(1997) 
 

Das Erkenntnisinteresse der Studie von Franzke „Was Polizisten über Polizistinnen denken“ 
(1997), bezieht sich auf den Blick der Polizisten auf ihre weiblichen Kolleginnen, welche 
Erfahrungen sie im Beruf in Bezug auf ihre Kolleginnen machen, welche Überzeugungen 
hinsichtlich ihrer beruflichen Leistungen existieren und ob und wie Männlichkeit im Kontext 
der Polizeiarbeit relevant gemacht wird. Hierzu interviewten Studierende der Hochschule der 
Polizei fünf Beamte der baden-württembergischen Polizei aus den Tätigkeitsbereichen der 
Schutz- und Kriminalpolizei, die zum Zeitpunkt der Befragung ein Lebensalter zwischen 20 
und 50 Jahren hatten (Mokros, 2009, S. 46). 
Die zentralen Forschungsergebnisse der Studie von Franzke sind die Folgenden: Im 
Allgemeinen ließ sich feststellen, dass die befragten Polizisten der Berufstätigkeit von Frauen 
positiv gegenüberstehen, solange sie keine Mütter waren. Hier wurde eine Vereinbarkeit 
kritisch angesehen. Weiterhin betrachteten sie als Begründung einer Einstellung von 
weiblichen Polizistinnen, den Mangel an qualifizierten männlichen Polizisten. Dass Frauen 
eine eigenständige und wertvolle Position im Kontext der Polizei einnehmen könnten, wurde 
hier nicht in Erwägung gezogen (Mokros, 2009, S. 46). Weiterhin wurde ihre Beschäftigung 
unter einer defizitorientierten Betrachtung bewertet; aufgrund der biologischen Möglichkeit 
von Frauen, Schwanger zu werden, wurden hohe und längere Ausfälle dieser prognostiziert, 
was zu personellen Engpässen und einer finanziellen Belastung aufgrund von Vertretungen 
führen würde (Mokros, 2009, S. 47).  
Zudem kamen in der Studie von Franzke die Projektionen männlicher Denkstrukturen auf die 
Arbeit von Frauen zum Vorschein. Dabei stehen sie ihnen skeptisch gegenüber, da ihre 
biologischen Unterschiede und damit die vermeintlichen Schwächen von Polizistinnen in den 
Blick genommen wurden. Außerdem wurden sie in den Interviews als eine Art Bedrohung 
dargestellt, da die Möglichkeit gesehen wurde, die männlich geprägte Polizeikultur und die 

 
9 Leider lässt sich dieser Teil der Arbeit nicht ebenso ausdifferenzieren, wie der zu den männlichen Geschlechterkonstruktionen. 
Dies lässt sich damit begründen, dass Weiblichkeitskonstruktionen in den meisten der hier vorgestellten Studien nur im 
Rahmen eines Unterkapitels präsentiert werden und Befragungen von Frauen für die Ausarbeitung von 
Weiblichkeitskonstruktionen im Kontext der Polizei zudem ein Forschungsdesiderat darstellen. 
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damit einhergehenden männerbündische Vereinigung durch ihre Anwesenheit aufzulösen 
(Mokros, 2009, S. 47). 
Ein Polizist innerhalb des Interviews war jedoch der gegensätzlichen Meinung. Er vertrat die 
Ansicht, dass Frauen gar nicht die Möglichkeit hätten, Veränderungen innerhalb der Polizei 
herbeizuführen, da Polizisten dies zu verhindern wüssten. Demnach würden sie sich entweder 
anpassen (müssen) oder sie würden „fertiggemacht“ und somit aus der 
männlichkeitsgeprägten Kultur ausgeschlossen (Mokros, 2009, S. 47).  
Die Konstruktionen von Weiblichkeit, die Franzke innerhalb ihrer Forschungsarbeit skizziert, 
ist, dass Polizistinnen zwar im Allgemeinen akzeptiert, progressive Polizistinnen, die eine 
Änderung anstreben wollen, allerdings exkludiert werden. Demnach könne nur eine an die 
männlichkeitsgeprägte Polizeikultur angepasste Polizistin hier Bestand haben. Weiterhin 
werden Frauen mit stereotypen Weiblichkeitskonstruktionen konfrontiert. Sie gelten als 
schwach, sind demnach also nicht vollständig einsetzbar innerhalb der Polizei und zudem, 
aufgrund der Möglichkeit schwanger zu werden, nur eine begrenzte Zeit verfügbar und somit 
unzuverlässig (Mokros, 2009, S. 46f). 
 
 
 
4.2.2 Der männliche Blick auf die Kollegin im Kontext der Cop Culture bei Behr 

(2000) 
 

Im Rahmen der ethnografisch ausgerichteten Studie von Behr zur Cop Culture, werden auch 
Weiblichkeitskonstruktionen seitens der befragten Polizisten beleuchtet. Diese sollen 
innerhalb dieses Kapitels präsentiert werden.  
Mit dem Zeitpunkt der Öffnung des Polizeiberufs für Frauen, begannen männliche Kollegen 
Verunsicherungen diesbezüglich zu äußern. Um die erschaffene Männlichkeitskultur zu 
erhalten, begann laut Behr mit dem Eintritt von Polizistinnen, eine Verteidigung dieser. Da das 
männliche Geschlecht in einem männerdominierten Bereich die Standards für das 
polizeilichen Handeln festgelegt hatte, sollten diese weiterhin von Polizisten bestimmt 
werden. Dies führe laut Behr dazu, dass Frauen ihre Fähigkeiten im polizeilichen Kontext 
zunächst beweisen und sich an die von ihren männlichen Kollegen dominierten 
Handlungsmuster anpassen müssten. Viele Polizistinnen würden die ihnen zugewiesene Rolle 
als angepasste Polizistin zwar annehmen und nicht infrage stellen, Behr vertritt jedoch die 
Meinung, diesbezüglich einen Wandel erkennen zu können (Behr, 2000, S. 160f).  
Innerhalb der von Behr durchgeführten Studie, ist eine allgemeingültige Auffassung seitens 
männlicher Polizisten hinsichtlich der Polizeiarbeit von Frauen aufzufinden. Frauen werden, 
laut Behr, im Polizeiwesen auf bestimmte Bereiche und Fähigkeiten reduziert. Demzufolge 
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nehmen männliche Polizisten bezüglich ihrer weiblichen Kolleginnen Wertungen im Kontext 
ihres Arbeitsfeldes vor. Im Rahmen der Befragungen treffen Polizisten Aussagen über ihre 
weiblichen Kolleginnen, die sich hauptsächlich auf ihre Nützlichkeit hinsichtlich des bei ihnen 
vermeintlich stärker vorhandenen Empathievermögens im Umgang mit Opfern sowie auf ihre 
anscheinend pazifizierende Wirkung gegenüber Männern bezieht. Auch lässt sich im Rahmen 
der Befragungen von Behr, ebenso wie dies bei Franzke der Fall ist, die defizitorientierte 
Perspektive auf Kolleginnen und ihre vorgebliche körperliche Unterlegenheit finden (Behr, 
2000, S. 162).  
Weiterhin wurde Behr im Rahmen seiner Studie auf Verobjektivierungen von Polizistinnen 
seitens ihrer männlichen Kollegen aufmerksam, da diese mit Blick auf ihre Attraktivität 
betrachtet werden. Ebenso wie dies in Kapitel 4.2.1 bereits mittels der Ergebnisse von Franzke 
dargelegt werden konnte, äußern auch die in Behrs Studie befragten Polizisten eine Skepsis 
hinsichtlich der innerhalb der Organisation bestehenden Verfügbarkeit und Verlässlichkeit 
ihrer weiblichen Kolleginnen aufgrund ihrer existenten Reproduktionsfähigkeit (Behr, 2000, S. 
162).  
Durch die genannten Aspekte wird deutlich, dass sich „[...] die Selbstkonstitution der 
‚Polizeimännlichkeit‘ […] durch die Markierung von Differenz zur Frau bzw. zur sozialen 
Kategorie Weiblichkeit [ergibt]“ (Behr, 2000, S. 167). Demnach werden die Fähigkeiten von 
Polizistinnen am kulturellen Idealtypus der Krieger-Männlichkeit gemessen, weshalb Frauen 
in ihrer Rolle als defizitär wahrgenommen und auf das Emotionsmanagement mit Opfern 
reduziert werden (Behr, 2000, S. 167). Hierdurch werden die Fähigkeiten von Frauen in dem 
weiterhin männerdominierten Bereich der Polizei angezweifelt, wodurch sie diese zunächst 
unter Beweis stellen müssen, um als vollwertiges Mitglied angesehen zu werden. In Behrs 
Forschungsarbeit lässt sich demnach eine defizitorientierte Konstruktion hinsichtlich 
Weiblichkeit auffinden, die ebenso wie in Franzkes Studie herausgestellt, mit 
Unzuverlässigkeit verbunden ist und zudem lediglich für den Bereich der emotionsbesetzten 
und nicht körperlichen Arbeit einsatzfähig erscheint. Dass sie nicht als vollwertiges Mitglied 
betrachtet werden, spiegelt sich zudem in der Verobjektivierung wider, die sie seitens ihrer 
männlichen Kollegen erfahren müssen. 
 
 
 
4.2.3 Geschlechterverhältnisse im Kontext der Polizei im Rahmen der 

Interviewstudie von Mangold (2011) 
 

Im Rahmen der teilstandardisierten, leitfadengestützten Interviewstudie von Mangold, 
wurden in einer brandenburgischen Stadt fünf Frauen und vier Männer aus zwei Wachen 
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befragt. Diese waren zum Zeitpunkt des Interviews im Kontext der Schutzpolizei, speziell im 
Wach- und Wechseldienst, tätig. Dabei ging Mangold der Frage nach, „wie 
Geschlechterverhältnisse in der Organisation und der Umgang mit Gewalt verbunden sind 
und wie sich dies konkret in der Praxis ausgestaltet“ (Mangold, 2011, S. 146). 
 
 
 
(1) Geschlechtsspezifische Auffassungen bezüglich der Anwendung von Gewalt 

 
Anne Mangold beginnt zunächst mit der Vorstellung eines Interviewausschnittes einer 
Polizistin, die äußert, dass sie im Kontext ihres polizeilichen Handelns eher auf ihre 
kommunikative Kompetenz zurückgreift, anstatt physische Gewalt anzuwenden. Hierbei geht 
sie davon aus, dass sie dem körperlichen Einsatz von Gewalt nicht gewachsen ist, weshalb sie 
auf diesen sogar innerhalb ihres Alltages versucht zu verzichten. Demgegenüber offenbart 
sich in den Interviews, dass männliche Polizisten zwar auch von ihrer kommunikativen 
Kompetenz Gebrauch machen, jedoch die ganze Breite ihres möglichen Handlungsrepertoires 
nutzen, bis zur Anwendung von Gewalt (Mangold, 2011, 153ff). Die Distanzierung von 
Gewaltanwendung ist zwar insbesondere innerhalb der Interviews mit den Frauen zu finden, 
jedoch äußern sich nicht alle Polizistinnen auf diese Weise im Hinblick auf den Grund für den 
Verzicht dieser. Eine der befragten Polizistinnen sieht sich beispielsweise hinsichtlich ihrer 
körperlichen Leistungsfähigkeit gleichauf mit ihren männlichen Kollegen, distanziert sich 
jedoch per se von Gewaltanwendungen (Mangold, 2011, 155). 
 
 
 
(2) Geschlechtsspezifische Zusammenstellungen von Streifenteams 

 
Weiterhin wird innerhalb der Interviews skizziert, dass bei der Zusammenstellung von 
Streifenteams Unterschiede zwischen Frauen und Männer gemacht werden. Viele 
Interviewpartner*innen, darunter weibliche als auch männliche, sind der Meinung, dass 
Frauen nachts nicht ohne männliche Begleitung arbeiten sollten. Reine Frauenteams würden 
demnach nachts nicht zusammengestellt werden. Dies bestätigt auch ein Wachtdienstführer, 
welcher für die Zusammenstellung der Streifen zuständig ist. Die Zusammenstellung wird mit 
der Behauptung begründet, dass Frauen, im Gegensatz zu Männern, nicht gewalttätig seien, 
nachts das Gewaltpotential jedoch höher sei als am Tag. Anhand eines Interviewausschnittes 
mit dem Wachtdienstführer wird zudem deutlich, dass er kommunikative Kompetenz geringer 
schätzt als den Einsatz von Gewalt (Mangold, 2011, 156f).  
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Auch bei der Vergabe von Aufträgen durch die Leitstelle, wird auf eine geschlechtsspezifische 
Trennung von Aufgabenbereichen geachtet, wodurch Frauen ein großer Teil der Polizeiarbeit 
verwehrt bleibt. Bei potenziell eskalierenden Situationen würden demnach niemals reine 
sogenannte Frauenstreifen entsandt werden. In den Interviews wird sogar davon berichtet, 
noch nicht mal gemischte Streifen in Situationen zu entlassen, in denen ein körperlicher 
Einsatz droht. Hierdurch wird Frauen unterstellt, Männern ausnahmslos körperlich 
unterlegen zu sein und ihnen weiterhin die Möglichkeit verwehrt, aus dem Schatten der 
Männer zu treten und somit unter Beweis zu stellen, dass sie als vollwertige Polizistinnen 
jegliche Tätigkeitsbereiche der Polizei wahrnehmen können. Zudem werden auf diese Weise 
reine „Männerbereiche“ geschaffen, welche Frauen exkludieren. Diese Auffassung wird jedoch 
nicht nur von Männern vertreten. Auch eine Polizistin innerhalb des Interviews scheint 
derartige stereotype Geschlechterkonstruktionen verinnerlicht zu haben und reproduziert 
diese. Demnach lehne auch sie aus Sicherheitsaspekten reine Frauenstreifen ab (Mangold, 
2011, 157). 
 
 
 
(3) Die Nützlichkeit von Frauen in der Polizei als „Emotionsmanagerinnen“ 

 
Mangold fasst innerhalb ihres Kapitels zudem Stereotypisierungen zusammen, die 
hinsichtlich der Auffassung der Polizeiarbeit von Polizistinnen positiv konnotiert sind. Dabei 
wird die Anwesenheit von Frauen im Kontext von Familienstreitigkeiten als positiv 
wahrgenommen. Auffällig ist jedoch die Bewertung der Handlungsroutinen in derartigen 
Situationen. Berichten Männer doch von einer starren Arbeitsteilung in diesem 
Zusammenhang, präsentieren Frauen flexiblere Modelle (Mangold, 2011, 158).  
In den Interviews mit den Männern werden unterschiedliche Strategien präsentiert. Die einen 
sind der Auffassung, dass die Aufteilung in geschlechtergemischte Gruppen und die anderen, 
dass geschlechterhomogene Gruppen, in beiden Fällen mit Frauen als die „einfühlsame“ 
Beteiligte, eher zu Deeskalation führen können (Mangold, 2011, 158).  
Den Kolleginnen wird in derartigen Situationen häufig die Rolle zugeschrieben, dass sie 
verständnisvoller und empathischer seien als männliche Beamte, weshalb in diesem Fall die 
Anwesenheit von Frauen als positiv bewertet wird. In den Interviews wird zudem deutlich, 
dass ein derartiges einfühlsames Auftreten, welches mit Trösten und dem Aufbringen von 
Verständnis einhergeht, dem Konzept von Männlichkeit widersprechen kann (Mangold, 2011, 
159).  
Anders beschreibt eine Polizistin den Umgang mit Familienstreitigkeiten und schätzt hier das 
Vorgehen eines flexiblen Modells, bei dem die Aufteilung nicht pauschal festgelegt ist, sondern 
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in Kooperation mit ihren Kolleg*innen und den Bedürfnissen der betroffenen Bürger*innen 
ausgehandelt wird. Auch die Polizistin stellt heraus, dass sie einen deeskalierenden Einfluss 
auf Männer habe, die Gewaltbereitschaft zeigen. Sie befürworte eine derartige 
geschlechtergemischte Konstellation, da sich ihre Kollegen an einem Kräftemessen unter 
Männern beteiligen könnten. Sie distanziert sich von derartigen Konkurrenzkämpfen 
(Mangold, 2011, 160ff). 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass für Männer das Geschlecht bei der 
Arbeitsteilung stetig von Bedeutung zu sein scheint, bei Frauen dieses jedoch lediglich als 
potenziell einzusetzender Unterschied bewertet wird. Weiterhin scheinen diese ihre Arbeit 
eher flexibel zu gestalten. Frauen haben in diesem Kontext die Möglichkeit, ihre 
deeskalierenden Fähigkeiten einzusetzen, jedoch wird hier gleichzeitig emotional belastende 
Arbeit von Männern auf Frauen übertragen und zudem stereotype 
Geschlechterkonstruktionen reproduziert. Polizistinnen berücksichtigen demnach die 
Interessen und Bedürfnisse ihrer Kollegen, während diese sich wenig nach ihren Kolleginnen 
richten. Auf diese Weise bleibt Frauen eher verwehrt, ihre präferierte Arbeitsweise 
durchzuführen (Mangold, 2011, 162). 
Innerhalb dieses Kapitels lässt sich festhalten, dass Gewaltfähigkeit eher Männern als Frauen 
und die Fähigkeit zur Deeskalation verallgemeinernd Frauen unterstellt wird. Jedoch werden 
Frauen auch als defizitäre Personen innerhalb der Polizei wahrgenommen. Dies lässt anhand 
der Praxis bezüglich der Zusammenstellung von Streifenteams und der Auftragsvergabe 
durch die Leitstelle festhalten. Männer werden demgegenüber als die, aufgrund der 
Zugehörigkeit zu ihrem Geschlecht, fähigeren Personen für den Polizeidienst angesehen 
(Mangold, 2011, S. 163).  
 
 
 
4.2.4 Weiblichkeitskonstruktionen im Kontext der Bereitschaftspolizei in 

Seidenstickers Werkstattbericht (2021) 
 

Auch im Werkstattbericht von Kai Seidensticker (2021) lassen sich 
Weiblichkeitskonstruktionen im Kontext der Polizei identifizieren, welche im Folgenden 
skizziert werden sollen. Während, wie bereits dargestellt, Männer innerhalb der 
(Bereitschafts-)Polizei die Rolle des Beschützers einnehmen, wird Frauen eher 
Schutzbedürftigkeit zugeschrieben. Sie werden sogar für einige Bereiche, die als „gefährlich“ 
konnotiert sind, als ungeeignet konstruiert, da ihnen hierzu die nötige körperliche Stärke 
fehle. Demnach werden sie in einigen Bereichen der Polizeiarbeit nicht als vollwertige 
Polizistinnen wahrgenommen, da ihnen eine generelle körperliche Unterlegenheit seitens 
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ihrer männlichen Kollegen zugeschrieben wird (Seidensticker, 2021, S. 375f). Weiterhin 
besteht innerhalb der Bereitschaftspolizei die Auffassung, dass Frauen aufgrund ihrer 
körperlichen Verfassung, „die nach außen symbolisierte Widerstandsfähigkeit der Einheit 
gefährden“ (Seidensticker, 2021, S. 379).  
Zudem scheint Männern innerhalb des Polizeidienstes eine grundsätzliche Eignung inhärent, 
demgegenüber werden Frauen erst akzeptiert, sobald sie ihr Können unter Beweis gestellt 
haben (Seidensticker, 2021, S. 380). Da sich Frauen am polizeilichen Männlichkeitsideal 
abarbeiten müssen, werden hinsichtlich der Bewertungen von Leistungen geschlechtliche 
Hierarchisierungen vorgenommen. Demnach wird eine gute Leistung einer Polizistin lediglich 
im Verhältnis zu Weiblichkeit im Allgemeinen gesetzt – die Leistung ist somit „gut für eine 
Frau“ und nicht „gut“ gemessen an allen anderen Polizist*innen (Seidensticker, 2021, S. 380). 
 
 
 

4.3 Die mediale Repräsentation der Polizei 
 

Im Folgenden werden einige im vorherigen Kapitel dargestellten Geschlechterkonstruktionen 
innerhalb der Polizei und die mediale Repräsentation im Rahmen des Internetauftritts der 
Polizei NRW zusammengeführt. Somit kann die mögliche (Re-)Produktion von 
Geschlechterkonstruktionen in den Blick genommen werden. 
Im Allgemeinen lässt sich beobachten, dass der Internetauftritt der Polizei NRW den Versuch 
angestellt hat, Frauen und Männer in gleicher Weise zu repräsentieren. Allerdings tragen 
einige der abgebildeten Fotografien zur Reproduktion stereotyper 
Geschlechterkonstruktionen bei, die sich zudem mit den im Hauptteil dieser Arbeit 
präsentierten Forschungsergebnisse in Verbindung bringen lassen.  
Exemplarisch soll hier eine Fotografie unter der Rubrik „Internetwache“ und der Überschrift 
„Anzeige erstatten“ (Abb. 1) in Augenschein genommen werden. Die Person im Vordergrund, 
die vermutlich von einem Großteil der Gesellschaft als männlich gelesen werden würde, 
befindet sich in einer Kommunikationssituation, und somit in einer aktiven Handlung mit 
einem polizeilichen Gegenüber. Die Person im Hintergrund, die vermutlich von einem Großteil 
der Gesellschaft als weiblich gelesen werden würde, hat eine passive Haltung eingenommen 
und beobachtet das polizeiliche Gegenüber. Auffällig an der abgebildeten Fotografie ist die 
Positionierung der Polizist*innen sowie die Fokussierung auf den Vordergrund. Dies führt 
dazu, dass der aktiv in Erscheinung tretende und vermutlich als männlich wahrgenommene 
Polizist, im Vordergrund scharf gestellt wird und sich somit Rezipient*innen auf diese 
Bildinformation konzentrieren. Dahingegen ist die passiv in Erscheinung tretende Person im 
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Hintergrund, welche vermutlich als weiblich gelesen wird, unscharf gestellt, wodurch ihre 
inaktive Haltung akzentuiert wird. Die Fotografie erweckt dadurch den Eindruck, wie bereits 
innerhalb des Hauptteils der Arbeit herausgestellt, dass Frauen eine subordinierte Position 
innerhalb des Geschlechterverhältnisses der Polizei einnehmen, Männer hingegen die 
dominante und aktive Rolle (siehe bspw. Hunold, 2019; Behr, 2000).  
 
 
 
Abb. 1: Ministerium des Innern des Landes, Anzeige erstatten und Hinweise geben 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Andererseits wird unter der Rubrik „Karriere“ zum Thema „Führungskraft bei der Polizei NRW“ 
stellvertretend eine Person abgebildet, die vermutlich von einem Großteil der Gesellschaft als 
weiblich gelesen werden würde (Abb. 2). Die Fotografie zeigt eine Frau, welche sich 
augenscheinlich in einer Vortragssituation befindet. Aufgrund dessen und durch ihre 
aufrechte Körperhaltung, wirkt sie selbstsicher und entschlossen. Jene Darstellung wird 
durch den Slogan „Mein Mandant: das ganze Land!“ unterstützt und unterstreicht das 
dargestellte Zielbewusstsein der Polizistin. Sie versteht demnach ihren Auftrag als die 
Verteidigung und Beratung des Landes NRW. Diese Fotografie steht stereotypen 
Geschlechterkonstruktionen entgegen und konstruiert damit, im Vergleich zum vorliegenden 
Forschungsstand, das Bild einer vollwertigen, erfolgreichen Polizistin. Dies schafft einen 
Gegensatz zum weiterhin vorherrschenden Männlichkeitsideal im Kontext der Organisation. 
Zu dieser Darstellung ist weiterhin zu sagen, dass die Polizei NRW dadurch weibliche Personen 
ermutigt, die Laufbahn des höheren Dienstes einzuschlagen. Derartige Internetauftritte 
können somit dazu beitragen, den quantitativen Anteil von Frauen im höheren Dienst 
anzuheben, welcher sich auf etwa 9 Prozent beläuft (Biermann, 2018).  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass innerhalb des Internetauftritts der Polizei NRW, 
Frauen und Männer in gleichem Maße versucht werden zu repräsentieren. Dies gelingt an 
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einigen Stellen jedoch nur quantitativ, wie hier anhand eines Beispiels herausgestellt wurde. 
Als verbesserungswürdig kann hier angeregt werden, Frauen und Männer differenzsensibler 
zu repräsentieren, um somit stereotypen Geschlechterkonstruktionen entgegenzuwirken.  
 
 
 
Abb. 2: Ministerium des Innern des Landes, Führungskraft bei der Polizei NRW 

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

5. Gleichstellungsarbeit im Kontext der 
Polizei 

 
 
 
 

Im vorletzten Kapitel dieser Arbeit wird auf ein weiters Instrument zur Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern im Kontext der Polizei eingegangen. Hierbei handelt 
es sich um das Amt der Gleichstellungsbeauftragten. Diese soll, zusammen mit mindestens 
einer Stellvertreterin, laut §15 Abs. I LGG NRW (Landesgleichstellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen), für jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschäftigten bestellt werden. So verfügt 
auch die HSPV NRW über eine Gleichstellungsbeauftragte und eine Vertretung dieser (HSPV 
NRW, 2022).  

Gleichstellungsbeauftrage haben dazu beigetragen, dass sich in den letzten Jahrzehnten ein 
deutlicher Anstieg von Frauen innerhalb der Polizei verzeichnen lässt und diese zudem 
mittlerweile innerhalb fast aller Hierarchieebenen vertreten sind (Jochmann-Döll, 2018, S. 4). 
Dabei haben sie den Auftrag, Chancengleichheit von Frauen und Männern zu fördern und 
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insbesondere Frauen bei einer chancengerechten Erwerbstätigkeit zu unterstützen 
(Jochmann-Döll, 2018, S. 7). In der praktischen Gleichstellungsarbeit erfüllen sie die 
Aufgaben, als Ansprechpartnerinnen von Beschäftigten zu fungieren, und hinsichtlich 
Benachteiligungen von Geschlechtern beratend zur Seite zu stehen. Auch fungieren sie als 
Beraterinnen auf der Hierarchieebene der Führungsetage, indem sie hier Strategien und 
Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern implementieren. Die Grundlage 
ihres Handelns bildet dabei die Gemeindeordnung, die jeweiligen 
Landesgleichstellungsgesetzte oder das Bundesgleichstellungsgesetz. In diesem 
Zusammenhang wirken sie an „personellen, sozialen und organisatorischen Maßnahmen 
ihrer Behörde“ (Jochmann-Döll, 2018, S. 8) mit und haben die Möglichkeit, eigene Vorschläge 
zu entwickeln, um gleichstellungspolitische Ziele zu erreichen (Jochmann-Döll, 2018, S. 8). 
Allerdings ist zu sagen, dass die Wirkmächtigkeit und Durchsetzungsstärke von 
Gleichstellungsbeauftragten in den entsprechenden Behörden von den gesetzlichen 
Grundlagen abhängen, derer sie unterliegen, da sie die Rahmenbedingungen ihrer Arbeit 
festlegen. Dieser Rahmen lässt jedoch durch das Bundesgleichstellungsgesetz und die 
Gleichstellungsgesetze der Länder einen unterschiedlich großen Spielraum zu. Dies führt 
dazu, dass sich die Kompetenzen und Handlungsmöglichkeiten der 
Gleichstellungsbeauftragten in Bund und Ländern deutlich voneinander unterscheiden 
(Jochmann-Döll, 2018, S. 18). Jener Umstand spiegelt sich auch in der Teilnahme der 
Gleichstellungsbeauftragten an Besprechungen und Gesprächen wider, welche in den 
meisten Gesetzen geregelt ist. So ist beispielsweise für Gleichstellungsbeauftragte in NRW 
eine allgemeine Teilnahme an allen Besprechungen, die den Aufgabenbereich betreffen, 
festgelegt, wohingegen Bayern eine Teilnahme lediglich an Besprechungen der 
Dienststellenleitung mit dem Personalrat vorsieht (Jochmann-Döll, 2018, S. 20f). 

Um erfolgreiche Gleichstellungsarbeit durchführen zu können, werden die folgende Aspekte 
in einzelnen Literaturen benannt:  

[v]ielfältige fachliche und gleichstellungspolitische Kompetenzen, ein Selbstverständnis 
als politische Akteurin und interne Organisationsentwicklerin sowie ausreichende 
personelle, finanzielle und zeitliche Ressourcen. (Jochmann-Döll, 2018, S. 11) 

Hierbei stelle sich jedoch die Frage, ob für Gleichstellungsbeauftragte der Polizei diese 
Ressourcen vorhanden seien. Marion Dix, eine ehemalige Gleichstellungsbeauftragte aus 
Niedersachsen betrachtet dieses Aspekt nach 30 Jahren im Amt kritisch. Die Bewertung 
nimmt sie auf der Grundlage vor, dass der Anteil von Frauen auf höherer Hierarchieebene 
noch keinen angemessenen Anstieg erfahren hat (Jochmann-Döll, 2018, S. 11f). Die Ursache 
läge ihrer Meinung darin begründet, dass Gleichstellungsarbeit bisher „noch nicht als 
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Organisationsentwicklungs- und Kulturveränderungsprojekt betrieben wurde bzw. betrieben 
werden konnte“ (Jochmann-Döll, 2018, S. 11). 

In einer von Jochmann-Döll (2018) durchgeführten Studie wurden sechs Gruppeninterviews 
mit 28 Gleichstellungsbeauftragten der Polizei durchgeführt. Diese verfolgte das 
Erkenntnisinteresse das eigene Verständnis von Erfolg und Misserfolg der 
Gleichstellungsarbeit sowie ihre Handlungsstrategien und unterstützende sowie hemmende 
Faktoren zu untersuchen (Jochmann-Döll, 2018, S. 14f). Dabei ließ sich erkennen, dass sich 
fördernde und hemmende Aspekte für Erfolg und Misserfolg von Gleichstellungsarbeit „in 
Regelungen, Strukturen, Personen bzw. Funktionen und Ressourcen“ wiederfinden lassen 
(Jochmann-Döll, 2018, S. 85). So wurde beispielsweise die Zusammenarbeit auf persönlicher 
Ebene mit Gewerkschaftsfunktionär*innen teilweise als fruchtbar, jedoch auch als hemmend 
aufgrund von mangelnder Genderkompetenz angesehen (Jochmann-Döll, 2018, S. 79). 
Jochmann-Döll (2018) kommt in ihrer Studie zu dem Schluss, dass Gleichstellungsarbeit in 
jedem Fall ausbaufähiger werden muss, um erfolgreicher werden zu können. Hierzu gehöre 
insbesondere, dass sie als organisatorischer Veränderungsprozess gestaltet werden könne, 
wozu ihre Rahmenbedingungen angepasst werden müssten, sodass sie größeren 
Handlungsspielraum bekäme (Jochmann-Döll, 2018, S. 86). 

 
 
 

6. Fazit 
 
 
 
 

In der vorliegenden Bachelorarbeit wurden die folgenden Forschungsfragen behandelt: 
„Welche Rolle spielen Geschlechter bzw. Geschlechterkonstruktionen im Kontext der 
Polizei?“ und „Welche Entwicklungen lassen sich hinsichtlich Geschlechterbildern innerhalb 
der Organisation wahrnehmen?“. Zur Relevanz von Geschlechtern bzw. 
Geschlechterkonstruktionen im Kontext der Polizei konnte zunächst im dritten Kapitel dieser 
Arbeit aufgezeigt werden, dass vor allem Weiblichkeit, obwohl dieser zunächst der Eingang in 
die Organisation verwehrt wurde, stetig eine gewichtige Rolle gespielt hat. Hinsichtlich der 
Entwicklung des weiblichen Geschlechterbildes lässt sich zusammenfassen, dass Frauen 
zunächst als Ausschlusskriterium wahrgenommen wurden, sodass zwar innerhalb der Polizei 
Frauen in hierarchieniederen Positionen beschäftig waren, jedoch nicht als Polizistin, sondern 
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beispielsweise als Reinigungskraft. Nach der Öffnung der Organisation für das weibliche 
Geschlecht galt dieses als extern angewiesene Maßnahme aufgrund Effizienzabwägungen 
ohne ihnen vollwertiges Potenzial zuzusprechen (Mangold, 2011, S. 148).  

Die in dieser Arbeit in Kapitel 4 dargelegten Studien zeigen auf, dass ihnen auch in der 
Gegenwart noch kein vollwertiges Potenzial im Amt der Polizistin zugesprochen wird und der 
Faktor „Maskulinität [...] als wesentliche[s] Element[...] polizeilicher Identität“ (Hunold, 2019, 
S. 51f) weiterhin Gültigkeit besitzt. Dies sei laut Hunold (2019) sogar länderübergreifend für 
westliche Demokratien beschrieben worden. Dabei wird davon ausgegangen, dass jene im 
Polizeiwesen männlichkeitsorientierte Polizeikultur vor allem aufgrund von autoritären und 
machtvollen Alltagspraktiken, welche die polizeiliche Arbeit strukturieren, aufrechterhalten 
wird. Verstärkt wird dieser Umstand durch gesellschaftliche Vorstellungen, wie ein Mann zu 
sein hat (Hunold, 2019, S. 51f).  

Weibliche Polizistinnen müssen sich demnach stetig an dem idealtypischen Konstrukt der 
Polizeimännlichkeit abarbeiten (Seidensticker, 2021, S. 380), was dazu führt, dass ihnen 
lediglich zwei Möglichkeiten zur Verfügung stehen; sie können sich entweder in das 
männerdominierte Gefüge einpassen, aufgrund ihres Geschlechts wird eine vollständige 
Zugehörigkeit allerdings nicht möglich sein. Zum zweiten können sie sich dem 
Anpassungsprozess verweigern, wodurch jedoch laut Behr aufgrund der vorherrschenden 
Homogenitätskultur innerhalb der Polizei die Gefahr bestehe, aus der Gemeinschaft 
ausgeschlossen zu werden (Behr, 2006, S. 40).  

Da Frauen auch nach über dreißig Jahren seit Öffnung der Polizei für das weibliche Geschlecht 
in hierarchiehöheren Positionen der Organisation unterrepräsentiert sind (Biermann, 2018), 
kann dies als ein Faktor für den Einfluss jener in Kapitel 4 dargestellten (stereotypen) 
Geschlechterkonstruktionen angesehen werden. Weiterhin ist die Beharrlichkeit dieser als 
beachtlich herauszustellen, da die hier präsentierten Forschungsergebnisse ähnliche 
Geschlechterbilder widerspiegeln, obwohl die aktuellste und die älteste Forschungsarbeit, die 
in dieser Bachelorarbeit vorgestellt wurden, 24 Jahre auseinanderliegen.  

Wie in Kapitel 4 dieser Arbeit aufgezeigt, konnte hinsichtlich des Internetauftritts der Polizei 
NRW ein ambivalentes Bild bezüglich der (Re-)Produktion stereotyper 
Geschlechterkonstruktionen aufgefunden werden. Diese werden hier zum einen durch die 
Abbildung von Personen, die vermutlich von einem Großteil der Gesellschaft als weiblich 
gelesen werden würden, als entschlossene Repräsentantin einer Führungskraft 
aufgebrochen. Zum anderen finden sich jedoch Abbildungen, die stereotype 
Geschlechterkonstruktionen konservieren und mit den Ergebnissen der hier vorgestellten 
Forschungsarbeiten in Einklang zu bringen sind. Ein differenzsensibler Internetauftritt der 
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Polizei könnte dazu beitragen, mehr Geschlechtergerechtigkeit innerhalb der Behörde 
herzustellen, indem beispielsweise potenzielle Anwärter*innen sich von entsprechenden 
Fotografien eher angesprochen fühlen und diese somit zur Bewerbung anregen könnten. 

An dieser Stelle knüpft die in Kapitel 5 vorgestellte Gleichstellungsarbeit im Kontext der 
Polizei an, die sich mit derartigen gleichstellungspolitischen Maßnahmen innerhalb der 
Organisation auseinandersetzt, um Chancengleichheit von Frauen und Männern zu fördern 
(Jochmann-Döll, 2018, S. 7). Die Gleichstellungsarbeit stellt zwar ein wertvolles, jedoch ein 
verbesserungswürdiges Instrument dar, welches durch die ihm zur Verfügung stehenden 
Rahmenbedingungen in seinen Handlungsspielräumen eingeschränkt ist und hinsichtlich 
Organisationentwicklung und Kulturveränderung einen stärkeren Einfluss benötigen würde 
(Jochmann-Döll, 2018, S. 11, 86). Auch der Internetauftritt der Polizei müsste seitens einer 
Gleichstellungsbeauftragten stärker in den Blick genommen werden, um der (Re-)Produktion 
stereotyper Geschlechterkonstruktionen entgegenzuwirken.  

Nichtsdestotrotz lässt sich hier anfügen, dass das Geschlechterverhältnis im Bereich der 
Polizei erste Normalisierungstendenzen aufzeigt, weshalb sich in den letzten Jahren vor allem 
Forschungen über ethnische Differenzen und Rassismus innerhalb der Behörde aufgetan 
haben (Behr, 2016, S. 1). Weiterhin ist die wohl prominenteste Studie zu 
Geschlechterkonstruktionen im Kontext der Polizei von Behr (2000, 2008) für das heutige Bild 
der Polizei vermutlich nicht mehr vollständig repräsentativ. Auch sollten zukünftige 
Forschungsarbeiten stärker die Erfahrungen und Sichtweisen weiblicher Polizistinnen in den 
Blick nehmen, welche in der aktuell existierenden Forschungslandschaft bisher 
vernachlässigt worden sind. Auch wäre ein Blick auf Polizist*innen zu werfen, welche sich 
nicht dem binären Spektrum „männlich“ und „weiblich“ zuordnen möchten oder können. 
Derartige Forschungsarbeiten konnten im Rahmen der Recherche zu dieser Bachelorarbeit 
jedoch nicht aufgefunden werden. Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass sich das aktuelle 
Magazin der Gewerkschaft der Polizei (GdP), welches den Namen „Deutsche Polizei“ trägt, 
diesem Thema angenommen hat. Hier wird u.a. auf die Erfahrungen und Sichtweisen eines 
Trans-Mannes innerhalb der Bundespolizei eingegangen (Bensmail, 2022, S. 11).  
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1.  Einleitung 
 

 

Die zwischenmenschliche Kommunikation scheint immer aggressiver zu werden. Hass und 
Hetze werden zunehmend zu einem ständigen Begleiter, vor allem in der digitalen Welt. Es 
lässt sich beobachten, dass ein konstruktiver Diskurs nicht mehr stattfindet und immer öfter 
zu Beleidigungen, diffamierenden Äußerungen bis gar zu Drohungen gegriffen wird. Insbeson-
dere wenn es sich um Personen des öffentlichen Lebens handelt, wird der Ton spürbar rauer.  
Wie die Beispiele von Michael Kretschmer1, Manuela Schwesig2, Renate Künast3 und Karl Lau-
terbach4 zeigen, nimmt Hass und Hetze in der jüngeren Vergangenheit zunehmend gefährli-
chere Ausmaße an. Sie alle wurden Opfer von Rechtsextremismus und/oder Hasskriminalität 
im Internet. Doch nicht erst jetzt, sondern spätestens seit der Ermordung des Kasseler Regie-
rungspräsidenten Walter Lübcke5 stellt Rechtsextremismus und Hasskriminalität im Internet 
eine ernstzunehmende Gefahr dar. 
Vor diesem Hintergrund hat der Gesetzgeber dringenden Handlungsbedarf gesehen und ein 
Maßnahmenpaket in Form des Gesetzes gegen Rechtsextremismus und Hasskriminalität vom 
30.03.20216 und das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 14.09.20217 geschaffen. 
Das Maßnahmenpaket umfasst neben u.a. Änderungen in der Strafprozessordnung und dem 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz ebenfalls umfassende Änderungen im Strafgesetzbuch.  
Änderungen im Strafgesetzbuch scheinen unterdessen ein beliebtes Mittel des Gesetzgebers 
im Umgang mit gesellschaftlichen Problemen zu sein. Das könnte mitunter zu einer Auswei-
tung des Strafrechts beitragen, in einer inflationären Art und Weise. 
Darüber hinaus trägt auch der technologische Fortschritt mittelbar zu einer Ausweitung des 
Strafrechts bei. Dieser schafft auf der einen Seite stetig neue Risiken für die Gesellschaft und 
auf der anderen Seite potenziell neue Möglichkeiten für Täter*innen zur Tatbegehung sowie 
den Schadenserfolg einer Tat besonders schwerwiegend oder weitreichend für die Opfer zu 
gestalten. Den wohl wichtigsten technologischen Fortschritt stellt zweifelsfrei die Erfindung 
des Internets in den verschiedensten Fassetten dar.8 

 
1 Ginzel/Merker/Rohde, ZDFheute v. 07.12.2021. 
2 Blanke, Zeit Online v. 03.02.2022; Norddeutscher Rundfunk, NDR v. 04.01.2022. 
3 BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 19. Dezember 2021 – 1 BvR 1073/20 –, Rn. 7, juris; Albrecht, Zeit Online v. 
02.02.2022; Süddeutsche Zeitung, SZ v. 24.03.2020. 
4 Eckardt, Zeit Online v. 14.04.2022. 
5 OLG Frankfurt, Urteil v. 28. Januar 2021 – 5-2 StE 1/20 - 5a - 3/20 –, Rn. 2, juris; Gensing, tagesschau.de v. 29.12.2019. 
6 BGBl. 2021 I, 441. 
7 BGBl. 2021 I, 4250. 
8 Sánchez, S. 7 f. 
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Ferner schafft die zunehmende Komplexität unserer Gesellschaft, unter anderem verursacht 
durch Überinformation, einen exzellenten Nährboden für Zweifel, Ungewissheit, Ängste und 
Unsicherheit, auch wenn dies nicht zwangsläufig die Realität widerspiegelt. Daraus resultiert 
wiederum eine wachsende gesamtgesellschaftliche Forderung nach mehr Sicherheit durch 
den Staat und das Strafrecht.9 Fraglich ist jedoch, ob die Strafgesetzgebung auch ein tatsäch-
lich effektives Mittel gegen etwaige Probleme ist oder ob der Gesetzgeber lediglich seinen Bei-
trag zur zunehmenden Bedeutungslosigkeit des Strafrechts leistet. 
Anhand dieses Maßnahmenpaketes soll die Frage der Effektivität der Strafgesetzgebung als 
Mittel zur Lösung gesellschaftlicher Probleme geklärt werden. Dazu wird einleitend zunächst 
den Zweck einer Strafe eingegangen. Als Grundlage der weiteren Analyse werden dezidiert die 
Änderungen im Strafgesetzbuch durch das Maßnahmenpaket behandelt, um anschließend 
festzustellen, ob ein gesellschaftliches Problem vorliegt und ob dieses durch die Änderungen 
im Strafrecht effektiv und zielführend angegangen wurde. 

  

 
9 Sánchez, S. 13. 
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 3 

2.  Zweck einer Strafe 
 

 

Um festzustellen, ob die Änderungen im Strafgesetzbuch zielführend gewesen sind, stellt sich 
zunächst die Frage, welchen Zweck eine Strafe verfolgt.  
Grundsätzlich handelt es sich bei einer Strafe um das absichtliche Zuführen eines Übels und 
stellt somit das Ultima-Ratio staatlicher Macht dar.10 Diese Macht gilt es hinreichend zu be-
gründen und vor allem zu legitimieren.  
Die Rechtswissenschaft befasst sich bereits seit jeher mit dieser Thematik und hat dazu meh-
rere Theorien aufgestellt, auf welche im Folgenden eingegangen wird.11 

 
 

2.1  Absolute Straftheorien 

 
Die absoluten Straftheorien verfolgen lediglich den Zweck, bereits erfolgtes Unrecht zu be-
strafen, ohne sich mit etwaigen, aus der Strafe resultierenden, präventiven Wirkungsweisen 
zu beschäftigen. Demnach soll auf ein erfolgtes Unrecht eine gerechte Vergeltung erfolgen.12  
Wie diese aussehen kann beschreibt Immanuel Kant als einer der bedeutendsten Vertreter der 
absoluten Straftheorien in seinem Werk „Metaphysik der Sitten“: 

„Welche Art aber und welcher Grad der Bestrafung ist es, welche die öffentliche Gerech-
tigkeit sich zum Prinzip und Richtmaße macht? Kein anderes, als das Prinzip der Gleich-
heit (im Stande des Züngleins an der Wage der Gerechtigkeit), sich nicht mehr auf die 
eine, als auf die andere Seite hinzuneigen. Also : was für unverschuldetes Übel du einem 
anderen im Volk zufügst, das tust du dir selbst an. Beschimpfst du ihn, so beschimpfst 
du dich selbst; bestiehlst du ihn, so bestiehlst du dich selbst; schlägst du ihn, so schlägst 
du dich selbst ; tötest du ihn, so tötest du dich selbst.“13 

So geht es nach den absoluten Straftheorien nicht darum, ein begangenes Übel zu rächen, 
sondern einen Zustand der Gerechtigkeit zwischen der Gesellschaft und dem/der Täter*in 
herbeizuführen.14 

 
 

10 Kulhanek, NStZ 2020, S. 65. 
11 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 30. 
12 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 33; Roxin/Greco, § 3, Rn. 2. 
13 Kant, S. 453 f. 
14 Ostendorf, bpb.de v. 24.04.2018, S. 1. 
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2.2  Relative Straftheorien 

 
Die relativen Straftheorien verbindet die Überzeugung, dass sich vorgeschriebene strafkon-
forme Verhaltensweisen sowie die Anwendung von Strafen bei einem Abweichen nur dadurch 
legitimieren lassen, wenn somit künftige Straftaten verhindert oder zumindest vermindert 
werden.15 
Innerhalb der relativen Straftheorien wird zwischen Generalprävention und Individual-/Spe-
zialprävention differenziert. Unterschieden wird dabei vor allem im Kreis der Adressat*innen. 
Während sich die Individual-/Spezialprävention mit dem/der einzelnen Täter*in befasst, um-
fasst die Generalprävention die gesamte Gesellschaft.16 

 
 

2.2.1  Generalprävention 

 
Zunächst kommt der Strafe eine generalpräventive Aufgabe zu. Diese wird ihr bereits durch 
das BVerfG zugeschrieben. Demnach soll die Kriminalstrafe die „Unverbrüchlichkeit der 
Rechtsordnung vor der Rechtsgemeinschaft erweisen und so die Rechtstreue der Bevölkerung 
stärken“.17 
Bei der Strafdrohung handelt es sich somit nicht ausschließlich um ein Instrument zur Recht-
sprechung für die Gerichte. Viel mehr dient es zugleich als Appell an die Gesellschaft, sich 
rechtskonform zu verhalten. Letztlich stellt sie eine Abschreckung für potenzielle Täter*innen 
dar (negative Generalprävention).18 
Darüber hinaus soll das Vertrauen in das Recht und die Rechtsprechung gestärkt werden, um 
so die Rechtstreue der Gesellschaft zu festigen (positive Generalprävention).19 Es handelt sich 
dabei um einen fortlaufenden Lernprozess,20 welcher ohne funktionierende Strafverfolgung 
und Ahndung von Rechtsübertritten schnell an Bedeutung verliert.21 
 
 

 
15 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 34. 
16 Ebd. 
17 BVerfG, NJW 1977, S. 1525 (1531). 
18 Feuerbach, § 12 f.  
19 Jakobs, S. 33. 
20 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 35. 
21 Sch/Sch-Kinzig, vor § 38, Rn. 3. 
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2.2.2  Individual-/Spezialprävention 

 
Die relativen Strafzwecktheorien sind unter anderem durch Franz von Liszt geprägt. Dieser 
behandelt in seinem Werk „Der Zweckgedanke im Strafrecht“ mitunter die Individual- und Spe-
zialprävention.  
Liszt beschreibt darin die Strafe als Zwang, welcher sich gegen den Willen des/der Verbre-
cher*in wendet. Jener Zwang kann dabei in zweierlei Arten auftreten. Zum einen als indirek-
ter, mittelbarer, psychologischer Zwang (Individualprävention) und zum anderen als direkter, 
mittelbarer, mechanischer Zwang (Spezialprävention).22 
Beim indirekten Zwang gibt die Strafe dem/der Verbrecher*in die Motivation, welche ihn/sie 
von der Begehung weiterer Verbrechen abhalten soll. Liszt nennt dies eine „künstliche Anpas-
sung des Verbrechers an die Gesellschaft“. Die Anpassung kann zum einen durch Besserung, 
sprich einer Vermittlung und Stärkung altruistischer Motive erfolgen (positive Individualprä-
vention). Zum anderen durch Abschreckung, also der Vermittlung und Stärkung egoistischer, 
aber in der Wirkung mit den altruistischen zusammenfallenden, Motiven (negative Individual-
prävention).23  
Die Kernaufgabe der Strafe stellt die Resozialisierung als positives Element der Individualprä-
vention dar. Dessen Ziel ist es, dass der/die Straftäter*in nicht erneut straffällig wird und statt-
dessen wieder in die strafkonforme Gesellschaft eingegliedert werden kann.24 Die negative In-
dividualprävention erfolgt durch die abschreckende Wirkung der Kriminalstrafe sowie durch 
den Vollzug dieser Strafe.25 
Beim direkten Zwang handelt es sich nach Liszt um eine vorübergehende oder auch dauernde 
Unschädlichmachung des/der Verbrecher*in (Spezialprävention). Dies nennt Liszt eine 
„künstliche Selektion“ des sozialunerträglichen Individuums. Damit ist der Rechtsgüterschutz 
durch die Sicherung des/der Täter*in auf Zeit gemeint.26 
 
 

2.2.3  Vereinigungstheorie 

 
Sowohl die absoluten als auch die relativen Straftheorien weisen individuell betrachtet 
Schwächen auf, wie beispielsweise die schwere empirische Nachweisbarkeit der 

 
22 Liszt, S. 23. 
23 Ebd. 
24 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 41; LMRR 1970, 10; vgl. BVerfG, NJW 1973, S. 1226 (1231). 
25 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 41. 
26 Liszt, S. 23. 

 6 

Wirkungsweisen präventiver Strafzwecktheorien. Aus diesem Grund bildete sich im Laufe der 
Zeit die Vereinigungstheorie. 27 
Wie sich bereits aus dem Namen ableiten lässt, versucht die Vereinigungstheorie die verschie-
denen Strafzwecke zu vereinen. Problematisch ist jedoch, dass die unterschiedlichen Ziele 
und Zwecke der Straftheorien nicht zwangsläufig miteinander harmonieren. Folglich entsteht 
ein Spannungsverhältnis, welches es aufzulösen gilt. Es sind somit alle Strafzwecke zu berück-
sichtigen und zu hierarchisieren. Eben jene Hierarchie ist in der Rechtswissenschaft umstrit-
ten.28 
Bei einer eher vergeltend ausgerichteten Vereinigungstheorie steht die Schuldausgleichs-
funktion im Vordergrund, wohingegen bei einer eher präventiv orientierten Vereinigungsthe-
orie die Schuld bzw. der Schuldausgleich lediglich als Obergrenze legitimierter Strafe zu sehen 
ist.29 
Schaut man sich den § 46 StGB als zentrale Strafzumessungsvorschrift an, ist festzustellen, 
dass Satz 1 die Strafzumessungsschuld als wichtigsten Maßstab für die konkrete Auswahl und 
Bemessung der Strafe benennt.30 Darüber hinaus schreibt Satz 2 vor, dass auch die Wirkung 
der jeweiligen Strafen auf das zukünftige Leben des/der Straftäter*in in der Gesellschaft zu 
berücksichtigen ist. Demnach ist die Strafe nach Art und Umfang an eine optimale Resoziali-
sierung auszurichten. § 46 (1) S. 2 StGB richtet sich dabei nicht ausschließlich an die Gerichte, 
sondern auch an den Strafvollzug, welcher maßgeblich an dem Ziel der Resozialisierung mit-
wirkt.31  
In welchem Rangverhältnis Satz 1 und Satz 2 stehen gibt § 46 nicht explizit vor. Dennoch wird 
deutlich gemacht, dass trotz der Schuld als zentraler Maßstab, der Zweck der Strafe nicht aus-
schließlich dem Schuldausgleich dient.32 Dadurch lässt § 46 genügend Spielraum für die ver-
schiedenen straftheoretischen Konzepte.33 
Das BVerfG würdigt die dem Gesetzgeber von Verfassungs wegen zukommenden Gestaltungs-
freiheit einzelne Strafzwecke anzuerkennen und zwischen diesen abzuwägen. Nichtsdestot-
rotz seien auch neben dem Schuldgrundsatz auch die anderen Strafzwecke zu würdigen. Die 
allgemeine Aufgabe des Strafrechts sei es die elementaren Werte des Gemeinschaftslebens zu 
schützten. Außerdem macht das BVerfG klar, dass eine angemessene Strafsanktion die 

 
27 Vgl. Merkel, §§ 64 - 72. 
28 Ebd. 
29 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 51. 
30 MüKo-Miebach, § 46, Rn. 22. 
31 Sch/Sch-Kinzig, vor § 38, Rn. 7; vgl. LMRR 1970, 10. 
32 MüKo-Miebach, § 46, Rn. 27. 
33 MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 53. 
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Aspekte Schuldausgleich, Prävention, Resozialisierung des/der Täter*in, Sühne und Vergel-
tung für begangenes Unrecht zu berücksichtigen habe.34 
 
 

3.  Änderungen im Strafgesetzbuch 
 

 

Durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität vom 
30.03.202135 sowie das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 14.09.202136, wurde 
ein ganzes Maßnahmenpaket gegen Rechtsextremismus und Hasskriminalität geschaffen. 
Der Gesetzgeber begründet dieses mit einer zunehmenden Verrohung der Kommunikation, 
insbesondere im Internet in den sozialen Netzwerken. Dabei äußere sich diese Art der Kom-
munikation in Form von stark aggressivem Auftreten, Einschüchterungen sowie das Androhen 
von Straftaten.37 Besonders in der Öffentlichkeit stehende, gesellschaftlich und politisch en-
gagierte Personen sowie Repräsentant*innen für das Gemeinwesen sieht der Gesetzgeber dif-
famierenden Äußerungen bis hin zu Morddrohungen ausgesetzt.38  
Dies stelle nicht nur einen Beeinträchtigung des allgemeine Persönlichkeitsrecht der betroffe-
nen Personen dar, sondern greife den politischen Diskurs und damit einen Grundpfeiler der 
demokratischen pluralistischen Gesellschaft an, die Meinungsfreiheit.39 
Es sei nicht hinnehmbar, dass aus der Sorge vor Reaktionen Meinungen nicht mehr öffentlich 
geäußert werden. Zudem führe die wahrnehmbare Respektlosigkeit durch herabwürdigende 
Inhalte zu einer sinkenden Hemmschwelle für weitere gleichgerichtete Äußerungen.40 
Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, habe man ein umfangreiches Maßnahmenpaket 
entworfen. Dieses habe mitunter zum Ziel, eine effektivere Strafverfolgung zu schaffen, unter 
anderem durch eine Anpassung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, welches die Betrei-
ber*innen sozialer Netzwerke mehr in die Verantwortung nehmen soll. Zudem gab es eine um-
fassende Änderung des materiellen Strafrechts, um dieses deutlicher auf die mit Hasskrimi-
nalität verbundenen Rechtsgutverletzungen auszurichten.41 In diesem Zuge wurden 

 
34 BVerfG, NJW 1977, S. 1525 (1531). 
35 BGBl. 2021 I, S. 441. 
36 BGBl. 2021 I, S. 4250. 
37 BT/Drs. 19/17741, S. 1. 
38 Ebd. 
39 BT/Drs. 19/17741, S. 1. 
40 Ebd. 
41 Ebd., S. 2. 
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Tatbestände angepasst sowie Strafdrohungen verschärft. Eben jene Änderungen werden im 
Folgenden näher behandelt. 
 
 

3.1  § 46 Absatz 2 Satz 2 StGB 

 
Ergänzend zu den bereits ausdrücklich im § 46 StGB benannten rassistischen und fremden-
feindlichen Motiven, als Beispiele für menschenverachtende Beweggründe und Ziele eines/ei-
ner Täter*in, wurden durch das Gesetzt zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität auch antisemitische Motive aufgenommen. Diese sollen ebenfalls ausdrück-
lich eine besondere Berücksichtigung bei der Strafzumessung finden.42  
Hintergrund solcher Taten seien weniger persönliche oder situationsabhängige Beweg-
gründe, sondern vielmehr die übergreifende Motivation der Ausgrenzung, Unterdrückung und 
Diskriminierung einer ganzen Gruppe oder Gemeinschaft als Resultat von Abneigung, Vorur-
teilen oder Hass.43 
 
 

3.2  § 115 Absatz 3 Satz 1 StGB 

 
In gleicher Weise wie Vollstreckungsbeamt*innen, haben auch Hilfeleistende der Feuerwehr, 
des Katastrophenschutzes oder eines Rettungsdienstes durch den § 115 StGB Schutz vor Ge-
walt, der Drohung mit Gewalt sowie tätlichen Angriffen.44  
Jedoch sieht der Gesetzgeber eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung bei Hilfeleisten-
den des ärztlichen Notdienstes und in der Notaufnahme, welche bislang nicht vom Schutzbe-
reich des § 115 StGB umfasst waren.45  
Die Einsatzbereiche und die Umstände seien miteinander vergleichbar. Gewaltbereitschaft 
würde vermehrt dort auftreten, wo in Notfallsituationen widerstreitende Interessen aufeinan-
dertreffen. Dies können in gleicher Weise bei einer ambulanten Notfallbehandlung auftreten, 
wie bei der effektiven Bekämpfung einer Gefahrenlage außerhalb eines Krankenhauses.46  

 
42 BT/Drs. 19/17741, S. 18 f. 
43 Ebd., S. 33. 
44 Ebd., S. 18. 
45 Ebd., S. 34. 
46 Ebd., S. 33 f. 
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Eine derartige Ungleichbehandlung sei nicht hinnehmbar, weshalb der Katalog der geschütz-
ten professionellen Hilfeleitenden erweitert wurde.47 
 
 

3.3  § 126 Absatz 1 Nummer 3 StGB 

 
Der § 126 StGB wurde um die Androhung einer gefährlichen Körperverletzung gem. § 244 StGB 
sowie die Androhung einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung in den Fällen des § 
177 StGB Abs. 4 bis 8 oder des § 178 StGB erweitert.48 Der Gesetzgeber begründet die Erweite-
rung damit, dass auch Drohungen mit diesen Straftaten von erheblicher Natur für die Betroffe-
nen sein können. Zudem seien sie auch dazu geeignet den Zustand der allgemeinen Rechtssi-
cherheit und des friedlichen Zusammenlebens in der Gesellschaft sowie das Vertrauen der Be-
völkerung in der Fortdauer dieses Zustandes nicht nur unerheblich zu beeinträchtigen.49  
 
 

3.4  § 126a StGB 

 
Durch das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 14.09.202150 wurden neben dem 
Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität weitere Maßnah-
men durch den Gesetzgeber umgesetzt, um den öffentlichen Frieden umfassender zu schüt-
zen.51  
Die sogenannten Feindeslisten würden bei der Bevölkerung und den Betroffenen für erhebli-
che Verunsicherung sorgen.52 Bei Feindeslisten handelt es sich um Sammlungen von Daten, 
welche zumeist im Internet verbreitet werden. Die Daten umfassen dabei vor allem Adressda-
ten, können aber auch sonstige Informationen oder Bilder der Betroffenen beinhalten.53  
In Kombination mit subtilen Drohungen würden Feindeslisten die Botschaft vermitteln, dass 
die Betroffenen schutzlos seien und infolgedessen Opfer einer Straftat werden könnten. Dies 

 
47 BT/Drs. 19/17741, S. 33 f. 
48 BGBl. 2021 I, S. 441. 
49 BT/Drs. 19/17741, S. 34. 
50 BGBl. 2021 I, S. 4250. 
51 BT/Drs. 19/28678, S. 1 f. 
52 Ebd., S. 1. 
53 Ebd. 
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führe dazu, dass sich die zumeist betroffenen politisch oder gesellschaftlich engagierten Per-
sonen vom jeweiligen Diskurs zurückziehen.54 
Der Gesetzgeber sah hier eine Gesetzeslücke, welche durch den neu geschaffenen § 126a StGB 
geschlossen sein soll. Demnach wird bestraft,  

„wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten eines Inhalts (§ 11 Absatz 
3) personenbezogene Daten einer anderen Person in einer Art und Weise verbreitet, die 
geeignet ist, diese Person oder eine ihr nahestehende Person der Gefahr eines gegen sie 
gerichteten Verbrechens oder einer gegen sie gerichteten sonstigen rechtswidrigen Tat 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche 
Freiheit oder gegen eine Sache von bedeutendem Wert auszusetzen“ 55. 

Der Strafrahmen umfasst eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder eine Geldstrafe für das 
Verbreiten allgemein zugänglicher personenbezogener Daten. Handelt es sich um nicht allge-
mein zugängliche Daten, wird dies mit einer Freiheitstrafe von bis zu drei Jahren oder einer 
Geldstrafe bestraft.56 
 
 

3.5  § 140 StGB 

 
Bislang umfasste der Schutzbereich des § 140 StGB das Belohnen und Billigen bestimmter 
Straftaten, sofern diese bereits begangen oder in strafbarer Weise versucht wurden. Noch 
nicht begangene oder zukünftige Straftaten wurden nicht erfasst. Zwar würden diese Hand-
lungen teilweise durch § 111 StGB (Öffentliche Aufforderung zu Straftaten) und § 241 (Bedro-
hung) aufgefangen, dennoch gäbe es eine ungerechtfertigte Strafbarkeitslücke. So sei bei-
spielsweise das Gutheißen zukünftiger, nicht hinreichend konkreter Taten nicht strafbar.57  
Um diese Strafbarkeitslücke zu schließen, wurde das Billigen vom Erfordernis einer begange-
nen Straftat oder strafbaren Versuchs gelöst. Das Belohnen hingegen erfordere schon im 
Wortlaut eine vorangegangene Handlung und blieb somit von der Änderung unberührt.58 
 
 

 
54 BT/Drs. 19/28678, S. 8. 
55 BGBl. 2021 I, S. 4250 (4251). 
56 Ebd. 
57 BT/Drs. 19/17741, S. 34. 
58 Ebd. 
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3.6  § 185 StGB 

 
Die umfangreichsten Änderungen finden sich vor allem bei den Beleidigungsdelikten und dem 
Straftatbestand der Bedrohung.59 
Der Gesetzgeber sieht beim § 185 StGB besonderen Handlungsbedarf. Für Betroffene seien 
Beleidigungen insbesondere im Internet wie in sozialen Netzwerken besonders schwerwie-
gend. Dort seien Beleidigungen aufgrund der nur eingeschränkten Löschungsmöglichkeiten 
für einen langen Zeitraum und für eine breite Öffentlichkeit sichtbar. Zudem würden solche 
Taten in sozialen Netzwerken einen Nährboden für Nacharmer*innen darstellen, sodass die 
Hemmschwelle immer weiter sinke.60  
Vor diesem Hintergrund hält der Gesetzgeber das bisherige Höchstmaß von einem Jahr Frei-
heitsstrafe für nicht ausreichend. Der Strafrahmen für Beleidigungen die öffentlich, in einer 
Versammlung oder durch das Verbreiten von Schriften gem. § 11 Abs. 3 StGB begangen wur-
den, erfuhren eine Erhöhung auf zwei Jahre Freiheitsstrafe oder Geldstrafe.61 Damit sollen Äu-
ßerungen umfasst werden, welche von einem großen, nach Zahl und Individualität unbe-
stimmten Personenkreis wahrgenommen werden können.62 
Demnach hätten die Gerichte die Möglichkeit auf besonders schwerwiegende Fälle angemes-
sen zu reagieren.63 
 
 

3.7  § 186 StGB 

 
Aufgrund der Neufassung des § 185 StGB wurde auch der § 186 StGB um die qualifizierende 
Tatbegehung, die öffentlich, in einer Versammlung oder durch das Verbreiten von Schriften 
gem. § 11 Abs. 3 StGB begangen wird, ergänzt. Einen Sachgrund für die Änderung habe es laut 
dem Gesetzgeber nicht gegeben.64 
 
 

 
59 Engländer, NStZ 2021, S. 385. 
60 BT/Drs. 19/17741, S. 35. 
61 Ebd. 
62 Sch/Sch-Eisele/Schittenhelm, § 186, Rn. 18. 
63 BT/Drs. 19/17741, S. 35. 
64 BT/Drs. 19/17741, S. 36. 
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3.8  § 188 Absatz 1 StGB 

 
Wie auch bei der Beleidigung gem. § 185 StGB würden diffamierende Äußerungen insbeson-
dere in sozialen Netzwerken schwer wiegen, aufgrund der nur eingeschränkten Löschungs-
möglichkeiten und der Wahrnehmbarkeit für eine breite Öffentlichkeit.65  
Gerade Politiker*innen stünden im Fokus der Aufmerksamkeit und seien aufgrund dessen 
häufig mit solchen Äußerungen konfrontiert. Dies beziehe sich nicht nur auf Politiker*innen 
auf Bundesebene, sondern ebenso auf solche auf Landes-, Kreis-, Stadt-, Gemeinde- oder Be-
zirksebene.66  
Bislang sieht die Auslegung der Rechtsprechung jedoch so aus, dass sich der Schutzbereich 
nur auf Personen in führender Position mit grundsätzlicher Angelegenheit von Staat, Gesetz-
gebung, Verwaltung, Verfassung oder internationaler Beziehung erstreckt, welche zudem in 
dieser Funktion das öffentliche politische Leben wesentlich beeinflussen.67 Demzufolge wer-
den Personen beispielsweise auf kommunaler Ebene nicht vom Schutzbereich des § 188 StGB 
umfasst. 
Der Gesetzgeber hält den bisherigen Schutz solcher Personen durch den § 186 StGB (Üble 
Nachrede) sowie § 187 StGB (Verleumdung) für unzureichend. Auch Personen auf kommuna-
ler Ebene würden zum politischen Leben des Volkes gehören und dadurch eine wichtige Arbeit 
für die demokratische Gemeinschaft leisten. Sie würden ebenso, wie auch Politiker*innen auf 
Bundesebene, diffamierende Äußerungen im Zusammenhang mit ihrer Stellung im öffentli-
chen Leben erfahren.68 Um dem Unrechtsgehalt Rechnung tragen zu können, sei verdeutlicht 
worden, dass dieser Tatbestand für Taten gegen Personen bis hin zur kommunalen Ebene 
gelte.69  
Zudem wurde der Anwendungsbereich des § 185 StGB, auf Anregung des Bundesrates, um die 
Beleidigung gem. § 185 StGB erweitert. Diese findet sich nun in Absatz 1 wieder und wird mit 
einer Freiheitsstrafe von drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. In Absatz 2 findet sich nun die 
Üble Nachrede gem. § 186 StGB sowie die Verleumdung gem. § 187 StGB. Der Strafrahmen 
wurde ferner bei beiden Straftaten erhöht, sodass die Üble Nachrede (§ 186 StGB) nun mit 
einer Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren und eine Verleumdung (§ 187 StGB) 
mit einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft wird. 
 

 
65 BT/Drs. 19/17741, S. 36. 
66 Ebd. 
67 Fischer, 67. Aufl., §188, Rn. 2; Sch/Sch-Eisele/Schittenhelm, § 188, Rn. 2. 
68 BT/Drs. 19/17741, S. 36. 
69 Ebd., S. 3. 
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3.9  § 192a StGB 

 
Das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 14.09.2021 wurde vor dem Beschluss des 
Bundestages um den § 192a StGB, auf Beschlussempfehlung des Ausschusses für Recht und 
Verbraucherschutz, ergänzt.70 
Begründet wird dies durch eine Strafbarkeitslücke bei Äußerungen, welche weder durch den 
§ 130 StGB (Volksverhetzung) noch durch § 185 StGB (Beleidigung) erfasst würden und den-
noch bei den Betroffenen die Menschenwürde und Ehre verletzte. Regelhaft sei dies der Fall, 
wenn die Äußerungen gegen eine Person oder Personengruppe gerichtet ist und dennoch ein 
konkreter Bezug, beispielhaft in der Form einer Ansprache, fehle.71 
Durch den neu geschaffenen § 192a StGB wird bestraft, wer 

„einen Inhalt (§ 11 Absatz 3), der geeignet ist, die Menschenwürde anderer dadurch an-
zugreifen, dass er eine durch ihre nationale, rassische, religiöse oder ethnische Herkunft, 
ihre Weltanschauung, ihre Behinderung oder ihre sexuelle Orientierung bestimmte 
Gruppe oder einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer dieser Gruppen be-
schimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet, an eine andere Person, die zu 
einer der vorbezeichneten Gruppen gehört, gelangen lässt, ohne von dieser Person 
hierzu aufgefordert zu sein“ 72.  

Der Strafrahmen umfasst eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe73 und ent-
spricht dem Strafrahmen der tätlichen Beleidigung und der öffentlich, in einer Versammlung 
oder durch Verbreiten eines Inhalts (§ 11 Abs. 3 StGB) begangenen Beleidigung (§ 185 StGB).74 
 
 

3.10  § 194 Absatz 1 StGB 

 
Über die Folgen beim Individuum hinaus hätten diffamierende Inhalte gegen politisch aktive 
Personen die öffentlich, beispielsweise im Internet, erfolgen eine derartige Außenwirkung, die 
dazu geeignet sei, das Rechtsempfinden der Bevölkerung dauerhaft zu stören. So könne diese 
Außenwirkung dazu führen, dass sich auch andere politisch aktive Personen dem öffentlichen 

 
70 BT/Drs. 19/31115, S. 3 f. 
71 Ebd., S. 14. 
72 BGBl. 2021 I, S. 4250 (4251). 
73 Ebd. 
74 BT/Drs. 19/31115, S. 15. 
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Diskurs entziehen oder sich gar nicht erst für das Gemeinwesen engagieren, um nicht selbst 
Opfer zu werden.75 
Um dem entgegenzuwirken, wurde im § 194 Abs. 1 StGB ergänzt, dass eine Verfolgung von 
Straftaten gem. § 188 StGB auch von Amtswegen möglich ist, sofern ein besonderes öffentli-
ches Interesse besteht und die berechtigte Person keinen Widerspruch einlegt.76 
 
 

3.11  § 241 StGB  

 
Als Gegenstück zum § 126 StGB schützt der § 241 StGB den individuellen Rechtsfrieden.77 Bis-
lang umfasste der Schutzbereich des § 241 StGB ausschließlich Bedrohungen mit einem Ver-
brechen. Der Gesetzgeber hielt dies jedoch für nicht ausreichend, denn auch Straftaten, wel-
che kein Verbrechen sind, würden eine erhebliche Störung des individuellen Rechtsfriedens 
darstellen. Insbesondere dann, wenn es sich um eine Bedrohung mit Sexualstraftaten, Frei-
heitsberaubung, einfacher Gewalt gegen die Kinder des/der Adressat*in oder wertvolle Ge-
genstände wie Fahrzeuge oder Immobilien handle.78  
Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber den Tatbestand der Bedrohung erweitert. Taten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung, körperliche Unversehrtheit, persönliche Freiheit und Sachen 
von bedeutendem Wert, sofern gegen den/die Adressat*in oder einer nahestehenden Person 
gerichtet, werden in dem neu geschaffenen Absatz 1 mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr 
oder Geldstrafe bedroht. Um eine Abgrenzung zur Drohung mit einem Verbrechen zu schaffen, 
werden diese nun im Absatz 2 geregelt. Zudem wurde die Höchststrafe bei Bedrohungen mit 
einem Verbrechen von zuvor einem Jahr Freiheitsstrafe auf zwei Jahre angehoben.79 
Als Reaktion auf die zunehmende Verrohung im zwischenmenschlichen Umgang wurde zu-
dem eine Qualifikation geschaffen, für Drohungen die öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch das Verbreiten von Schriften (§ 11 Absatz 3 StGB) begangen werden. Aufgrund der er-
höhten Reichweite und der deutlich erschwerten Entfernung wurde die Strafobergrenze so-
wohl für Absatz 1 als auch für Absatz 2 um jeweils ein Jahr Freiheitsstrafe erhöht. Eine im In-
ternet veröffentlichte Bedrohung mit einem Verbrechen würde demnach mit einer maximalen 
Freiheitsstrafe von drei Jahren bestraft werden.80  

 
75 BT/Drs. 19/17741, S. 36. 
76 Ebd. 
77 Sch/Sch-Eisele, § 241, Rn. 2.  
78 BT/Drs. 19/17741, S. 37. 
79 BT/Drs. 19/17741, S. 37. 
80 Ebd. 
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4.  Gesellschaftliche Problematik 
 

 

Um zu prüfen, ob die Änderungen des Strafgesetzbuches zielführend gewesen sind, muss zu-
nächst festgestellt werden, ob überhaupt ein gesellschaftliches Problem vorlag und damit 
eine Handlungsnotwenigkeit durch den Gesetzgeber bestand.   
Der Gesetzgeber selbst sah ein Problem in der zunehmenden Verrohung der Kommunikation, 
insbesondere im Internet in den sozialen Netzwerken. Demzufolge würde neben der Beein-
trächtigung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Betroffenen auch der politische Dis-
kurs und somit die Meinungsfreiheit angegriffen.81  
Vor diesem Hintergrund bestand nach dem Gesetzgeber Handlungsbedarf.  
 
Es gilt demnach festzustellen, ob tatsächlich eine Verrohung der Kommunikation im Internet 
vorliegt und ob diese eine Beeinträchtigung der Meinungsfreiheit darstellt. Zudem ist fraglich 
welche Wirkung eine solche Kommunikation auf den/die einzelnen/einzelne Internetnut-
zer*in hat.  
Zur Beantwortung dieser Punkte wurden folgende drei repräsentative Online-Befragungen 
herangezogen, welche sich mit dem Thema „Hate Speech“ befasst haben.  
 

Herausgeber*innen:  Landesanstalt für Medien NRW 
Jahr der Online-Befragung:  2021 
Anzahl befragter Personen:  1.007 
Alter der befragten Personen:  ab 14 Jahre82 
 
Herausgeber*innen:  Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft 
Jahr der Online-Befragung:  2019 
Anzahl befragter Personen:  7.349 
Alter der befragten Personen:  18 – 95 Jahre83 
 
Herausgeber*innen:  Universität Leipzig 
Jahr der Online-Befragung:  2020 

 
81 BT/Drs. 19/17741, S. 1. 
82 Landesanstalt für Medien NRW, S.1. 
83 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 15. 
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Anzahl befragter Personen:  1.069 
Alter der befragten Personen:  16 – 70 Jahre84 

 
Um etwaige Schwächen einzelner Studien auszugleichen und eine möglichst starke Evidenz 
zu erzielen, wurden – sofern möglich – die drei Studien dahingehend miteinander verglichen, 
ob sich ein übereinstimmendes Ergebnis ergibt.  
 
Aufgrund der unterschiedlichen Begrifflichkeiten von Gesetzgeber und Studien, wird zunächst 
geprüft, ob die Studien zur Beantwortung der Frage herangezogen werden können. 
Der Gesetzgeber beschreibt in dem Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Rechtsextremismus 
und der Hasskriminalität die verrohende Kommunikation wie folgt: 

„So äußern sich Personen [...] in einer Weise, die gegen das geltende deutsche Strafrecht 
verstößt und sich durch stark aggressives Auftreten, Einschüchterung und Androhung 
von Straftaten auszeichnet.“ 85 

Dem gegenüber steht der in den Studien verwendete Begriff der sog. „Hate Speech“, welcher 
durch das Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ) in folgenderweise definiert 
wurde:  

„Aggressive oder allgemein abwertende Aussagen gegenüber Personen, die bestimm-
ten Gruppen zugeordnet werden, werden „Hate Speech“ genannt (bzw. synonym auch 
„Hassrede“, „Hasssprache“ oder „Hasskommentare“). Mit Hate Speech ist also vor allem 
vorurteilsgeleitete, abwertende Sprache gemeint.“86 

Es lassen sich eindeutige Übereinstimmungen zwischen den Begriffen feststellen, sodass die 
Online-Umfragen zur Beantwortung der folgenden Punkte herangezogen werden können.  
 
 

4.1  Verrohung der Kommunikation im Internet 

 
Die Universität Leipzig hat 1.069 Personen gefragt, ob diese bereits in Kontakt mit Hate Spe-
ech gekommen sind. 84 % der Befragten gaben an, zumindest schon einmal Hate Speech ge-
sehen zu haben.87 Die Befragung des Landesamtes für Medien NRW kam mit 76 % der befrag-
ten Personen zu einem sehr ähnlichen Ergebnis.88 Lediglich bei der Befragung durch das IDZ 

 
84 Universität Leipzig, S. 11. 
85 BT/Drs. 19/17741, S. 1. 
86 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Executive Summary, S.1. 
87 Vgl. Universität Leipzig, S. 20. 
88 Landesanstalt für Medien NRW, S. 1 f.  
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gaben nur 40 % der befragten Personen an, bereits in Kontakt mit Hate Speech gekommen zu 
sein.89 Nichtsdestotrotz ergibt sich eine Vielzahl an Internetnutzer*innen, welche bereits in 
Kontakt mit Hasssprache gekommen sind.  
Darüber hinaus nimmt der Anteil der Befragten, welche bereits in den Kontakt mit Hassspra-
che gekommen sind, signifikant zu, je jünger die befragten Personen waren.90 Erklären ließe 
sich dies durch eine Korrelation zwischen der Art und der Dauer der Internetnutzung. So nut-
zen jüngere Personen häufiger Plattformen wie Messenger und Chat-Dienste sowie soziale 
Netzwerke, wie beispielsweise Twitter, Facebook oder Instagram.91 Dadurch könnten jüngere 
Personen häufiger in den Kontakt von Hasssprache kommen als ältere Personen. 
Über 75 % der in den Studien befragten Personen gaben zudem an, dass sie den Eindruck ha-
ben, dass Hate Speech im Internet in den letzten Jahren zugenommen habe.92 
Es lässt sich somit feststellen, dass immer mehr Internetnutzer*innen in den Kontakt mit 
Hasssprache im Internet kommen und die Kommunikation grundsätzlich als zunehmend ag-
gressiver wahrgenommen wird. Demnach stellt sich nicht mehr die Frage, ob man in Kontakt 
mit Hasssprache im Zuge der Internetnutzung kommt, sondern vielmehr wann man in diesen 
Kontakt kommt. Somit ist eine Verrohung der Kommunikation im Internet erkennbar. 
 
 

4.2  Wirkung von Hate Speech 

 
8 % der befragten Personen gaben dem IDZ an, dass sie selbst bereits von Hate Speech betrof-
fen gewesen sind.93 Die Umfrage der Universität Leipzig kam auf 18 % der Befragten.94 Wie be-
reits unter 4.1 Verrohung der Kommunikation im Internet festgestellt, liegt auch hier der Anteil 
der jüngeren befragten Personen signifikant höher.95 Dies könnte ebenfalls durch die Art und 
Dauer der Internetnutzung erklärt werden.   
Für die Betroffenen stellt Hate Speech in den verschiedensten Variationen einen nicht uner-
heblichen Eingriff dar, welcher nicht nur vereinzelt körperliche Reaktionen hervorruft. So ga-
ben 33 % der befragten Betroffenen an, dass Hasskommentare emotionalen Stress zur Folge 
hatten. 28 % bekundeten, dass sie infolgedessen unter Angst oder Unruhe litten und   19 % 

 
89 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 19. 
90 Ebd., S. 47 Abb. 9; Landesanstalt für Medien NRW, S.1 f. 
91 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 16, S. 43 f. Abb. 1-4; ARD/ZDF, ARD/ZDF-Onlinestudien 2018-2021. 
92 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 5, S. 57 Abb. 30; Universität Leipzig, S. 19. 
93 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 23, S. 48 Abb. 12. 
94 Universität Leipzig, S. 16. 
95 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 23, S. 48 Abb. 12; Universität Leipzig, S. 17. 
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erlitten durch diese Kommentare eine Depression. Demgegenüber gaben 28 % der befragen 
Betroffenen an, dass Hasskommentare keine Folgen für sie hatte.96  
 
 

4.3  Auswirkung auf die Meinungsfreiheit 

 
Die Meinungsfreiheit gilt als eines der bedeutsamsten Grundrechte und stellt ein Kernstück 
politischer und geistiger Freiheit dar.97 Es gilt in der Rechtsprechung als unentbehrliches und 
grundlegendes Funktionselement eines demokratischen Gemeinwesens.98 
Der Gesetzgeber sieht durch die Verrohung der Kommunikation im Internet eben diesen 
Grundpfeiler der Demokratie angegriffen, indem Personen sich nicht mehr trauen ihre Mei-
nung im Internet kundzugeben, weil sie etwaige Hassreaktionen fürchten.99  
Dass die Kommunikation im Internet als zunehmend aggressiver empfunden wird und das 
Hate Speech bei Betroffenen für nicht nur unerheblich Reaktionen sorgt, konnte bereits fest-
gestellt werden.100 Fraglich ist, ob dies auch eine Beeinträchtigung des Artikel 5 Grundgesetzes 
darstellt.  
Der Artikel 5 Grundgesetz schützt unter anderem die Meinungsäußerung in Wort, Bild und 
Schrift101 sowie die Meinungsbildung102. In der durch das IDZ durchgeführten Befragung gaben 
über 50 % der Personen an, dass sie sich seltener im Internet zu ihrer politischen Meinung 
bekennen.103 Zwar geht nicht eindeutig aus der Studie hervor, ob dies kausal mit etwaigen zu 
fürchtenden Hassreaktionen zusammenhängt, nichtsdestotrotz ergibt sich daraus, dass sich 
jeder/jede zweite Befragte nicht zu seiner/ihrer politischen Meinung im Internet bekennt. Dies 
könnte dazu führen, dass das politische Bild im Internet gegenüber dem tatsächlichen politi-
schen Bild in der Bundesrepublik verfälscht und die Meinungsvielfalt beeinflusst wird. 
Dadurch könnte sowohl die Meinungsäußerung als auch die Meinungsbildung betroffen sein 
und Hasssprache somit den Schutzbereich des Artikel 5 Grundgesetzes beeinträchtigen.  
Vom Schutzbereich des Artikel 5 werden auch kritische Äußerungen umfasst, sofern diese 
nicht ausschließlich auf die Herabsetzung einer Person abzielen.104 Es gilt dementsprechend 

 
96 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 27, S. 50 Abb. 15. 
97 BVerfGE 12, 113 (125). 
98 BVerfGE 69, 315 (344 f.). 
99 BT/Drs. 19/17741, S. 1. 
100 Siehe dazu 4.1 Verrohung der Kommunikation im Internet, S. 16 und 4.2 Wirkung von Hate Speech, S. 17. 
101 Sachs-Bethge, GG Art. 5, Rn. 24, Rn. 26a. 
102 BVerfGE 54, 208 (219); 61, 1 (8). 
103 Geschke/Klaßen/Quent/Richter, Forschungsbericht, S. 28. 
104 BVerfGE 82, 272 (283 f.); 85, 1 (16). 

H
en

ni
ng

 L
an

ge
la

ge



 19 

zwischen Schmähkritik und kritischen Äußerungen, welche noch einer sachlichen Auseinan-
dersetzung dienen, zu differenzieren. Eine gemeingültige Aussage, ob Hasssprache die Mei-
nungsfreiheit beeinträchtigt, lässt sich somit nicht treffen.  
Da die Frage nicht abschließen zu klären ist, wird zugunsten des Gesetzgebers unterstellt, dass 
eine Verrohung der Kommunikation zumindest eine Beeinträchtigung der Meinungsfreiheit 
darstellen könnte. 
 
 

4.4  Ergebnis 

 
In Summe lässt sich also festhalten, dass das durch den Gesetzgeber beschriebene Problem 
der verrohenden Kommunikation vorliegt. Immer mehr Internetnutzer*innen kommen in den 
Kontakt von Hate Speech, sowohl in indirekter als auch in direkter Form. Für die Betroffenen 
stellt dies größtenteils einen nicht unerheblichen Einschnitt in ihr Leben dar.105 Zudem kann 
eine Beeinträchtigung des Grundrechts der Meinungsfreiheit gem. Artikel 5 des Grundgesetzes 
nicht ausgeschlossen werden.  
Vor diesem Hintergrund lässt sich ein grundsätzliches Einschreiten des Gesetzgebers nicht nur 
rechtfertigen, sondern könnte sogar als geboten angesehen werden. Es ist nicht davon auszu-
gehen, dass die Kommunikation im Internet in unmittelbare Zukunft harmonischer oder kon-
struktiver wird. Die aufgeführten Studien skizzieren eher einen gegenteiligen Trend.  
 
 

5.  Kritik 
 

 

Um eine ganzheitliche Aussage darüber treffen zu können, ob das Maßnahmenpaket zur Be-
kämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität zielführend gewesen ist oder 
aber zu einer Inflation des deutschen Strafrechts beiträgt, wird folgend unterschieden zwi-
schen einer isolierten Betrachtung der einzelnen Änderungen im Strafgesetzbuch und einer 
Gesamtbetrachtung unter Einbeziehung der Strafzwecktheorien.  
 
 

 
105 Siehe dazu 4.1 Verrohung der Kommunikation im Internet, S. 16 und 4.2 Wirkung von Hate Speech, S. 17. 
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5.1  Isolierte Betrachtung  

Anhand von fünf Änderungen im Strafgesetzbuch wird im Folgenden exemplarischen analy-
siert, ob diese isoliert betrachtet zielführend sind und sich dadurch rechtfertigen lassen.  
 
 

5.1.1  § 46 Absatz 2 Satz 2 StGB 

 
Die Ergänzung um antisemitische Motive als Beispiel für menschenverachtende Beweggründe 
trägt einen stark symbolischen Charakter. Auch zuvor wurden antisemitische Motive bei der 
Strafzumessung als grundsätzlich strafschärfend erfasst. Sie fielen dabei unter die Formulie-
rung „sonstige menschenverachtende“ Beweggründe.106 
Eine Änderung des Strafgesetzes aufgrund von Symbolik ist in der Rechtswissenschaft nicht 
unumstritten. So wird argumentiert, dass eine solche Änderung die Grundlagen der juristi-
schen Methodenlehre missachte und lediglich außerstrafrechtlichen, plakativen Zwecken 
diene. Demnach sei die explizite Ergänzung von antisemitischen Motiven weder effektiv noch 
lösungsorientiert.107 
Dementgegen steht die Auffassung, dass jedes Strafgesetz ein Symbol sei, durch welches der 
Gesetzgeber und die Gesellschaft bekenne, dass das unter Strafe gestellte Verhalten uner-
wünscht sei.108  
Letzterer Argumentation vertritt auch der Gesetzgeber, wenngleich dieser sich nicht näher mit 
dem rechtswissenschaftlichen Streit auseinandersetzt. Die Ergänzung diene der Klarstellung 
und Bekräftigung der bereits geltenden Rechtslage und sei aufgrund der besonderen ge-
schichtlichen Verantwortung sowie mit Blick auf die aktuelle Entwicklung antisemitischer 
Hasskriminalität zu rechtfertigen.109 
Die Argumentation des Gesetzgebers ist grundsätzlich nachvollziehbar und scheint gerecht-
fertigt.110 Nichtsdestotrotz wird auch Kritik am Vorhaben des Gesetzgebers geäußert. Befürch-
tet wird ein wachsender Katalog des § 46 StGB durch Forderungen weiterer gesellschaftlicher 
Gruppen nach expliziter Benennung. Eine mögliche Folge dieser Ausweitung könnte sein, dass 
nicht aufgeführte Gruppen in den Hintergrund geraten und weniger Berücksichtigung fin-
den.111 

 
106 BT/Drs. 18/3007, S. 15 f.; Schönke/Schröder-Kinzig, § 46, Rn. 15b. 
107 Gerson, KriPoZ 2020, S. 22. 
108 Hassemer, NStZ 1989, S. 553 (554 f.), m.w.N. 
109 BT/Drs. 19/17741, S. 18 f.  
110 Piechaczek, Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S. 2, Deutscher Juristinnenbund, Stellungnahme, S. 5. 
111 Deutscher Anwaltverein, Stellungnahme, S. 6 f. 
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Zweiteres lässt sich zwar nicht belegen, eine Forderung nach expliziter Benennung weiterer 
Gruppen lässt sich jedoch bereits ausmachen. So haben unter Anderem bereits der Zentralrat 
der Muslime und der Zentralrat der Sinti und Roma eben jenes gefordert.112 Darüber hinaus 
wurde ebenso eine Aufnahme sexistischer Motive gefordert, da nur so ein umfassendes Bild 
von Vorurteilskriminalität abgebildet werden könne.113 
Eine nicht explizite Benennung bestimmter gesellschaftlicher Gruppe könnte demnach als 
Ausdruck fehlender Anerkennung durch jene Gruppen empfunden werden.114 
 
 

5.1.2  § 115 StGB 

 
Es besteht größtenteils Einigkeit darüber, dass die Erweiterung des geschützten Personen-
kreises um Hilfeleistende eines ärztlichen Notdienstes und in Notaufnahmen nachvollziehbar 
und angemessen sei.115 Zudem sei die Änderung auch in sich konsequent, da eine Ungleichbe-
handlung gegenüber den bereits geschützten Hilfeleistenden beseitigt würde.116 
Nichtsdestoweniger bestand auch zuvor, trotz vorliegender Ungleichbehandlung, keine Straf-
barkeitslücke, wie sie bspw. nach Auffassung der Bundesärztekammer vorgelegen haben 
soll.117 Die tatbestandsmäßigen Verhaltensweisen wurden bereits zuvor durch Beleidigungs-, 
Nötigungs- und Körperverletzungsdelikte abgedeckt.118 
 

5.1.3  § 126 Absatz 1 Nummer 3 StGB 

 
Die Ergänzung des durch den § 126 StGB erfassten Straftatenkatalog um Androhung qualifi-
zierter Sexualdelikte sowie die gefährliche Körperverletzung erscheint zunächst ebenfalls 
nachvollziehbar. So kann der Begründung des Gesetzgebers, dass das Androhen solcher Ta-
ten dazu geeignet sei, die Bevölkerung zu beunruhigen und dadurch den öffentlichen Frieden 
zu beeinträchtigen, durchaus gefolgt werden. Dies könne neben den qualifizierten Sexualde-
likten gem. § 177 StGB Abs. 4 bis 8 oder des § 178 StGB insbesondere auch bei der Androhung 
einer gefährlichen Körperverletzung gem. § 224 StGB vorliegen. Beispielhaft dafür wird das 

 
112 Zentralrat der Muslime, Stellungnahme, S. 5; Zentralrat Deutscher Sinti und Roma, Stellungnahme, S. 1. 
113 Deutscher Juristinnenbund, Stellungnahme, S. 5. 
114 Engländer, NStZ 2021, S. 385 (386). 
115 Deutscher Anwaltverein, Stellungnahme, S. 14; Engländer, NStZ 2021, S. 385 (386). 
116 Ebd.; Bundesärztekammer, Stellungnahme, S. 3. 
117 Bundesärztekammer, Stellungnahme, S. 2. 
118 Deutscher Anwaltverein, Stellungnahme, S. 14. 
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„öffentliche Inaussichtstellen, in ausgewählten Supermärkten verschiedene Lebensmittel mit 
Gift zu versetzen (Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1), oder das öffentliche Ankündigen von mit Waffen oder zu 
mehreren begangenen Körperverletzungen (Abs. 1 Nr. 2 Alt. 1, Nr. 4).“ genannt.119 
Gar unlogisch hingegen erscheint die Aufnahme des Inaussichtstellens eines hinterlistigen 
Überfalls gem. § 224 Abs. 1 Nr. 4 StGB. 
Das Inaussichtstellen der Tat widerstrebt den Voraussetzungen eines hinterlistigen Überfalls 
gänzlich. So reicht es nach Rechtsprechung des BGH nicht allein aus, dass der/die Täter*in in 
einem Moment der Überraschung handelt, vielmehr muss der/die Täter*in in einer auf Verde-
ckung seiner wahren Absicht berechneten Weise handeln.120 Eine Verdeckungsabsicht kann 
demnach nicht vorliegen, wenn ein/eine Täter*in dem Opfer die geplante Tat mitteilt.  
 
 

5.1.4  § 126a StGB 

 
Allgemeiner Konsens ist, dass aufgrund der sog. Feindeslisten ein Regelungsbedarf durch den 
Gesetzgeber bestand. Personen, welche sich in der Zivilgesellschaft oder in der Politik enga-
gieren, müssten vor den Gefahren die sich durch das Verbreiten solcher Listen ergeben, ge-
schützt werden.121  
Dennoch kam von Seiten der Rechtswissenschaft122, der Zivilgesellschaft123 und dem Bundes-
rat124 Kritik am ursprünglichen Gesetzentwurf. Dieser sei zu weit gefasst gewesen und hätte 
eine ausufernde Strafbarkeit geschaffen, sodass auch beispielsweise journalistische Bericht-
erstattung umfasst gewesen wäre. Dieser Kritik hat sich der Gesetzgeber angenommen und 
durch das Ergänzen einer Bestimmtheitsklausel Rechnung getragen.125 
Nichtsdestotrotz entsteht ein gewisser Wertungswiderspruch. Der § 126a StGB als potenziel-
les Gefährdungsdelikt126 wiegt mit einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren oder Geldstrafe somit 
schwerer als die Bedrohung gem. § 241 StGB als abstraktes Gefährdungsdelikt127  mit einer 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.128 

 
119 Engländer, NStZ 2021, S. 385 (387). 
120 BGH, NStZ-RR 2013, S. 173, (174); BGH, NStZ-RR 2009, S. 77, (77 f.). 
121 Compact/Das NETTZ/Gesicht Zeigen!/u.a., Stellungnahme aus der Zivilgesellschaft, S.3; Müller, Stellungnahme Neue Richter-
vereinigung, S.1. 
122 Müller, Stellungnahme Neue Richtervereinigung. 
123 Compact/Das NETTZ/Gesicht Zeigen!/u.a., Stellungnahme aus der Zivilgesellschaft. 
124 BR/Drs. 255/21, S. 7 f. 
125 BT/Drs. 19/ 31115, S. 10. 
126 Fischer, 69. Aufl., § 126a, Rn. 7. 
127 Fischer, 69. Aufl., § 241, Rn. 2. 
128 Beukelmann, NJW-Spezial 2021, S. 248. 
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Fraglich ist zudem, ob durch die Schaffung des neuen Straftatbestandes ein tatsächlicher 
Schutz für gefährdete Personengruppen erzielt wird oder etwaige Feindeslisten lediglich in 
ein Dunkelfeld verdrängt werden.  

 
 

5.1.5  § 241 StGB 

 
Die Kritik am Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität wird 
besonders beim § 241 StGB laut, in dem der Gesetzgeber den Tatbestand um Taten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung, körperliche Unversehrtheit, persönliche Freiheit und Sachen von 
bedeutendem Wert erweitert hat.  
Auch hier ist die Begründung des Gesetzgebers, dass es durch das Bedrohen mit solchen Taten 
zu einer nicht unerheblichen Störung des individuellen Rechtsfriedens bei den Betroffenen 
kommen könnte, durchaus nachvollziehbar. Eine subtile Androhung von Gewalt unterhalb 
der Schwelle eines Tötungsdelikts kann aus der Opferperspektive ebenfalls in erheblicher 
Weise belastend sein.129 
Nichtsdestotrotz wird eine massive Mehrbelastung der Strafjustiz erwartet, welche bereits ge-
genwärtig an ihrer Belastungsgrenze arbeite.130 Das ambitionierte Ziel des Gesetzgebers, straf-
baren Hass und Hetze im Netz effektiver zu bekämpfen, sei nur zu erreichen, wenn die Ermitt-
lungs- und Strafverfolgungsbehörden über die notwendigen personellen Ressourcen und 
technischen Kapazitäten verfügen würden.131 Zudem führe eine Einbeziehung solcher Delikte 
ebenso zu einer Erfassung alltäglicher Äußerungen, wie sie auf Schulhöfen oder in Kneipen zu 
finden seien.132 
Dies könnte zu einer Schwächung des subjektiven Sicherheitsgefühls innerhalb der Bevölke-
rung führen, insbesondere durch eine kaum beherrschbare Kriminalitätszunahme gerade im 
Jugendbereich, welche die realen Verhältnisse nicht widerspiegle.133 
 
 
 

 
129 Piechaczek, Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S.3. 
130 Ebd.; Deutscher Anwaltverein, Stellungnahme, S. 12. 
131 Piechaczek, Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S.3 f. 
132 Deutscher Anwaltverein, Stellungnahme, S. 11 f. 
133 Deutscher Anwaltverein, Stellungnahme, S. 12. 
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5.1.6  Ergebnis der isolierten Betrachtung 

 
Isoliert betrachtet ergeben sich deutliche Unterschiede zwischen den jeweiligen Änderungen. 
So erscheint die Begründung des Gesetzgebers oftmals eine Änderung des jeweiligen Paragra-
fen zu rechtfertigen, diese Begründung hält der Kritik jedoch nicht in jedem der exemplarisch 
behandelten Paragrafen stand. So lässt sich die Erweiterung des Personenkreises im § 115 
StGB um Hilfeleistende eines ärztlichen Notdienstes und in Notaufnahmen durchaus rechtfer-
tigen, wohingegen die Erweiterung des § 241 StGB dem Ziel des Maßnahmenpaketes, den 
Rechtsextremismus und die Hasskriminalität zu bekämpfen, eher zuwiderläuft, indem eine 
enorme Mehrbelastung für Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden sowie Strafjustiz ge-
schaffen wurde.  
Die §§ 46, 126 und 126a StGB weisen isoliert betrachtet ebenfalls Schwächen auf und lassen 
durchaus Raum für Kritik. Dennoch sind die vorgenommenen Änderungen vertretbar. 
Fraglich ist, ob die Änderungen im Strafgesetzbuch durch das Maßnahmenpaket zur Bekämp-
fung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität auch in einer gesamten Betrachtung 
unter Einbeziehung der Strafzwecktheorien standhalten.  
 
 

5.2  Gesamtbetrachtung 

 
Bislang konnte festgestellt werden, dass die Begründungen des Gesetzgebers isoliert betrach-
tet durchaus nachvollziehbar sind und sich oft, wenn auch nicht ausschließlich, vertreten las-
sen. Darüber hinaus gilt es jedoch das Maßnahmenpaket ganzheitlich zu betrachten, insbe-
sondere im Hinblick auf eine Berücksichtigung der Strafzwecktheorien. Wie zuvor unter 2. 
Zweck einer Strafe erörtert, handelt es sich bei einer Strafe um das absichtliche Zuführen eines 
Übels und stellt somit das Ultima-Ratio staatlicher Macht dar, welche es umfassend zu be-
gründen gilt.134 Dem Gesetzgeber obliegt zwar einer Gestaltungsfreiheit, einzelne Strafzwecke 
anzuerkennen und zwischen diesen abzuwägen135, nichtsdestoweniger gilt es im Folgenden 
zu klären, ob eine solche Abwägung stattgefunden hat und ob die Strafzwecke zielführend 
sind, um Rechtsextremismus und Hasskriminalität effektiv zu bekämpfen.  
Welche Strafzwecke durch die Änderung des Strafgesetzbuches tangiert wurden wird im Fol-
genden behandelt, um im Anschluss zu analysieren, inwieweit sie zielführend gewesen sind. 
 

 
134 Kulhanek, NStZ 2020, S. 65 (65). 
135 BVerfG, NJW 1977, S. 1525 (1531). 
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5.2.1  Tangierte Strafzwecke 

 
Es lässt sich feststellen, dass der Gesetzgeber in seinen Gesetzentwürfen keine Strafzwecke 
explizit benennt.136 Nichtsdestotrotz lassen sich aus den Formulierungen und Begründungen 
des Gesetzgebers etwaige implizite Strafzwecke ableiten.  
In der Begründung des Gesetzgebers zur Änderung des § 188 StGB liest sich die Aussage über 
einen „gesteigerten Unrechtgehalt“137, welchen es Rechnung zu tragen gelte. Diese Formulie-
rung lässt sich recht eindeutig den absoluten Straftheorien zuordnen, da es sich dabei um das 
Bemessen und Sanktionieren einer Schuld handelt. Es geht somit nicht präventiv darum, 
künftige Straftaten zu verhindern, sondern die bereits geschehene Tate zu sühnen und einen 
Ausgleich der bemessenen Schuld herbeizuführen.138   
Infolge der Erweiterungen von Tatbestandskatalogen, Personenkreisen oder der Schaffung 
von Qualifikationstatbeständen ist die Strafdrohung vielfach gestiegen.139 Wie bereits unter 2. 
Zweck einer Strafe beschrieben, obliegt der Strafdrohung zumindest eine gewisse abschre-
ckende Wirkung für potenzielle Täter*innen und soll ein Appell an die Gesellschaft darstellen, 
sich rechtskonform zu verhalten.140 Bei dieser abschreckenden Wirkung handelt es sich um ein 
präventives Vorgehen, da künftige Straftaten verhindert werden sollen. Demnach handelt es 
sich um eine Form der relativen Straftheorie. Da der/die Adressat*in in diesem Fall die ge-
samte Gesellschaft ist, handelt es sich um eine negative Generalprävention.141   
Schwieriger zuordnen lässt sich die Formulierung einer angemessenen Reaktion durch den 
Rechtsstaat (§ 126 StGB) oder durch die Strafverfolgungsbehörden (§ 185 StGB)142. Fraglich ist, 
was der Gesetzgeber unter einer angemessenen Reaktion versteht.  
Durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts lässt sich ableiten, dass eine Reak-
tion dann angemessen ist, wenn eine umfassende Abwägung zwischen dem Eingriff in Form 
der Strafe und der Schwere der Tat stattgefunden hat.143 Somit muss der Gesetzgeber den vor-
herigen Strafrahmen als ungenügend empfunden haben, sodass die Strafjustiz bei derartigen 
Delikten keine angemessene Strafe verhängen könne. Nach dieser Auslegung der 

 
136 Vgl. BT/Drs. 19/17741. 
137 BT/Drs. 19/17741, S. 18. 
138 Vgl. MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 33; vgl. Roxin/Greco, § 3, Rn. 2. 
139 BT/Drs. 19/17741, S. 18. 
140 Siehe Fn. 18.  
141 Vgl. MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 34. 
142 BT/Drs. 19/17741, S. 18. 
143 Vgl. BVerfG, NJW 1997, S. 2165 (2166); vgl. BVerfG, NJW 1966, S. 1603 (1607). 
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Formulierung einer angemessenen Reaktion, handelt es sich um eine absolute Straftheorie, 
da erfolgtes Unrecht ausgeglichen werden soll.144  
Darüber hinaus wirken sich die erhöhten Strafdrohungen auch auf die individuellen Täter*in-
nen aus, gegen welche somit höhere Strafen ausgesprochen werden können. Die Strafe kann 
dabei in Form der negativen Individualprävention oder der positiven Individualprävention 
wirken.145 
 
 

5.2.2  Analyse 

 
Es konnte festgestellt werden, dass ein Großteil der Strafzwecke durch die Änderungen im 
Strafgesetzbuch umfasst wurden. Eine differenzierte Abwägung zwischen den Strafzwecken 
durch den Gesetzgeber ist jedoch nicht ersichtlich. So argumentiert dieser in seinen Gesetz-
entwürfen sehr einseitig aus Sicht der Betroffenen bzw. möglichen Opfer. Diese einseitige Ar-
gumentation lässt sich zwar attraktiv vor der Bevölkerung verkaufen, eine ausgewogene Ab-
wägung zwischen den Strafzwecktheorien hat jedoch nicht stattgefunden.  
Das führt dazu, dass Strafzwecke wie die positive Individualprävention, welche unter anderem 
die Resozialisierung beinhaltet,146 bei dem Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des Rechtsext-
remismus und der Hasskriminalität kaum Beachtung gefunden haben und eindeutig zu kurz 
kamen. 
Folgend wird analysiert, ob die tangierten Strafzwecke dennoch zielführend genug sind, um 
die Änderungen des Strafgesetzbuches zu rechtfertigen. 
 
 

5.2.2.1  Absolute Straftheorien 
 
Der Gesetzgeber möchte Rechtsextremismus und Hasskriminalität in Zukunft verhindern, 
bzw. vermindern.147 Dieses Vorhaben hat einen eindeutig präventiven Charakter wohingegen 
die absoluten Strafzwecktheorien ausschließlich den Zweck verfolgen, bereits erfolgtes Un-
recht zu bestrafen.148 Demnach stellen die Änderungen der §§126 und 185 StGB als Beispiel 
absoluter Strafzwecktheorien ein ungeeignetes Mittel dar und sind nicht zielführend.  

 
144 Vgl. MüKo-Radtke, vor § 38, Rn. 33; vgl. Roxin/Greco, § 3, Rn. 2. 
145 Siehe Fn. 23. 
146 Siehe Fn. 24. 
147 Vgl. BT/Drs. 19/17741, S. 1, S. 3, S. 32. 
148 Siehe Fn. 12. 
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5.2.2.2  Negative Generalprävention 
 
Grundsätzlich besteht die Annahme, dass die Strafdrohung potenzielle Täter*innen von der 
Begehung der Straftat abhält. Gleichwohl wird die Richtigkeit dieser Annahme angezweifelt.149 
In seinem Konzept der „erwarteten Strafe“ stellt Becker fest, dass die Abschreckung nicht al-
lein von der Höhe der Strafe abhängt, sondern ebenfalls ein Zusammenhang mit der Wahr-
scheinlichkeit besteht, für sein Handeln verantwortlich gemacht zu werden. So können be-
reits geringe Strafen eine hohe Abschreckungswirkung entfalten, wenn die Wahrscheinlich-
keit erwischt zu werden entsprechend hoch ist.150  
Zu einem ähnlichen Ergebnis kam auch die im Jahr 2006 veröffentliche Metastudie zur gene-
ralpräventiven Abschreckungswirkung des Strafrechts. So konnte die grundsätzlich abschre-
ckende Wirkung der Strafdrohung, wenn auch nur schwach, bestätigt werden.151 Als signifi-
kant abschreckender stellte sich auch hier die Quote der Verurteilungen und somit die Entde-
ckungswahrscheinlichkeit heraus. Die Schwere der zu befürchtenden Sanktion sowie die 
Dauer einer etwaigen Freiheitsstrafe wirkte nur geringfügig abschreckend.152  
Der Gesetzgeber stattet die Strafverfolgungsbehörden zwar auch mit weiteren Befugnissen 
aus,153 schaffe aber durch die Änderungen des Strafgesetzbuches ebenfalls eine ungemein 
hohe Mehrbelastung.154 Ohne deutlich mehr Personal droht der Gesetzgeber sein Ziel zu ver-
fehlen.155 
Somit gestaltet sich auch die negative Generalprävention als ineffektiv ohne genügend vor-
handene personelle, technische und fachliche Ressourcen.  
 
 

5.2.2.3  Negative Individualprävention 

 
Während sich die generalpräventive Abschreckungswirkung mit der Möglichkeit der Bestra-
fung befasst, setzt sich die individualpräventive Abschreckungswirkung mit den Erfahrungen 
der Bestrafung auseinander.156 
Die Konfrontation des/der Täter*in mit der Tat und den daraus resultierenden Folgen in einer 
Hauptverhandlung kann durchaus eine abschreckende Wirkung entfalten. Jedoch lässt sich 

 
149 Dölling/Entorf/Hermann/u.a., Soziale Probleme 2006, S. 193. 
150 Becker, Journal of Political Economy 1968, S. 169 (169-217). 
151 Dölling/Entorf/Hermann/u.a., Soziale Probleme 2006, S. 193 (197 f.). 
152 Ebd., S. 193 (200 f.). 
153 BT/Drs. 19/17741, S. 37 ff. 
154 Piechaczek, Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S.3; vgl. BT/Drs. 19/17741, S. 30. 
155 Piechaczek, Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S. 4. 
156 Suhling/Greve, S. 143. 
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der Umfang aufgrund der subjektiv unterschiedlichen Empfindungen der Täter*innen nicht 
pauschalisieren. Fest steht jedoch, dass eine abschreckende Wirkung umso effektiver ist, 
desto unmittelbarer diese auf das delinquente Handeln folgt.157 
Auch hier ergibt sich dieselbe Problematik wie bei der negativen Generalprävention.158 Durch 
die geschaffene Mehrbelastung ist nicht davon auszugehen, dass das Verfahren bis hin zur 
Verurteilung beschleunigt wird. Es muss eher vom Gegenteil ausgegangen werden, wodurch 
dem Aspekt der negativen Individualprävention nicht genügt wird.  
 
 

5.2.2.4  Positive Individualprävention 

 
Letztlich fand bei den Erhöhungen der Strafdrohungen keine Abwägung zwischen positiver 
Individualprävention auf der einen Seite und negativer General- und Individualprävention auf 
der anderen Seite statt. Dadurch wurde mögliches Potenzial nicht ausgeschöpft, um Wieder-
holungstaten zu vermeiden und somit effektiv zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und 
der Hasskriminalität beizutragen. 
 
 

5.2.3  Ergebnis der Gesamtbetrachtung 

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich im Gegensatz zu der isolierten Betrachtung, 
keine Rechtfertigung der Gesetzesänderungen aus einer Gesamtbetrachtung ergibt. Die tan-
gierten Strafzwecke entfalten nur geringfügig eine zielführende Wirkung, aufgrund der selbst 
geschaffenen Mehrbelastung einer ohnehin überlasteten Strafjustiz sowie Strafverfolgungs-
behörden.159 Zudem wurde mögliches Potenzial bei der positiven Individualprävention ver-
schenkt.  
Folglich stellt sich die Frage, ob es Alternativen zu den Änderungen im Strafgesetzbuch gege-
ben hätte und ob diese zielführender gewesen wären.  

 
 

 
157 Vgl. Huesmann/Podolski, The use of punishment 2003, S. 55 (78); vgl. Beccaria, S. 55-58. 
158 Siehe 5.2.2.2 Negative Generalprävention, S. 27. 
159 Siehe Fn. 154. 
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6.  Alternativen zur Änderung des Strafge-
 setzbuches 

 

 

Aufgrund der festgestellten unbefriedigenden Rechtfertigung des Gesetzgebers wird im Fol-
genden behandelt, welche Alternativen zielführender gewesen wären als die durch den Ge-
setzgeber vorgenommenen Änderungen im Strafgesetzbuch.  
Der Gesetzgeber selbst benennt in seinen Gesetzentwürfen zwei mögliche Alternativen. 
 
 

6.1  Alternativer Regelungsvorschlag durch den Bundesrat 

 

Der Vorschlag des Bundesrates vom 29.11.2019 umfasst ebenfalls Änderungen der §§ 188 und 
241 StGB. Der § 188 soll nach diesem Gesetzentwurf dahingehend ergänzt werden, dass auch 
Politikerinnen und Politiker auf kommunaler Ebene und Bezirksebene vor übler Nachrede und 
Verleumdungen geschützt werden.160 Zudem soll der Strafrahmen des § 241 StGB für Taten, 
die öffentlich oder durch das Verbreiten von Schriften begangen wird, erweitert werden, so-
wie sich die Bedrohung im Sinne des § 241 StGB auf die in § 188 StGB genannten Personen 
bezieht.161 
Der Gesetzgeber erklärt, dass durch die Ergänzungen des § 188 Abs. 1 StGB dem Anliegen des 
Bundesrates Rechnung getragen wurde. Zudem würden die Änderungen des § 241 StGB durch 
den vorliegenden Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskrimi-
nalität über die des Bundesrates hinausgehen.162 
 
 

6.2  Beibehaltung des bisherigen Rechtszustands 

 
Als weitere mögliche Alternative benennt der Gesetzgeber die Beibehaltung des bisherigen 
Rechtszustandes. Diese Alternative schmettert der Gesetzgeber jedoch noch im selben Satz 

 
160 BR/Drs. 418/19, S. 2. 
161 Ebd., S. 3. 
162 BT/Drs. 19/17741, S. 20. 
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ab, da eine Beibehaltung des als unzureichend eingeschätzten Rechtszustandes nicht vertret-
bar sei.163  
Wie bereits unter 4. Gesellschaftliche Problematik festgestellt wurde, besteht tatsächlich ein 
gesellschaftliches Problem, aus welchem ein Handlungsbedarf durch den Gesetzgeber er-
wächst.164 Dieser Handlungsbedarf muss jedoch nicht zwangsläufig eine Änderung des Rechts-
zustandes umfassen. So könnten auch Maßnahmen abseits des Strafgesetzbuches erfolgsver-
sprechend sein, um gegen Rechtsextremismus und Hasskriminalität vorzugehen.  
Kurz nach dem Anschlag von Halle am 09.10.2019 165 verfasste das Bundesministerium des In-
nern und für Heimat ein Dokument mit dem Titel „Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität“.166 In diesem wurden neben Änderungen, die 
durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität umge-
setzt wurden, zudem die Präventionsarbeit als wichtiger Bestandteil aufgeführt, welchen es 
auszuweiten und verstetigen gelte.167 In den hier behandelten Gesetzentwürfen lässt sich je-
doch kein Punkt zur Präventionsarbeit finden, sodass sich die Frage stellt, ob und in welchem 
Umfang eine „finanzielle Verstetigung und Förderung [der Präventionsarbeit] auf hohem Ni-
veau“168 stattgefunden hat oder noch stattfindet. 
Eine weitere erfolgsversprechende Maßnahme zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und 
der Hasskriminalität wurde bereits unter 5. Kritik angeschnitten. Durch eine Verbesserung der 
Ressourcen sowohl in der Strafverfolgung als auch in der Strafjustiz besteht die Möglichkeit, 
Straftaten effektiver zu verfolgen und aufzuklären sowie das Strafverfahren zu beschleunigen. 
Dadurch könnte sich eine höhere abschreckende Wirkung in der Gesellschaft als auch bei 
dem/der individuellen Täter*in entfalten, um so Rechtsextremismus und Hasskriminalität 
vorzubeugen.169 
 
 

6.3  Alternativer Vorschlag eines Mittelweges 

 
Wenngleich mögliche Alternativen zum umgesetzten Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität unzureichend behandelt wurden, so ist dies in 
gewisser Weise zumindest verständlich. Die Gesetzentwürfe wurden durch die Fraktion 

 
163 BT/Drs. 19/17741, S. 20; BT/Drs. 19/28678, S. 9. 
164 Siehe dazu 4. Gesellschaftliche Problematik, S. 15-19. 
165 Bundeszentrale für politische Bildung, bpb.de v. 05.10.2020. 
166 Bundesministerium des Innern und für Heimat, bmi.bund.de v. 18.10.2019. 
167 Ebd., S. 3.  
168 Ebd. 
169 Siehe dazu 5.2.2.3 Negative Individualprävention, S. 27. 
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CDU/CSU und SPD verfasst und dem Bundestag sowie Bundesrat, mit dem Ziel der Umset-
zung, zur Abstimmung vorgelegt. Da ist es verständlich, dass die Fraktionen ihre eigenen Ent-
würfe sehr wohlwollend betrachten und mögliche Kritikpunkte und Alternativen zumindest 
nicht explizit benennen und behandeln.  
Nichtsdestotrotz existiert nicht nur die „Schwarz-Weiß-Betrachtung“ des Gesetzgebers zwi-
schen dem Nichthandeln und dem Handeln in Form der vorgebrachten Gesetzentwürfe. Ein 
erfolgsversprechender Mittelweg könnte demnach wie folgt aussehen. 
  
Es sollte zunächst eine umfassende Abwägung, zwischen einer möglichen geschaffenen Mehr-
belastung der Strafverfolgung und Strafjustiz sowie dem Beitrag der Änderung zum erstrebten 
Ziel stattfinden. Dadurch kann verhindert werden, dass eine nicht zielführende Mehrbelas-
tung für die Behörden entsteht.  
Nach den gewonnenen Erkenntnissen der fünf exemplarisch analysierten Paragrafen könnten 
bei den Änderungen der §§ 115 und 188 StGB der Beitrag zum Ziel der Bekämpfung des Rechts-
extremismus und der Hasskriminalität überwiegen. Dies ist der Fall, weil voraussichtlich keine 
enorme Mehrbelastung durch die Änderungen entsteht. Die restlichen analysierten Änderun-
gen schaffen jedoch eine Mehrbelastung, welche nicht im Verhältnis zum Beitrag der Bekämp-
fung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität steht. 
Darüber hinaus gilt es die Ressourcen der benannten Behörden sowie der Prävention massiv 
zu erhöhen. Dies könnte sich aus den ebenfalls benannten Gründen als durchaus effektiver 
erweisen.170 
 
 

7.  Stellungnahme 
 

 

Es lässt sich eindeutig feststellen, dass die durch den Gesetzgeber vorgenommenen Änderun-
gen im Strafgesetzbuch nicht zielführend sind, um Rechtsextremismus und Hasskriminalität 
effektiv entgegenzuwirken. Vielmehr erweckt das Maßnahmenpaket bei detaillierter Betrach-
tung den Eindruck einer gut inszenierten und vor allem kostengünstigen „Marketingaktion“ 
gegenüber der Bevölkerung. 
Ein Handlungsbedarf durch den Gesetzgeber besteht zweifelsfrei,171 doch wirkt die Umset-
zung nicht zu Ende gedacht. Exemplarisch dafür steht die geschaffene Mehrbelastung der 

 
170 Siehe dazu 6.2 Beibehaltung des bisherigen Rechtszustands, S. 29 f.  
171 Siehe dazu 4. Gesellschaftliche Problematik, S. 15-19. 
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Strafverfolgungsbehörden und der Strafjustiz, durch welche eine mögliche präventive ab-
schreckende Wirkung gar nicht erst zustande kommt. Ein weiteres Beispiel stellt das unter § 
126 StGB nun unter Strafe gestellte Inaussichtstellen eines hinterlistigen Überfalls gem. § 224 
Abs. 1 Nr. 4 StGB dar.172 Zudem fehlt es an einer ernsthaften konstruktiven Auseinanderset-
zung mit möglichen Alternativen.  
Wesentlich effektiver wäre es, genügend Ressourcen für die Strafverfolgung und die Strafjus-
tiz zu schaffen, um so eine höhere abschreckende Wirkung für potenzielle Täter*innen zu er-
zielen. Zudem könnte dadurch ein Synergieeffekt auch für andere Kriminalitätsbereiche er-
zielt werden. Darüber hinaus könnten auch präventive Maßnahmen, beispielsweise in Form 
von Aufklärung in Schulen, einen nicht unerheblichen Beitrag gegen Rechtsextremismus und 
Hasskriminalität leisten. Solche bereits bestehende Programme gilt es zu unterstützen und 
auszuweiten.  
Fest steht, dass diese präventiven Maßnahmen im Gegensatz zu den kostengünstigen Ände-
rungen im Strafgesetzbuch einen wesentlich größeren Betrag des deutschen Haushaltes for-
dern. Dies könnte sich jedoch durch eine niedrigere Kriminalitätsrate in den Bereichen der 
Hasskriminalität und des Rechtsextremismus bezahlt machen.  
In Summe lässt sich festhalten, dass das Maßnahmenpaket gegen Rechtsextremismus und 
Hasskriminalität dazu beiträgt, das deutsche Strafrecht in einer inflationären Art und Weise 
auszuweiten. Zwar kann noch nicht von einem trivialen Strafrecht gesprochen werden, der 
aktuelle Kurs des Gesetzgebers steuert jedoch zwangsläufig in diese Richtung.  
 
 

8.  Fazit 
 

 

Im Verlauf der Arbeit wurde durch die Erläuterung der Zwecke einer Strafe in die Thematik 
eingeführt. Es konnte festgestellt werden, dass ein gesellschaftliches Problem einer zuneh-
mend verrohenden Kommunikation im Internet besteht, wodurch sich eine Handlungsnot-
wendigkeit durch den Gesetzgeber ergeben hat. Anhand der aufgeführten Änderungen im 
Strafgesetzbuch konnte anschließend analysiert werden, dass diese zwar isoliert betrachtet 
durchaus vertretbar erscheinen, in einer ganzheitlichen Betrachtung jedoch nicht zielführend 
sind.  

 
172 Siehe dazu 5.1.3 § 126 Absatz 1 Nummer 3 StGB, S. 21 f. 
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Letztlich konnte somit anhand des Maßnahmenpaketes zur Bekämpfung von Rechtsextremis-
mus und Hasskriminalität geklärt werden, dass die Strafgesetzgebung kein universell einsetz-
bares Mittel zur Lösung gesellschaftlicher Probleme darstellt und in diesem Fall somit zu einer 
inflationären Ausweitung des deutschen Strafrechts beitragen hat. 
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1.1 Vorbemerkung 
 
In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit und Übersichtlichkeit in Fällen, in 
denen alle Geschlechtsidentitäten gemeint sind, das generische Maskulinum verwendet. 
Wird explizit nur die weibliche Form genutzt, so sind an diesen Stellen aufgrund des Themas 
der Arbeit nur weibliche Personen gemeint. 
 
Wird in dieser Arbeit das Wort „Verfasser“ genutzt, so ist ausschließlich die verfassende Person 
einer E-Mail gemeint, nicht die Verfasserin dieser Arbeit. 
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1 Einleitung 
 
Trotz der immer besser werdenden Gleichstellung der Geschlechter in der Öffentlichkeit, dem 
Berufsleben und auch der Politik, erfahren politisch aktive Frauen noch immer Widerstand. 
Hass und Ablehnung werden ihnen auch in Form von sogenannten „Hassmails“ entgegen ge-
bracht. 
Durch das Auftauchen von an den Zentralrat der Juden verschickten Hassmails wurde der Ge-
setzgeber auf eine Strafbarkeitslücke aufmerksam, die sich zwischen der Volksverhetzung ge-
mäß § 130 Strafgesetzbuch (StGB) und der Beleidigung gemäß § 185 StGB befand.1 
Um diese Strafbarkeitslücke zu schließen, wurde § 192a StGB, die verhetzende Beleidigung, 
geschaffen. Sie soll passgenau diese Lücke schließen und Herabsetzungen, die unter anderen 
Umständen wegen Volksverhetzung strafbar gewesen wären, nun auch in einem Zweiperso-
nenverhältnis oder in einer kleinen Gruppe strafbar machen.2 
Die vorliegende Arbeit soll die Anwendbarkeit der verhetzenden Beleidigung auf Hassmails, 
die Politikerinnen zugesandt wurden, untersuchen. 
Dazu werden exemplarische Hassmails untersucht, nach der vorherigen und der aktuellen 
Rechtsprechung problemorientiert eingeordnet und der Tatbestand der verhetzenden Belei-
digung für sich analysiert. 
Die Hassmails gegenüber Politikerinnen enthalten oftmals Werturteile der Verfasser oder 
Kommentare zu den politischen Handlungsfeldern der Politikerinnen. Sie können daher von 
der Meinungsäußerungsfreiheit gemäß Artikel 5 Grundgesetz (GG) geschützt sein. 
Um das Verhältnis des neuen Tatbestandes der verhetzenden Beleidigung zu dem Grundrecht 
der Meinungsfreiheit zu untersuchen, sollen die beiden Normen in Beziehung gesetzt und mit-
einander abgewägt werden. 
Zudem soll der Einfluss von Hassmails auf die Demokratie begutachtet werden. 
Methodisch bedient sich diese Arbeit eines Interviews mit der Bundestagsabgeordneten Dr. 
Irene Mihalic. Diese stellt darüber hinaus zur praktischen Analyse einige Hassmails zur Verfü-
gung, die sie im Rahmen der Ausführung ihres Amtes übersandt bekommen hat. 
 
 
 
  

                                                                  
1 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 8f 
2 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 9 
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2 Dr. Irene Mihalic – Mitglied des 
Bundestages 

 
Irene Mihalic absolvierte ab 1993 zunächst eine Ausbildung bei der Polizei Nordrhein-Westfa-
len und arbeitete im Anschluss bei der Autobahnpolizei der Bezirksregierung Köln sowie in der 
Kreispolizeibehörde Gummersbach. Sie absolvierte das Studium an der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung als „Diplom Verwaltungswirtin FH“, in dessen Rahmen sie mehrere Mo-
nate im Rauschgiftkommissariat verbrachte. Nach dem Studium kehrte sie als Wachdienst-
führerin zur Autobahnpolizei zurück, wo sie bis zu ihrem Ersteintritt in den Bundestag im Jahr 
2013 arbeitete.3 
An der Ruhr-Universität Bochum studierte sie Kriminologie und Polizeiwissenschaft und 
schloss das Studium 2016 mit einem Master of Arts ab. Im Jahr 2018 promovierte sie an der 
juristischen Fakultät ebendieser. 
Die politische Laufbahn von Irene Mihalic begann 2006 mit dem Eintritt in die Partei Bündnis 
90/Die Grünen. Ab 2007 begann ihr politisches Engagement für diese, dabei war sie zunächst 
aktiv im Kreisvorstand Gelsenkirchen, anschließend im Rat der Stadt Gelsenkirchen, im Lan-
desvorstand Bündnis 90/Die Grünen NRW und im Bezirksvorstand Ruhr von Bündnis 90/Die 
Grünen. 
In den Bundestag zog Mihalic bei den Wahlen 2013, 2017 und 2021 jeweils über die Landesliste 
Nordrhein-Westfalen der Partei ein. Innerhalb ihrer Arbeit im Bundestag war sie als Obfrau in 
mehreren Untersuchungsausschüssen tätig, ist Mitglied im Ausschuss für Wahlprüfung, Im-
munität und Geschäftsordnung und im gemeinsamen Ausschuss nach Art. 53a GG sowie stell-
vertretendes Mitglied im Ausschuss für Inneres und Heimat. Zudem ist sie innerhalb der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen erste parlamentarische Geschäftsführerin.4 
 
 
 

2.1 Interview 
 
Im Rahmen dieser Arbeit stellte Irene Mihalic sich für ein Interview zur Verfügung. Das Inter-
view fand am 12. April 2022 ab 09:00 Uhr online via „Zoom“ statt. Besprochen wurden dabei 
unter anderem das Thema „Hassmails“ und der Tatbestand verhetzende Beleidigung, § 192a 
StGB.  

                                                                  
3 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 376-388 
4 Mihalic, Über Irene, www.irene-mihalic.de 
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Irene Mihalic gab an, seit 2014 etwa 500 Hassmails erhalten zu haben.5 Sie lese diese nicht 
selbst, sondern bekomme nur exemplarische Hassmails von ihren MitarbeiterInnen weiterge-
leitet, wenn sich die E-Mails zu einem bestimmten Thema häufen.6 
Der Umgang mit den Hassmails sei innerhalb des Bundestages nicht einheitlich. Während sie 
im Regelfall die Hassmails sichere und Anzeige erstatte, gebe es auch PolitikerInnen, die diese 
lediglich löschen und keine weiteren Wege einleiten.7 
 
 
 

2.2 Hassmails 
 
Für den Begriff der Hassmail gibt es keine einheitliche Definition. Hassmails können allerdings 
als per E-Mail versandte Form der Hassrede angesehen werden. Hassrede umschreibt ein Phä-
nomen, bei dem die Empfänger online beschimpft, beleidigt oder bedroht werden. Gewaltan-
drohungen wie Mord oder Vergewaltigung sind ebenso eine mögliche Ausprägung der Hass-
rede, wie Aufforderungen zum Suizid.8 
Um die Strafbarkeit von Hassmails an konkreten Beispielen untersuchen zu können, stellte 
Irene Mihalic zehn an sie versandte E-Mails, die von ihrem Büro als „Hassmails“ kategorisiert 
wurden, zur Verfügung.9 
Die E-Mails wurden zwischen Februar 2019 und März 2022 versandt. Sie würdigen die Empfän-
gerin auf unterschiedlichste Weise herab, indem sie beleidigt, zur Ausreise aus Deutschland 
aufgefordert oder bedroht wird.  
Neun der zehn E-Mails sind eindeutig themenbezogen und richten sich entweder konkret ge-
gen bestimmte Äußerungen oder Auftritte von Irene Mihalic oder haben Artikel von Nachrich-
tenportalen zum Anlass. Nur bei E-Mail 9 ist kein spezifischer Themenbezug erkennbar; hier 
wird Irene Mihalic ohne weitere Zusammenhänge aufgefordert, das Land zu verlassen.10 
Neben der Diffamierung der Empfängerin, Irene Mihalic, werden in mehreren Mails auch an-
dere Personengruppen wegen ihrer Herkunft oder Hautfarbe beschimpft. 
Insgesamt fällt der sehr „raue“ Sprachstil der E-Mails auf, durch den der Eindruck entsteht, 
dass sie mit viel Emotionalität verfasst wurden. 

                                                                  
5 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 16-17 
6 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 26, 38-41 
7 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 12-13, 43-51, 58-61  
8Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe Frauen gegen Gewalt, Hatespeech Was ist das?, www.aktiv-gegen-
digitale-gewalt.de 
9 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2 
10 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 200-201 
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Unter Kapitel 3 dieser Arbeit soll die Strafbarkeit exemplarischer Hassmails vor der Einführung 
des § 192a StGB thematisiert werden. Dabei sollen Ausschnitte zweier E-Mails analysiert wer-
den, die im Folgenden näher betrachtet werden. 
 
 
 

2.2.1 E-Mail 8 
 
Zunächst soll E-Mail 8 eingeordnet werden. Die E-Mail stammt aus dem Juni 2020, liegt also 
wegen des Rückwirkungsverbotes außerhalb des zeitlichen Geltungsbereiches des § 192a 
StGB. Es handelt sich dabei mit 379 Wörtern um eine verhältnismäßig lange E-Mail, die aus 
zwei Teilen besteht.11 
Unter dem an Irene Mihalic adressierten Kopf der E-Mail mit dem Betreff „dieses rotgruene 
weib leidet unter realitaetsVERLUST“[sic!] beginnt der Verfasser zunächst damit, seine Mei-
nung scheinbar zu dem Fall George Floyd kundzutun. Er benutzt dabei die Ausdrücke „Das 
hochkrim inelle schwarze stueck scheiße“[sic!], „Unterm enschen“, „hat bekom m en was es ver-
dient“ und „Die weisse Frau dem  WEISSEN MANN!“[sic!]. Danach äußert er sich zu der Bundes-
liga und dem DFB, der seiner Meinung nach „antiweissrassistisch“ ist.12 
Im Anschluss folgt der Kopf einer E-Mail an Saskia Esken mit dem Betreff „Halten Sie Ihr schie-
fes Maul,Sie giftfruene rotfotzige Futt!“[sic!],13 auf den ein langer Text folgt. Vorstellbar ist, dass 
der Verfasser seine eigene an Saskia Esken versandte E-Mail an Irene Mihalic mit dem zusätz-
lichen oben beschriebenen Absatz weiterleitete.  
Dieser zweite Teil der E-Mail beginnt mit einem Link der Website www.tagesschau.de, der nicht 
mehr aufrufbar ist. Aus der Adresse des Links geht hervor, dass es sich um einen Artikel oder 
Beitrag handelte, in dem Saskia Esken sich zum Thema Rassismus in der Polizei äußerte.14 An-
hand des Datumsstempels der E-Mail an Irene Mihalic könnte es sich bei der verlinkten Äuße-
rung von Saskia Esken um diejenige gehandelt haben, in der sie Anfang Juni 2020 angab, Fälle 
wie der des George Floyd und Rassismus in der Polizei seien kein Einzelfall und auch die deut-
sche Polizei habe teils Probleme mit „latentem Rassismus“. In dieser Äußerung hatte sie die 
Einführung einer unabhängigen Stelle für die Bearbeitung von Fällen von Rassismus in der Po-
lizei gefordert.15 

                                                                  
11 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 116--186 
12 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 121-129 
13 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 131 
14 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 132-134 
15 ZEIT ONLINE, Saskia Esken: "Latenter Rassismus bei Sicherheitskräften auch in Deutschland", www.zeit.de 
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Nach dem Link beginnt der Verfasser mit einem Absatz, in der er unter massiver Verwendung 
von Schimpfwörtern und Fäkalsprache kritisiert, die Polizei wende Gewalt zu wenig gegen 
„Linke“ und Menschen mit Migrationshintergrund hingegen zu viel gegen „Rechte“ an.16 Im 
darauffolgenden Absatz wirft er den „nichtweissen“[sic!] diverse Straftaten und weiteres für 
Mitmenschen unangenehmes Verhalten vor.17 
Weiterhin wünsche er sich, dass keine Polizei in der Nähe sei, wenn Saskia Esken (oder je nach 
Interpretation auch Irene Mihalic) von Menschen mit Migrationshintergrund ausgeraubt und 
geschlagen würde.18 Er nennt die Empfängerin „weisse Nutte“ und dunkelhäutige Menschen 
„shitcoloured people“,19 spricht von Europa als „weissen Kontinent“ und hofft scheinbar auf 
eine Revolution, an der auch Polizisten und Soldaten mitwirken sollen. 20 
Daraufhin folgt die letzte Passage, die im folgenden Kapitel näher untersucht werden soll: 

 
Bei der Polizei und auch in Deutschland haben unverschäm te und inkom patible ( in jeder Hin-
sicht) neger und Orientalen und auch deutschfeindliches Linkes grobzeug NICHTS verloren! 
Heim atfeindliche grünfotzen wie Sie auch nicht!wer Deutschland nicht liebt\UND erhalten 
will,MUSS Deutschland VERLASSEN!bald ist es hoffentlich soweit! 
Im  kongo koennen Sie soviel kotkolben,grau schwarz wie SCHEISSE in Ihr schiefes loses m aul ste-
cken lassen..bis Ihnen die braune scheisse aus allen loechern und poren laeuft! Sie und Ihresglei-
chen...weisse nutten und tuntengetier m it giftgrünen weltbildern! 
We dont like the shitkallerd piipel! 
Deutsches Heim atrecht zaehlt![sic!]21 

 
 
 

2.2.2 E-Mail 10  
 
Die zweite E-Mail, die rechtlich eingeordnet werden soll, ist E-Mail 10. Sie wurde von dem Ver-
fasser an 22 Empfänger versandt; darunter 21 Politiker und Politikerinnen des Bundestages 
und die Poststelle des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.22 
Der Betreff lautet „100 Milliarden für die Bundeswehr: Merz (CDU) widerspricht den Grünen“.23 
Ein Link zu einem gleichnamigen Artikel auf einem Nachrichtenportal im Internet ist am Ende 
der E-Mail eingefügt.24 

                                                                  
16 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 136-149 
17 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 151-158 
18 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 160-161 
19 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 163-164 
20 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 165-169 
21 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 171-182 
22 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 206-223 
23 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 224-225 
24 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 230-232 
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Die E-Mail selbst ist mit 23 Wörtern eher kurz. Irene Mihalic wird als „eine der verwirrtesten 
Ideologen der GRÜNEN Sekte“ bezeichnet. Die Mitglieder ihrer Partei werden weiter als „Nichts-
könner“ betitelt, die das „Geld der Steuerzahler weltweit verteilen“. Im Anschluss schreibt der 
Verfasser „So Zeug gehört politisch weg!!!“. 25 

 
 
 
  

                                                                  
25 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 227-229 
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3 Die Strafbarkeit exemplarischer Hassmails 
vor der Einführung des § 192a StGB 

 
Im Folgenden soll nun eine mögliche Strafbarkeit von bestimmten Passagen der beiden oben 
beschriebenen E-Mails begutachtet werden.  
Näher betrachtet werden sollen dabei die Tatbestände der Volksverhetzung, der Beleidigung 
und der gegen Personen des politischen Lebens gerichtete Beleidigung, welche eine Qualifi-
kation zum Tatbestand der Beleidigung darstellt.26 
 
 
 

3.1  Strafbarkeit der E-Mail 8 
 
Der oben zitierte Abschnitt der E-Mail 8 wertet Menschen mit Migrationshintergrund, politisch 
„links“ ausgerichtete Personen, insbesondere wenn diese weiblich sind, und die Empfängerin 
in ihrer Rolle als Frau herab. Eine umfassende Begutachtung aller herabwürdigenden Äuße-
rungen in diesem Abschnitt würde den Rahmen dieser Arbeit übersteigen. 
Aufgrund der Fokussierung dieser Arbeit auf Hassmails gegen weibliche Politikerinnen soll 
hier die Passage bewertet werden, in der der Verfasser äußert, die Empfängerin solle sich „so-
viel kotkolben,grau schwarz wie SCHEISSE in Ihr schiefes loses m aul stecken lassen“[sic!] bis ihr 
„die braune scheisse aus allen loechern und poren laeuft“[sic!]. Im nächsten Satz werden sie 
und „ihresgleichen“ als „weisse nutte“[sic!] und „tuntengetier“[sic!] bezeichnet.27 
Zwar hat das Oberlandesgericht Köln mit Urteil vom 09. Juni 2020 entschieden, dass Frauen 
grundsätzlich auch als „Teile der Bevölkerung“ im Sinne des § 130 StGB erfasst sind.28 Den-
noch ist dieser Tatbestand aufgrund der Art der Versendung als E-Mail an, soweit ersichtlich, 
nur zwei volljährige Personen nicht erfüllt. Bezüglich Absatz 1 Nummer 2 scheitert es somit an 
dem Tatbestandsmerkmal „Störung des öffentlichen Friedens“, bezüglich Absatz 2 Nummer 
1 c) an den Tatbestandsmerkmalen „Verbreiten“ oder „der Öffentlichkeit zugänglich ma-
chen“. 
In Betracht kommt jedoch die Beleidigung gemäß § 185 StGB. Eine solche ist gegeben, wenn 
die Ehre des Betroffenen dadurch angegriffen wird, dass der Täter seine Missachtung oder 

                                                                  
26 Da es sich lediglich um eine exemplarische Bewertung handelt, werden die Tatzeiten und das damit verbundene 
Rückwirkungsverbot nicht beachtet. 
27 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 179-182 
28 OLG Köln - 1 RVs 77/20 -, Rn. 92 https://www.justiz.nrw.de/nrwe/olgs/koeln/j2020/1_RVs_77_20_Urteil_20200609.html, 
zuletzt abgerufen am 09.05.2022 
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Nichtachtung kundtut.29 Die Ehre einer Person ist verletzt, wenn ihr der eigene Geltungswert 
ganz oder teilweise abgesprochen wird.30 
Der Verfasser beschreibt sehr bildhaft und mit abwertenden Worten eine für die Empfängerin 
sehr herabwürdigende, fiktive Situation. Er bedient sich für diese Herabwürdigung einer sexu-
ellen Komponente. Der Ausdruck „Kotkolben“ wird in diesem Zusammenhang für das männli-
che Geschlechtsteil eines dunkelhäutigen Menschen stehen. Das mit Worten beschriebene 
Bild der sexuellen Handlung und der aus der Empfängerin der E-Mail laufenden Fäkalien ist 
zutiefst missachtend und kann selbst im Kontext der politischen Meinungsäußerung kaum 
dem Täter wohlwollend ausgelegt werden. Der Tatbestand der Beleidigung ist somit zunächst 
erfüllt. 
Jedoch muss nach teils vertretener Auffassung im Rahmen der Rechtfertigung eine Abwägung 
mit der Meinungsäußerungsfreiheit des Täters aus Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 1. Variante Grund-
gesetz stattfinden.31 Zum Teil wird ein Eingriff von Grundrechten wie der Meinungsfreiheit in 
das Recht der persönlichen Ehre allerdings verneint.32 Aspekte der Meinungsfreiheit sind in 
§193 StGB, der Wahrnehmung berechtigter Interessen, verankert.33 Dieser enthält besondere 
Rechtfertigungsgründe, unter anderem für die Beleidigung.34  
Im Falle von Formalbeleidigungen, Schmähkritik und Menschenwürdeverletzungen über-
wiegt der Schutz der Ehre in der Regel die Meinungsfreiheit.35 Eine Formalbeleidigung besteht, 
wenn das Wort an sich zu einer Beleidigung führt und den Beleidigten demütigt. Eine 
Schmähkritik zeichnet sich dadurch aus, dass eine Äußerung keinem sachlichen Zusammen-
hang, sondern lediglich der Diffamierung einer Person dient. Eine Menschenwürdeverletzung 
liegt vor, wenn einem Menschen der Kern der Persönlichkeit, der seine Würde ausmacht, 
durch eine Äußerung abgesprochen wird.36 
Insbesondere im Zusammenhang mit politischen Äußerungen sind „einprägsame und starke 
Formulierungen hinzunehmen“, so dass zum Teil ein höheres Maß an Ehrverletzungen tole-
riert werden muss.37 

                                                                  
29 Schneider in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 185, Rn. 13 
30 Rogall in SK-StGB, § 185, Rn. 9 
31 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 9; Rogall in SK-StGB, § 185, Rn. 23; Sinn in 
Satzger/Schluckebier/Widmaier, § 185, Rn. 21; Schneider in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 185, Rn. 23 
32 Zaczyk in NK-StGB § 185, Rn. 18 
33 Rogall in SK-StGB, § 185, Rn. 23 
34 Schneider in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 193, Rn. 1 
35 Rogall in SK-StGB, § 185, Rn. 23 
36 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 9 
37 Regge/Pegel in MüKo-StGB, § 193, Rn. 43 
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Die hier vom Verfasser der E-Mail genutzten Worte „Nutte“ und „Tuntengetier“ dürften als For-
malbeleidigung zu klassifizieren sein. Die davorstehende Passage der sexualisierten Herab-
würdigung der Empfängerin schließt sich an die zuvor geäußerte Aufforderung, das Land zu 
verlassen, an. Bei einer für den Täter wohlwollenden Auslegung könnte diese Herabwürdi-
gung als Stilmittel zur Unterstreichung seiner Forderungen interpretiert werden. Andererseits 
wird innerhalb dieses Satzes kein erkennbares Element der politischen Diskussion geäußert, 
so dass der Eindruck entsteht, die Intention dieser Äußerung liege allein in der Herabsetzung 
der Person. Nach hier vertretener Auffassung handelt es sich daher bei dieser Passage um eine 
Schmähkritik. 
Eine derart über die Grenzen jeden Anstands hinausgehende Herabwürdigung könnte zudem 
als Menschenwürdeverletzung aufgefasst werden, sofern die Äußerung dahingehend gedeu-
tet wird, dass die Empfängerin durch die bildliche Beschreibung einer sexuellen Handlung mit 
vielen Personen und dem zusätzlichen Fäkalbezug als Frau objektisiert und dadurch der Kern 
ihrer Persönlichkeit angegriffen wird.38 An dieser Stelle sind auch andere Deutungen und Auf-
fassungen vertretbar. Deshalb soll die Frage bezüglich der Menschenwürdeverletzung hier of-
fen gehalten werden. 
Aufgrund des Vorliegens einer Schmähkritik wäre somit die Abwägung der Meinungsfreiheit 
hinfällig39 und der § 185 StGB für diese Passage erfüllt. 
Die Qualifikation aus § 188 StGB kann vorliegend nicht einschlägig sein, da es wie oben darge-
legt aufgrund der Art der Versendung als E-Mail an den Tatbestandsmerkmalen „öffentlich“, 
„in einer Versammlung“ oder „durch Verbreiten eines Inhalts“ fehlt.  
 
 
 

3.2  Strafbarkeit der E-Mail 10 
 
Die E-Mail 10 zeichnet sich in Abgrenzung zu den anderen übersandten E-Mails durch ihren 
großen Empfängerkreis aus. Im Gegensatz zu E-Mail 8 ist diese E-Mail kurz gehalten, konkret 
themenbezogen und bedient sich eines formal unauffälligen Schreibstils.40 
Für eine Verwirklichung des Tatbestandes der Volksverhetzung wäre hier unter anderem ein 
Angriff auf die Menschenwürde erforderlich. 
Die vom Verfasser der E-Mail genutzten Bezeichnungen „verwirrt“, „Ideologen“ und „Nichts-
könner“ sowie die Bezeichnung einer politischen Partei als Sekte bewegen sich in einer recht 

                                                                  
38 Vgl. Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 9 
39 Schneider in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 185, Rn. 23 
40 Hassmails von Irene Mihalic, Anhang 2, Z. 203-232 
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weit vom Kern der Persönlichkeit entfernten Sphäre. Daher ist hier eine Menschenwürdever-
letzung nicht ersichtlich. 
Die Bezeichnung von Menschen als „Zeug“ objektisiert die betroffenen Personen und verletzt 
die Ehre damit nach hier vertretener Auffassung stärker als die zuvor genannten Begriffe. Da 
sich der Begriff jedoch nach konfliktarmer Auslegung41 auf die Partei als Institution beziehen 
könnte, kann auch hier eine Menschenwürdeverletzung nicht angenommen werden. 
Eine Strafbarkeit wegen Volksverhetzung kann somit nicht bestehen. Stattdessen kommt die 
Strafbarkeit wegen Beleidigung in Betracht. 
Der Verfasser drückt seine Missachtung gegenüber Irene Mihalic deutlich aus und teilt diese 
mit einem umfangreichen Empfängerkreis. Damit spricht er ihr ihren Geltungswert zumindest 
in der politischen Landschaft ab. So kann grundsätzlich von einer beleidigenden Äußerung 
ausgegangen werden. 
Bezüglich der Bewertung, ob eine Schmähkritik vorliegt, muss auch hier der thematische Be-
zug der oben genannten herabwürdigenden Bezeichnungen begutachtet werden. Im Gegen-
satz zu E-Mail 8 stehen diese in E-Mail 10 in engem inhaltlichem Zusammenhang mit der poli-
tischen Äußerung des Verfassers. Eine Schmähkritik liegt somit nicht vor.  
Auch eine Formalbeleidigung ist nicht ersichtlich, so dass eine konkrete Abwägung mit der 
Meinungsfreiheit erforderlich ist. 
Die Ehrverletzung wirkt durch die Versendung an eine Personengruppe, von der jede Person 
die diffamierenden Worte bezüglich Irene Mihalic lesen kann, deutlich schwerer, als wenn 
diese nur an Mihalic selbst gesendet worden wären. Die herabsetzenden Äußerungen sind 
zwar sachbezogen, eine Diskussion bezüglich dieser Themen wäre, je nach Sprachkompetenz 
des Verfassers,42 jedoch genauso ohne die Herabsetzung der Person oder die Versendung an 
eine Personengruppe möglich gewesen. 
Andererseits stellt die Meinungsfreiheit ebenfalls ein hochrangiges Grundrecht dar. Neben 
dem Inhalt der Meinungsäußerung ist dabei ebenfalls die Art der Äußerung oder das Verbrei-
ten geschützt, also auch das Versenden per E-Mail an viele verschiedene Personen.43 Gerade 
die Demokratie lebt auch von dem Austausch der Meinungen und der damit verbundenen 
freien Meinungsäußerung.44 
Ebenfalls zur Abwägung relevant können täterbezogene Erkenntnisse sein, wie die Ausdrucks-
fähigkeit und das subjektive Element der Tat. Diese Informationen stehen in diesem Fall nicht 
zur Verfügung. 

                                                                  
41 Pabst, S. 301 
42 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (993) 
43 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 6 
44 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 2 
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Daher sind hier beide Ansichten vertretbar. Ob ein Politiker eine solche Herabsetzung noch 
hinnehmen muss, müsste ein Gericht unter Einbeziehung aller vorliegenden Informationen 
bewerten. 
Für den Fall, dass hier eine Strafbarkeit wegen Beleidigung besteht, kommt auch die Qualifi-
kation aus § 188 StGB infrage.  
Zunächst müsste eine Person, die im politischen Leben des Volkes steht, beleidigt worden 
sein. Die Beleidigung wurde oben bereits thematisiert. Dass die Empfängerin der E-Mail, Irene 
Mihalic, als Mitglied des deutschen Bundestages im politischen Leben des Volkes steht, ist un-
problematisch gegeben.  
Anders als mit den übrigen neun E-Mails wurde mit dieser E-Mail ein größerer Empfängerkreis 
erreicht. 
Für das Tatbestandsmerkmal „Verbreiten“, welches eine mögliche Variante des § 188 StGB 
ausmacht, muss der Inhalt einem größeren Personenkreis zugänglich gemacht werden, der 
„für den Täter nicht mehr kontrollierbar ist“.45   
Schäfer und Anstötz nennen im Münchener Kommentar zum StGB die Versendung von E-Mails 
als zumindest grundsätzlich geeignete Ausprägung des Verbreitens, so dass hierdurch keine 
Probleme entstehen. 46 
In diesem Fall haben 21 Personen und die Poststelle des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend die E-Mail empfangen. Es ist anzunehmen, dass auf die offiziellen 
E-Mail-Adressen der Politiker jeweils, wie es bei Irene Mihalic der Fall ist, neben dem Politiker 
selbst auch seine Mitarbeiter Zugriff haben. Im Büro von Frau Mihalic arbeiten sechs Mitarbei-
ter.47 Bei der Annahme, dass dies ein üblicher Wert ist und dass jeder der Mitarbeiter Zugang 
zu dem E-Mail-Postfach hat, ergäbe das 147 Personen und eine unbestimmte Anzahl an Mitar-
beitern in der Poststelle. Bei dieser Berechnung wäre eine größere Personengruppe, die der 
Täter nicht überschauen kann, zu bejahen. Falls jedoch für jeden Politiker nur ein Mitarbeiter 
fest das E-Mail-Postfach betreut, ergäbe das nur 42 berechtigte Einzelpersonen. Bei dieser 
Zahl wäre fraglich, ob die Personengruppe als groß anzusehen ist. Da der Täter jedoch ver-
mutlich keine Vorstellungen bezüglich der Anzahl der Mitarbeiter hat, wäre diese kleinere 
Gruppe dennoch nicht für ihn überschaubar. 
Zudem müsste der Täter Vorsatz auf das Erreichen dieser, seiner Vorstellung nach größeren, 
Personengruppe gehabt haben. Er müsste in diesem Fall somit angenommen haben, dass 
auch Mitarbeiter die E-Mails von Politikern lesen. 

                                                                  
45 Regge/Pegel in MüKo-StGB, § 186, Rn. 37 
46 Stegbauer NStZ 2008, 73 (78); Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 74 
47 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 113-114 
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Ob dies dem Täter bewusst war, kann vorliegend nicht geklärt werden. Die Strafbarkeit hinge 
jedoch von dem Vorsatz des Täters ab, da der § 188 StGB keine Strafbarkeit eines fahrlässigen 
Pendants zum Verbreiten vorsieht. 
Als weiteres Tatbestandsmerkmal müsste die Tat geeignet sein, das öffentliche Wirken des 
Empfängers erheblich zu erschweren. Aufgrund der Formulierung einer Geeignetheitsklausel 
muss es nicht zu tatsächlichen Erschwerungen kommen. Diese liegen laut Aussage von Irene 
Mihalic nicht vor, da sie die E-Mails in der Regel nicht lese und zudem ihr Handeln nicht an die 
E-Mails anpasse.48 Allerdings haben solche E-Mails auf andere Politiker zum Teil mehr Einfluss. 
In diversen Fällen sind Kommunalpolitiker beispielsweise wegen ähnlichen Hassnachrichten 
zurückgetreten.49 Laut Irene Mihalic ändern zum Teil auch Politiker des Bundestages ihre po-
litischen Äußerungen wegen derartigen E-Mails. Besonders wegen des Versendens der E-Mail 
an einen großen Empfängerkreis ist eine Wirkung auf Politiker in solchen Fällen grundsätzlich 
denkbar und im Alltag gegeben, so dass eine Geeignetheit zur Erschwerung des öffentlichen 
Wirkens angenommen werden kann. 
Subjektiv verlangt der § 188 StGB neben dem Vorsatz des Täters bezüglich des Beleidigens 
und der Qualifikationsmerkmale, dass die Beleidigung aus Beweggründen begangen wurde, 
„die mit der Stellung des Beleidigten im öffentlichen Leben zusammenhängen“. Im vorliegen-
den Fall wird aus der E-Mail der Hass des Verfassers gegen die Partei Bündnis 90/Die Grünen 
und deren Mitglieder ersichtlich. Die herabsetzenden Äußerungen nehmen zudem eine politi-
sche Aussage zum Anlass und der Verfasser äußert sich in seiner Nachricht ebenfalls politisch. 
Die Ehrverletzungen sind in seine eigene politische Aussage eingebettet. Der Zusammenhang 
der Beweggründe des Verfassers mit der politischen Stellung von Irene Mihalic ist somit gege-
ben. 
Je nach Wertung der herabsetzenden Äußerungen als Beleidigung und je nach Vorstellung des 
Täters bezüglich des Tatbestandsmerkmals „Verbreiten“ könnte die E-Mail 10 somit im Sinne 
der §§ 185, 188 StGB strafbar sein. 
 
 
 
  

                                                                  
48 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 26, Z. 70-72 
49 Pohl, Hass-Angriffe auf Kommunalpolitiker/innen, 13.04.2022, www.kommunalwiki.boell.de 
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4 Hintergründe der Einführung des 
§ 192a StGB 

 
In vielen Fällen ist, wie im vorherigen Kapitel, eine Strafbarkeit von Hassmails wegen Beleidi-
gung möglich.  
Es tauchten jedoch in der Vergangenheit E-Mails auf, die ihre Empfänger in ihrer Ehre verletz-
ten, indem sie wie bei Varianten der Volksverhetzung bestimmte Gruppen, denen die Empfän-
ger angehören, beschimpften, böswillig verächtlich machten oder verleumdeten. Konkret ist 
hierbei von antisemitischen E-Mails an den Zentralrat der Juden die Rede.50  
Durch die Versendung per E-Mail war jedoch, wie in der Analyse der exemplarischen Hassmails 
erläutert, der Straftatbestand der Volksverhetzung nicht erfüllt.51 In diesen Fällen war es zu-
dem so, dass auch der Tatbestand der Beleidigung nicht erfüllt war, da keine konkrete Person 
kontaktiert wurde und eine Beleidigung unter Kollektivbezeichnung nur unter bestimmten, 
eingeschränkten Bedingungen möglich ist.52 Trotz der fehlenden persönlichen Zuordnung 
führt die Kenntnisnahme solcher Inhalte zu massiven Ehrverletzungen bis hin zur Menschen-
würdeverletzung der Betroffenen, wenn diese mit der verhetzten Gruppe über ein identitäts-
stiftendes Merkmal verbunden sind.53 
Um dieser Problematik Rechnung zu tragen, wurde die Einführung eines Straftatbestandes, 
der diese Strafbarkeitslücke schließen soll, als Maßnahme zur Bekämpfung von Rechtsextre-
mismus und Rassismus angedacht.54 
Das Beispiel, das die Gesetzeslücke sichtbar machte, stammte aus dem antisemitischen Be-
reich. Gleiche Konstellationen sind jedoch bei anderen Glaubensgemeinschaften oder ähnlich 
stark verbundenen Gruppen denkbar, wie zum Beispiel bei dem Versenden homophober In-
halte an homosexuelle Personen oder, nach hier vertretener Auffassung, auch bei dem Ver-
senden frauenfeindlicher Inhalte an Frauen. 
 
 
 
  

                                                                  
50 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 8 
51 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 9 
52 Eisele in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 10 
53 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (338) 
54 Wissenschaftliche Dienste, Sachstand WD 7 – 3000 – 005/21, S. 4 
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5 § 192a Strafgesetzbuch – verhetzende 
Beleidigung 

 
Bei dem § 192a StGB handelt es sich um den Tatbestand, der letztlich erlassen wurde, um die 
oben dargestellte Strafbarkeitslücke zu schließen. Im weiteren Verlauf sollen die Entstehungs-
geschichte des Tatbestandes und der Regelungsbereich näher betrachtet werden. 
 
 
 

5.1  Verfahren der Einführung 
 
Die Einführung eines Straftatbestandes wegen verhetzender Beleidigung wurde im November 
2020 im Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus vom zu-
ständigen Kabinettausschuss der Bundesregierung angestoßen.55 Sie wird hier neben dem 
Entwerfen eines Straftatbestandes für sogenannte „Feindeslisten“ und einer Überarbeitung 
in den Bereichen Cyberstalking und Schutz von Kommunalpolitikern als Maßnahme für das 
damalige Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz genannt.56 
Im Januar 2021 beschäftigten sich die wissenschaftlichen Dienste des Bundestages mit der 
Frage der Vereinbarkeit einer möglichen Ausgestaltung eines Tatbestandes „verhetzende Be-
leidigung“ mit dem Gleichheitsgebot aus Artikel 3 GG. Die damals untersuchte Ausgestaltung 
des Tatbestandes wich deutlich von der letztlich erlassenen Formulierung ab und zielte auf 
eine Beschränkung des geschützten Personenkreises auf vom Nationalsozialismus verfolgte 
Gruppen ab.57 
Im April 2021 verfasste die damalige Bundesregierung mit Drucksache 19/28678 einen Geset-
zesentwurf, der sich auf die ebenfalls im Maßnahmenkatalog angestoßene Strafbarkeit von 
„Feindeslisten“ beschränkte.58 Die „erste Beratung“ bezüglich dieses Gesetzesentwurfs fand 
am 22. April 2021 in einer Plenarsitzung des Bundestages statt. Es wurden zwei Reden vorge-
tragen und weitere zu Protokoll gegeben.59 Der bis dahin nicht im Gesetzesentwurf enthal-
tende mögliche Tatbestand der verhetzenden Beleidigung wurde nicht angesprochen. 

                                                                  
55 Wissenschaftliche Dienste, Sachstand WD 7 – 3000 – 005/21, S. 4 
56 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Maßnahmenkatalog des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechts-
extremismus und Rassismus, S. 6 
57 Wissenschaftliche Dienste, Sachstand WD 7 – 3000 – 005/21, S. 4 
58 Bundestagsdrucksache 19/28678 
59 Plenarprotokoll 19/224, Deutscher Bundestag, S. 28570-28572, 28603-28607 
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Der Gesetzesentwurf wurde federführend an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
überwiesen, sowie zusätzlich an den Ausschuss für Inneres und Heimat, den Ausschuss für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe und den Ausschuss Digitale Agenda.60 Gleichermaßen 
wurde mit der Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 
vom 12. Mai 2021 verfahren.61 
Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hatte am 14. April 2021 beschlossen, bezüg-
lich des Gesetzesentwurfes eine öffentliche Anhörung am 19. Mai 2021 zu veranstalten.62 
Am 14. Mai 2021 wurde durch den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz ein auf den 12. 
Mai 2021 datierter Änderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD zu dem Gesetzesent-
wurf der Bundesregierung als Ausschussdrucksache 19(6)246 veröffentlicht. Hier war nun 
auch die Einführung des § 192a StGB in seiner jetzigen Fassung und eines Straftatbestandes 
bezüglich der Verbreitung und des Besitzes von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kin-
dern vorgesehen.63 
Am 19. Mai 2021 fand die öffentliche Anhörung zu dem Gesetzesentwurf und dem Änderungs-
antrag unter Teilnahme von Sachverständigen statt. Nur vier der neun Sachverständigen äu-
ßerten sich in ihren schriftlichen Stellungnahmen zu dem erst wenige Tage zuvor im Ände-
rungsantrag „nachgereichten“ Entwurf des § 192a StGB. Dies wurde durch die Sachverständi-
gen teils mit dem geringen zeitlichen Vorlauf begründet.64 
In der Beschlussempfehlung vom 22. Juni 2021 formulierte der Ausschuss für Recht und Ver-
braucherschutz seine Ausarbeitung des Gesetzesentwurfs mit Begründung. Die Änderungen 
des Änderungsantrages wurden dabei berücksichtigt.65 
Der federführend beratende Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz sowie die mitbera-
tenden Ausschüsse empfahlen die Annahme des Gesetzesentwurfes ausschließlich mit den 
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU und SPD. Die übrigen Fraktionen stimmten in allen Aus-
schüssen gegen den Entwurf, enthielten sich oder waren abwesend.66 
In einem vom Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz am 23. Juni 2021 veröffentlichten 
Bericht zu dem in Rede stehenden Gesetzesentwurf befanden sich neben den Stellungnah-
men der Ausschüsse, dem Beratungsverlauf und den Beratungsergebnissen des Ausschusses 
für Recht und Verbraucherschutz auch Stellungnahmen von dessen Fraktionen.67 

                                                                  
60 Plenarprotokoll 19/224, Deutscher Bundestag, S. 28572 
61 Bundestagsdrucksache 19/29997, S. 4 
62 Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 3 
63 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 2f 
64 Golla in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 56 
65 Bundestagsdrucksache 19/30943 
66 Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 2ff 
67 Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 2f, 7f 
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Diese Stellungnahmen fielen sehr unterschiedlich aus. Während die damaligen Regierungs-
parteien CDU/CSU und SPD den Entwurf für sehr positiv befanden, gab es von den Oppositi-
onsparteien verschiedene Einwände. 
Neben inhaltlichen Bedenken der einzelnen Fraktionen wurde von der Fraktion FDP kritisiert, 
das Gesetzgebungsverfahren werde von CDU/CSU und SPD „mit größter Eile betrieben“, ob-
wohl es einer „gründlichen und ausführlichen Diskussion bedurft“ habe. Die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen merkte an, es handele sich um ein „Sammelsurium verschiedener Regelungen“ 
und der Änderungsantrag sei unmittelbar vor der Sitzung eingebracht worden. Auch die Frak-
tion Die Linke kritisierte, dass der Änderungsantrag „erst am Tag der Ausschusssitzung ver-
teilt“ worden sei.68 
In der Plenarsitzung am 23. Juni 2021 stand an Tagesordnungspunkt 27b die zweite und dritte 
Beratung bezüglich des Gesetzesentwurfes an. Zunächst hielt ein Abgeordneter der AFD eine 
Rede bezüglich der Beschlussempfehlung. Sieben weitere Abgeordnete gaben ihre Reden zu 
Protokoll. Die Reden entsprachen inhaltlich größtenteils der schon im Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz getätigten Stellungnahmen der jeweiligen Fraktionen.69 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte eine getrennte Abstimmung über die verschiedenen 
Abschnitte des Gesetzesentwurfes beantragt.  
Bei der Abstimmung bezüglich Artikel 1 Nummer 9 der Ausschussfassung, der den Tatbestand 
verhetzende Beleidigung enthielt, stimmten nur die Regierungsparteien CDU/CSU und SPD 
zu. Die Fraktion AFD stimmte dagegen, die Fraktionen Die Linke, FDP und Bündnis 90/Die Grü-
nen enthielten sich.  
Das bedeutete, dass dieser Abschnitt in der zweiten Beratung angenommen wurde, ebenso 
wie die übrigen Abschnitte des Gesetzesentwurfes.  
Damit kam es zur „dritten Beratung und Schlussabstimmung“, in der über den Gesetzesent-
wurf im Gesamten abgestimmt wurde. Hierbei stimmten die Regierungsparteien für den Ent-
wurf, alle übrigen Parteien stimmten dagegen. Damit war der Gesetzesentwurf angenom-
men.70 
Der Bundesrat segnete das Gesetz am 25. Juni 2021 ab.71 Mit Änderungsgesetz vom 14. Sep-
tember 2021 wurde der § 192a StGB, gemeinsam mit den weiteren Normen der Beschlussemp-
fehlung, erlassen und trat am 22. September 2021 in Kraft.72 
 

                                                                  
68 Ebd. 
69 Plenarprotokoll 19/236, Deutscher Bundestag, S. 30751-30837 
70 Plenarprotokoll 19/236, Deutscher Bundestag, S. 30753 
71 Plenarprotokoll 1006, Bundesrat, S. 59 
72 BGBl. I 2021 S. 4250, 
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s4250.pdf%27%5D__165212249
0347, zuletzt abgerufen am 09.05.2022 
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5.2 Tatbestand des § 192a StGB 
 
Im Folgenden soll nun der Tatbestand des § 192a StGB näher betrachtet werden. 
Die Norm stellt in der Gesamtbetrachtung das unaufgeforderte Gelangenlassen eines verhet-
zenden Inhaltes an eine Person, die einer bestimmten Gruppe angehört, unter Strafe. 
 
 
 

5.2.1 Der Begriff des Inhalts 
 
Der Begriff des Inhalts ist in § 11 Abs. 3 StGB legaldefiniert. Er löste am 1. Januar 2021 den 
zuvor üblichen Begriff der Schrift in den entsprechenden Delikten ab, um das Strafrecht auf 
einen der Modernität gerechten Stand zu bringen.73 Der § 192a StGB wurde nach Einführung 
des Inhaltsbegriffs erlassen und beinhaltet diesen somit schon seit seinem Inkrafttreten.  
Ein Inhalt kann gemäß § 11 Abs. 3 StGB zum einen in Schriften, Ton- und Bildträgern, Daten-
speichern, Abbildungen und weiteren Verkörperungen enthalten sein. Zum anderen kann er 
auch mittels Informations- oder Kommunikationstechnik übertragen werden, wobei eine et-
waige Speicherung des Inhalts unerheblich ist. 
Erfasst sind somit neben herkömmlichen Briefen unter anderem auch E-Mails, Text- und 
Sprachnachrichten zum Beispiel in Messengerdiensten oder grundsätzlich auch Postings in 
sozialen Netzwerken. Auch Live-Übertragungen wie Videochats und Telefonate fallen unter 
den Inhaltsbegriff.74  
Durch die Nutzung des Wortes „übertragen“ grenzt sich der Inhaltsbegriff vom rein gesproche-
nen Wort oder dessen technischer Verstärkung ab, wie sie zum Beispiel über Mikrophone und 
Lautsprecher möglich ist.75 Im Widerspruch dazu steht die Verwendung der Phrase „in schrift-
licher und (fern-)mündlicher Form“, die sowohl im Änderungsantrag als auch im Bericht zu 
dem Gesetzesentwurf genutzt wird.76 Ein möglicher Erklärungsansatz zielt auf die Unterschei-
dung von verlesenen Inhalten und freien Äußerungen ab. Hierbei läge jedoch die Grenze zwi-
schen strafbaren und straflosen Aussagen unverständlich nahe beieinander.77 
 
 

                                                                  
73 Kriminalpolitische Zeitschrift, Modernisierung des Schriftenbegriffs und anderer Begriffe sowie Erweiterung der Strafbarkeit 
nach den §§ 86, 86a, 111 und 130 des Strafgesetzbuches bei Handlungen im Ausland, 04.09.2019, www.kripoz.de 
74 Bundestagsdrucksache 19/19859, S.26 
75 Ebd. 
76 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 9; Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 15 
77 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (988f) 
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5.2.2 Die Eignung, die Menschenwürde anzugreifen 
 
Der betreffende Inhalt muss geeignet sein, die Menschenwürde anderer anzugreifen.  
Ein Angriff auf die Menschenwürde ist nicht schon allein durch eine Verletzung der Ehre gege-
ben. Er ist vielmehr dadurch gekennzeichnet, dass Betroffene „in ihren grundlegenden Le-
bensrechten als gleichwertige Persönlichkeiten in der Gemeinschaft“ verletzt werden, 
wodurch es zu einer Abwertung im Kern ihrer Persönlichkeit kommt.78  
Eine gruppenbezogene Äußerung kann dann die Menschenwürde eines Einzelnen verletzen, 
wenn eine besondere Verbindung des Einzelnen zu dieser Gruppe aufgrund eines identitäts-
stiftenden Merkmals besteht. Damit ergibt sich aus der Eignungsklausel das Erfordernis einer 
speziellen Verbundenheit des Einzelnen zu der Gruppe, wodurch der tatbestandlich umfasste 
Bereich zusätzlich begrenzt wird.79 
Da sich die Eignung, die Menschenwürde anzugreifen, auf den Begriff des Inhalts bezieht, 
muss sich dieser Angriff auf die Würde des Empfängers aus dem objektiven Sinngehalt des 
Inhalts ergeben, so dass er für einen unabhängigen Betrachter erkennbar ist.80 Dabei sollen 
zudem die Art des Inhalts und die Begleitumstände mit einbezogen werden.81 
§ 192a StGB stellt im Gegensatz zu den verschiedenen Regelungen des § 130 StGB darauf ab, 
dass die Menschenwürdeverletzung durch die Konfrontation mit dem Inhalt geschehen kann. 
Damit ist zusätzlich zur Existenz des Inhalts noch eine Handlung des Täters nötig, so dass an 
den Inhalt selbst nur das Erfordernis der Eignung eines Angriffes auf die Menschenwürde ge-
stellt werden kann, nicht das Erfordernis eines tatsächlichen Erfolgs.82 
Insbesondere in Anbetracht konkurrierender Grundrechte muss das Tatbestandsmerkmal der 
Eignung zum Angriff auf die Menschenwürde restriktiv ausgelegt werden.83 Dies soll jedoch 
später in Rahmen der Meinungsfreiheit konkreter thematisiert werden. 
 
 
 
 
  

                                                                  
78 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 50; BVerfG NStZ 2001 26 (28)  
79 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (338) 
80 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (993) 
81 Valerius in BeckOK-StGB, § 192a, Rn. 4 
82 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (338) 
83 Kubiciel in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 84 
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5.2.3 Verwerfliche Inhaltsformen 
 
Die Eignung zum Angriff auf die Menschenwürde muss dadurch gegeben sein, dass eine be-
stimmte Gruppe oder ein Einzelner wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Gruppe beschimpft, 
böswillig verächtlich gemacht oder verleumdet wird. Diese Begriffe entsprechen denen aus § 
130 Absatz 2 Nummer 1 c) StGB 84 und können als verwerfliche Inhaltsformen zusammenge-
fasst werden.85 Sie müssen sich nicht auf den Empfänger beziehen. Es reicht ein Bezug auf die 
Gruppe, der jener angehört.86 
Beschimpfen bedeutet die „nach Inhalt oder Form besonders verletzende Äußerung der Miss-
achtung“. Ob diese mittels einer Tatsachenbehauptung oder eines Werturteils geäußert wird, 
ist unerheblich. 87 Das verletzende Element kann sich dabei aus der Ausdrucksweise oder aus 
einem inhaltlichen Vorwurf ergeben.88 
Abzugrenzen ist das Beschimpfen von scharfer Kritik, wobei ihre Sachlichkeit oder Berechti-
gung unerheblich sind. Ob es sich um ein Beschimpfen handelt, muss aus dem Blickwinkel 
eines objektiven Durchschnittsmenschen, auch in Anbetracht des Zusammenhangs der Äuße-
rung, bewertet werden.89 
Jemand wird verächtlich gemacht, wenn er als der Achtung der Gesellschaft unwürdig oder 
unwert dargestellt wird.90 Ebenso wie das Beschimpfen kann auch das Verächtlichmachen 
durch Tatsachenbehauptungen oder Werturteile geschehen. 91 
Durch den zusätzlichen Begriff der subjektiven Böswilligkeit soll die Strafbarkeit auf diejeni-
gen Fälle beschränkt werden, in denen der Täter „aus niederträchtiger, bewusst feindseliger 
Gesinnung“ handelt oder aus verwerflichen Beweggründen zu seinem Handeln motiviert ist. 
Zur Beurteilung der Böswilligkeit können sowohl der Inhalt der Aussage selbst als auch die 
Begleitumstände berücksichtigt werden. 92 
Der Begriff Verleumden ist angelehnt an den Tatbestand § 187 StGB und bedeutet in diesem 
Zusammenhang, dass wissentlich unwahre Tatsachenbehauptungen aufgestellt oder verbrei-
tet werden.93 Diese Tatsachenbehauptungen müssen geeignet sein, das Opfer beziehungs-

                                                                  
84 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 9 
85 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (992) 
86 Eisele in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 54 
87 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 51 
88 Krupna in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 130, Rn. 6 
89 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 51 
90 Rackow in BeckOK-StGB, § 130, Rn. 20; Krupna in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 130, Rn. 6 
91 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 52 
92 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 52, 101 
93 Fischer, § 130, Rn. 11; Krupna in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 130, Rn. 6 
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weise die Gruppe in Geltung und Ansehen herabzuwürdigen. Eine Tatbegehung durch das Äu-
ßern von Werturteilen ist hierbei nicht möglich. Wichtig ist, dass sich das Verleumden nicht 
ausschließlich auf den Einzelnen bezieht, sondern dass die Gruppe, der er angehört, ebenfalls 
Bezugspunkt des Verleumdens ist.94 
 
 
 

5.2.4 Geschützte Gruppen 
 
Gegenstand der verwerflichen Inhaltsformen muss eine bestimmte Gruppe oder ein Einzelner 
wegen seiner Zugehörigkeit zu einer solchen Gruppe sein. Eine Gruppe ist eine Mehrzahl von 
Menschen, die durch „gemeinsame Merkmale und deren subjektive Entsprechung“ verbun-
den sind und sich durch diese gemeinsamen Merkmale von anderen Personenmehrheiten un-
terscheiden.95 
Die Auswahl, welche Gruppen von § 192a StGB erfasst sein sollen, nannte Eisele in seiner 
schriftlichen Stellungnahme und in seiner Äußerung während der Sachverständigenanhörung 
eine „politische Entscheidung“.96 
Im § 192a StGB hat der Gesetzgeber eine von § 130 StGB abweichende Aufzählung an Gruppen 
erlassen, obwohl in der Begründung des Änderungsantrages und des Berichtes zu dem Geset-
zesentwurf ausdrücklich geäußert wurde, dass eine Strafbarkeit von Inhalten, die in anderen 
Fallkonstellationen wegen Volksverhetzung strafbar wären, „nun auch in einem Zweiperso-
nen-Verhältnis oder in Bezug auf einen geschlossenen Personenkreis“97 angestrebt werde. 
§ 192a StGB nennt zunächst die durch ihre nationale, rassische, religiöse oder ethnische Her-
kunft bestimmte Gruppe. Der § 130 StGB nennt im Vergleich dazu die nationale, rassische oder 
religiöse Gruppe oder die durch ihre ethnische Herkunft bestimmte Gruppe.  
Das bedeutet, während der Begriff „Herkunft“ bei § 130 StGB nur im Zusammenhang mit der 
Ethnie genannt wird, werden bei § 192a StGB die Begriffe „national“, „rassisch“ und „religiös“ 
ebenfalls an den Begriff geknüpft. Ob zum Beispiel eine „rassische Gruppe“ einen anderen 
Umfang hat als eine „durch ihre rassische Herkunft bestimmte Gruppe“, wird unterschiedlich 
interpretiert.  

                                                                  
94 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 53 
95 Schäfer/Anstötz in MüKo-StGB, § 130, Rn. 28; Krupna in Dölling/Duttke/König/Rössner, § 130, Rn. 4 
96 Eisele in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 10, 54 
97 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 9; Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 15  
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Während die bisherige Literatur in der veränderten Formulierung keine relevante inhaltliche 
Differenz sieht,98 wurde diese von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowohl im Gesetzge-
bungsverfahren als auch in der Rückschau als nicht kongruent und dadurch möglicherweise 
problematisch bewertet.99  
Zudem ist der Begriff „Rasse“ an sich kritikbehaftet und eine Diskussion bezüglich der Strei-
chung des Begriffes aus dem Grundgesetz wurde schon begonnen.100 Die Bundesregierung äu-
ßerte diesbezüglich jedoch, dass sie mit der weiteren Nutzung des Begriffes das Ergebnis der 
Diskussion nicht vorweggreifen wolle.101 
Der in § 130 StGB verwendete Begriff „Teile der Bevölkerung“, der recht offen ausgelegt wer-
den und somit unter anderem auch durch ihr Geschlecht definierte Gruppen102 oder politische 
Parteien umfassen kann, fehlt in § 192a StGB. Stattdessen sind hier durch ihre Weltanschau-
ung, Behinderung oder sexuelle Orientierung bestimmte Gruppen inbegriffen. 
Die Begriffe „national“, „rassisch“, „religiös“ und „ethnisch“ bedürfen keiner näheren Ausle-
gung, da sie schon durch den § 130 StGB etabliert sind. Hingegen sind die Begriffe Weltan-
schauung, Behinderung und sexuelle Orientierung noch nicht etabliert und somit noch dis-
kussionsbedürftig.  
Der Begriff Weltanschauung kann, sofern seine Auslegung nicht näher begrenzt wird, nahezu 
jede Lebenseinstellung eines Menschen umfassen. Da dies eine ausufernde Strafbarkeit zur 
Folge hätte, müssen hier noch Maßstäbe zur Auslegung entwickelt werden. Zunächst ist die-
ses Tatbestandsmerkmal in Anbetracht des konkurrierenden Grundrechts der Meinungsfrei-
heit im Rahmen der Wechselwirkungslehre ebenso restriktiv auszulegen, wie dies bei der Eig-
nung zum Angriff auf die Menschenwürde erforderlich ist.103 
Der Begriff der Behinderung wird im Strafgesetzbuch im Rahmen der schweren Körperverlet-
zung gemäß § 226 StGB verwendet. In diesem Zusammenhang beinhaltet er lediglich geistige 
Behinderungen. Im Gegensatz zu § 192a StGB sind im § 226 StGB jedoch verschiedene körper-
liche Behinderungen in einer differenzierteren Ausgestaltung ebenfalls enthalten. 104 Da anzu-
nehmen ist, dass die Gruppe der körperlich behinderten Menschen eine ähnliche „Verbunden-
heit durch Verwundbarkeit“105 besitzt, wie die der geistig behinderten Menschen, dürfte das 

                                                                  
98 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (989); Valerius in BeckOK-StGB, § 192a, Rn. 5; Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (339) 
99 Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 7; Bayram in Plenarprotokoll 19/236, Deutscher Bundestag, S. 30837; Interview mit Dr. 
Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, S. 61, Z. 213-225 
100 Norddeutscher Rundfunk, Bundesregierung einig Kein "Rasse" mehr im Grundgesetz, 05.03.2021, www.tagesschau.de 
101 Bundestagsdrucksache 19/31438, S. 58 
102 OLG Köln - 1 RVs 77/20 -, Rn. 92 https://www.justiz.nrw.de/nrwe/olgs/koeln/j2020/1_RVs_77_20_Urteil_20200609.html, 
zuletzt abgerufen am 09.05.2022 
103 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (989f) 
104 Hardtung in MüKo-StGB, § 226, Rn. 40 
105 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (339) 
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Merkmal Behinderung im § 192a StGB sowohl geistig als auch körperlich behinderte Men-
schen inkludieren.106 
Die sexuelle Orientierung beschreibt, wozu sich Personen hingezogen fühlen, das heißt deren 
sexuelle Präferenzen. Sie ist Teil der sexuellen Identität, in der nach teils vertretener Ansicht 
jedoch auch die Geschlechtsidentität mit inbegriffen ist. Zum Teil werden die Begriffe sexuelle 
Orientierung und sexuelle Identität jedoch auch gleichgestellt. 107 
Durch die Wahl des Begriffes „Orientierung“ statt „Identität“ beschränkt der Gesetzgeber den 
Anwendungsbereich und „teilt“ damit die „LGBTQIA“-Szene in vor verhetzender Beleidigung 
geschützte und nicht-geschützte Gruppen. So sind beispielsweise homosexuelle, bisexuelle, 
pansexuelle oder asexuelle Menschen geschützt - transgeschlechtliche, intersexuelle und 
nicht-binäre Personen sowie „Cis-Frauen“108 jedoch nicht.109 Diese Teilung wurde während des 
Gesetzgebungsprozesses und auch seit Erlass des Gesetzes schon vielfach kritisiert und hin-
terfragt.110  
Schon in der Äußerung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Bericht zu dem Gesetzesent-
wurf wurde das Fehlen des Merkmals Geschlecht angemerkt. In der Äußerung der CDU/CSU 
hieß es diesbezüglich, der Inhalt des § 192a StGB sei „sehr sorgfältig und mit fachkundiger Be-
ratung“ erarbeitet worden und „erfasse zielgenau die Intention des Vorhabens“. Die fachkun-
dige Beratung meine dabei den Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches Leben in 
Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus.111 In Anbetracht dessen, dass der Straf-
tatbestand verhetzende Beleidigung im Rahmen des Maßnahmenkataloges zur Bekämpfung 
von Rechtsextremismus und Rassismus erstellt wurde, wird es sich hierbei um die angespro-
chene „Intention des Vorhabens“ gehandelt haben.  
Canan Bayram, Abgeordnete der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Angehörige des Aus-
schusses für Recht und Verbraucherschutz stellte im Juli 2021 eine schriftliche Frage an die 
Bundesregierung bezüglich des § 192a StGB. Sie fragte hierbei unter anderem, weshalb das 
Geschlecht nicht als geschützte Gruppe mit einbezogen worden sei. Die Antwort der Bundes-
regierung lautete diesbezüglich lediglich „Aufzählung und Formulierung der in § 192a StGB-
neu genannten Kriterien waren Gegenstand der Beratungen der Koalitionsfraktionen.“112 Hin-
tergründe oder Argumente dieser Beratungen lieferte sie nicht. 

                                                                  
106 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (991) 
107 Kischel in BeckOK-GG, Artikel 3, Rn. 130.1 
108 Als „Cis-Frauen“ werden Frauen bezeichnet, die schon mit einem weiblichen Körper geboren wurden. 
109 Klein, Verhetzende Beleidigung Neue Straftat beschlossen – Trans und Inter nicht geschützt, 28.06.2021, www.queer.de 
110 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (339f); Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (991); Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 
12.04.2022, Anhang 1, S. 61, Z. 210-212, S. 63, Z. 268-269; Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 7; Bayram in Plenarprotokoll 19/236, 
Deutscher Bundestag, S. 30837 
111 Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 8 
112 Bundestagsdrucksache 19/31438, S. 58 
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Auch Irene Mihalic gab im Interview an, sie habe mit Vertretern des damaligen Ausschusses 
gesprochen. Diese hätten angegeben, in der Beratung bezüglich des Paragrafen mehrfach das 
Thema Geschlecht aufgegriffen zu haben, jedoch keine Antwort erhalten zu haben.113 
Sie halte es für möglich, dass diese Diskrepanz nachgebessert werde, falls es in der Rechtspre-
chung dadurch zu Strafbarkeitslücken komme.114 Auch Ebner und Kulhanek äußern, dass eine 
Korrektur sinnvoll sein könne.115 
 
 
 

5.2.5 Das unaufgeforderte Gelangenlassen  
 
Als Tathandlung muss der Täter den Inhalt an eine gruppenangehörige Person gelangen las-
sen. Das Tatbestandsmerkmal Gelangenlassen ist im Strafgesetzbuch schon in § 184 Absatz 1 
Nummer 6 StGB vertreten und hat seine Begründung darin, den Empfänger davor zu schützen, 
ungewollt mit entsprechenden Inhalten konfrontiert zu werden.116 Kubiciel sah im Rahmen 
seiner schriftlichen Stellungnahme in der Wahl des Gelangenlassens, und damit der Vorverla-
gerung der Strafbarkeit, keine Notwendigkeit und riet in seiner mündlichen Äußerung dazu, 
diese Entscheidung nochmals zu überdenken.117 Auch Nussbaum kritisierte diese Entschei-
dung.118 
Das Gelangenlassen ist erfüllt, wenn es dem Empfänger möglich war, den Inhalt zur Kenntnis 
zu nehmen.119 Dies ist der Fall, wenn der Inhalt in den Machtbereich des Empfängers gelangt 
ist.120 In Anbetracht dessen, dass beispielsweise Telefonate unter den Inhaltsbegriff fallen, ist 
das Tatbestandsmerkmal in Bezug auf diesen Machtbereich jedoch nicht zu eng auszule-
gen.121 Eine tatsächliche Kenntnisnahme des Empfängers ist nicht erforderlich.122 
Beispiele für erfolgreiches Gelangenlassen sind zum Beispiel der Einwurf des Inhalts in den 
Briefkasten des Empfängers, das Versenden einer E-Mail oder eines Inhalts per Textnach-
richt.123 Bezüglich der E-Mail ist anzumerken, dass das Gelangenlassen nicht erfüllt ist, sofern 

                                                                  
113 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 253-262 
114 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, Z. 275-277, Z. 354-360 
115 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (991 
116 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 9 
117 Kubiciel in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 16, 85 
118 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (342) 
119 Hörnle in MüKo-StGB, § 184, Rn. 65 
120 Ziegler in BeckOK-StGB, § 184, Rn. 20 
121 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (340) 
122 Eisele in Schönke/Schröder, § 184, Rn. 52 
123 Hörnle in MüKo-StGB, § 184, Rn. 65 
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lediglich ein Link versendet wird, der durch den Empfänger noch aktiv geöffnet werden 
müsste.124  
Gleiches gilt für eine Website, die noch aktiv aufgerufen werden muss125 oder ein allgemein 
gehaltenes „Posting“ in sozialen Netzwerken, wenn der Empfänger dabei nicht konkretisiert 
ist.126 Nussbaum ist bezüglich der letztgenannten „öffentlichen“ Formen des Gelangenlassens 
anderer Ansicht und sieht den Willen des Gesetzgebers in der Erfassung von lediglich nicht-
öffentlichen Kommunikationsformen.127 
Das Gelangenlassen kann auch in Form eines Unterlassens geschehen, beispielsweise wenn 
Inhalte in einem persönlich zugewiesenen Bereich hinterlassen werden. Ein Beispiel für einen 
solchen Bereich wäre die Wohnung des Empfängers.128  
Auch wenn der Täter die Kenntnisnahme des Empfängers im Nachhinein verhindert, verän-
dert das nicht die Strafbarkeit durch das vorherige Gelangenlassen.129 Ebenfalls unerheblich 
ist, ob der Täter zuvor selbst Gewahrsam an dem Inhalt hatte oder ob er lediglich für die Über-
sendung sorgt130 und ob er sich als den geistigen Urheber des Inhalts ansieht.131 
Das Gelangenlassen muss ohne vorherige Aufforderung geschehen. Eine etwaige Aufforde-
rung kann ausdrücklich oder konkludent vorgenommen werden, müsste aber in jedem Fall 
vor dem Gelangenlassen kundgetan werden. Eine nachträgliche Einwilligung schließt den Tat-
bestand ebenso wenig aus, wie ein vermutetes Einverständnis.132 
 
 
 

5.2.6 Adressat des Gelangenlassens 
 
Die Person, an die der Täter den verhetzenden Inhalt gelangen lässt, muss einer der vorbe-
zeichneten Gruppen angehören. Damit ist das Zusenden des Inhaltes an jede andere Person 
nicht von § 192a StGB erfasst.133 

                                                                  
124 Ziegler in BeckOK-StGB, § 184, Rn. 20 
125 Hörnle in MüKo-StGB, § 184, Rn. 65 
126 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (997) 
127 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (340) 
128 Eisele in Schönke/Schröder, § 184, Rn. 52 
129 Hörnle in MüKo-StGB, § 184, Rn. 65 
130 Hörnle in MüKo-StGB, § 184, Rn. 67 
131 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (340) 
132 Hörnle in MüKo-StGB, § 184, Rn. 66 
133 Wutke in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 109 
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In der im Januar 2021 zuerst beurteilten Version des Tatbestandes war vorgesehen, Angehö-
rige der jetzt geschützten Empfänger ebenfalls in den geschützten Personenkreis mit aufzu-
nehmen.134 Angesichts dessen, dass der § 192a StGB mit der Menschenwürde ein höchstper-
sönliches und zudem in der Abwägung schwerwiegendes Schutzgut innehat, ist jedoch die 
letztendlich erlassene Formulierung als angebracht zu betrachten.135 
Gegebenenfalls ist darüber nachzudenken, wie es sich mit Äußerungen verhält, die der Emp-
fänger ganz persönlich als Einzelperson, zum Beispiel aufgrund einer konkreten Aussage er-
hält, und nicht als Teil der Gruppe, der er angehört. Gerade wenn sich der Empfänger zuvor 
einer ähnlich „derben“ Wortwahl bediente sehen Ebner und Kulhanek in diesem Punkt diffe-
renzierungsbedarf.136 
 
 
 

5.2.7 Subjektiver Tatbestand 
 
Da der Gesetzestext an den subjektiven Tatbestand keine näheren Anforderungen stellt, ge-
nügt dolus eventualis auf die Tatbestandsmerkmale Gelangenlassen, Zugehörigkeit des Emp-
fängers zu einer der Gruppen und der fehlenden Aufforderung. Insbesondere wenn dem Täter 
die Gruppenzugehörigkeit des Empfängers nicht bewusst ist oder er irrig von einer Aufforde-
rung zum Zugang des Inhalts ausgeht, kann ein vorsatzausschließender Tatumstandsirrtum 
gemäß § 16 Absatz 1 Satz 1 StGB vorliegen.137 
Bezüglich des Erfordernisses von Vorsatz auf die Eignung zum Angriff auf die Menschenwürde 
teilen sich die Meinungen; während Valerius hierbei keinen Vorsatz verlangt,138 erwarten Ebner 
und Kulhanek eine Parallelwertung in der Laiensphäre, ebenso wie zum Beispiel für das bös-
willige Verächtlichmachen. Das bedeutet, dass der Täter die Umstände kennen muss, die hin-
ter den abstrakt formulierten Tatbestandsmerkmalen stehen. 139 

 
 
 
 

                                                                  
134 Wissenschaftliche Dienste, Sachstand WD 7 – 3000 – 005/21, S. 4 
135 Vgl. Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (997) 
136 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (996) 
137 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (999f) 
138 Valerius in BeckOK-StGB, § 192a, Rn. 8 
139 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (999) 
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5.2.8 Ergänzende Bestimmungen 
 
Mit der Einführung des § 192a StGB ergaben sich ebenfalls Änderungen in den nachfolgenden 
Regelungen des 14. Abschnittes des StGB, dem der § 192a StGB angehört. 
Zum einen wurde die verhetzende Beleidigung in den Katalog des § 193 StGB aufgenommen. 
Dieser enthält, wie oben erwähnt, besondere Rechtfertigungsgründe in der Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen. Ein berechtigtes Interesse für die Weiterleitung eines zum Angriff auf die 
Menschenwürde geeigneten Inhalts wird jedoch nur in seltenen Fällen gegeben sein.140 
Des Weiteren verweist nun auch § 194 StGB auf den Tatbestand der verhetzenden Beleidi-
gung. Hier wird geregelt, dass es sich um ein relatives Antragsdelikt handelt, dass also unab-
hängig davon, ob der Betroffene einen Strafantrag stellt, die Tat bei besonderem öffentlichem 
Interesse dennoch verfolgt wird. Diesbezüglich hat der Betroffene jedoch ein Widerspruchs-
recht, dass er, sobald er es in Anspruch genommen hat, nicht widerrufen kann. Im Falle des 
Todes des Betroffenen gehen diese Rechte an seine Angehörigen über. 
 
 
 
  

                                                                  
140 Valerius in BeckOK-StGB, § 192a, Rn. 9 
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6 Die Strafbarkeit exemplarischer Hassmails 
nach der Einführung des § 192a StGB 

 
An dieser Stelle sollen nun die beiden zuvor anhand der veralteten Rechtslage bewerteten E-
Mails auf die Strafbarkeit gemäß § 192a StGB hin untersucht werden.141 
 
 
 

6.1  Strafbarkeit der E-Mail 8 
 
Schon unter Kapitel 5.2.1 wurde der Begriff des Inhalts erläutert und festgestellt, dass E-Mails 
von diesem erfasst sind. 
Die E-Mail müsste eine der geschützten Gruppen oder Einzelne wegen ihrer Zugehörigkeit zu 
einer der Gruppen beschimpfen, böswillig verächtlich machen oder verleumden. 
Die Empfängerin wird vorliegend hauptsächlich wegen ihres Geschlechts herabgesetzt. Die Ei-
genschaft als Politikerin spielt in den vorherigen Passagen auch eine Rolle und kann hier als 
nachrangig betroffen angesehen werden, da die Aufforderung zu sexuellen Handlungen expli-
zit mit dunkelhäutigen Menschen vermutlich aus dem Grund gegenüber der Empfängerin ge-
äußert wird, dass sie politisch „links“ ausgerichtet ist. Die politische Ausrichtung als Grund-
lage der Diffamierung der Empfängerin wäre unter die durch ihre Weltanschauung bestimmte 
Gruppe zu subsumieren.  
Der Grund, dass der Täter die in Rede stehende Passage schrieb, wird jedoch in ihrer Eigen-
schaft als Frau oder zumindest als politisch aktive Frau einer Partei mit „linker“ Tendenz lie-
gen. Ebenso trifft die beschriebene sexuelle Handlung die Empfängerin nicht in ihrer Zugehö-
rigkeit zu einer Partei, sondern in ihrer Rolle als Frau.  
Besonders deutlich wird der Fokus der Diffamierung bei der Untersuchung der Wirkung dieser 
Passage im Falle einer Konfrontation mit anderen Gruppenangehörigen. Bei einer Zusendung 
genau dieses Textes an einen Mann, der derselben Partei angehört, würde dieser vermutlich 
selbst keine Ehrverletzung erfahren. Bei der Zusendung an eine Frau einer anderen Partei, 
würde der Inhalt die Ehre dieser Frau jedoch ebenso tangieren.  
Vorliegend ist also keine der geschützten Gruppen einschlägig. Dennoch sollen hier auch die 
restlichen Tatbestandsmerkmale betrachtet werden, um zu untersuchen, ob die E-Mail von 

                                                                  
141 Da es sich lediglich um eine exemplarische Bewertung handelt, werden die Tatzeiten und das damit verbundene 
Rückwirkungsverbot nicht beachtet. 
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§ 192a StGB erfasst wäre, wenn der Gesetzgeber die Gruppe der Geschlechtsidentität oder der 
sexuellen Identität ebenfalls genannt hätte. 
In dem Fall müsste der Text die Empfängerin wegen ihrer Zugehörigkeit zur Gruppe der Frauen 
beschimpfen, böswillig verächtlich machen oder verleumden. Dass die Missachtung hier auf 
besonders verletzende Art und Weise ausgedrückt wurde, wurde unter Kapitel 3.1 schon dar-
gelegt. Es handelt sich somit um ein Beschimpfen. 
Bezüglich des Gelangenlassens ohne Aufforderung wird hier auf Kapitel 5.2.5 verwiesen. Das 
Gelangenlassen liegt unproblematisch vor, da die E-Mail das Postfach von Irene Mihalic er-
reicht hat und sie sogar gelesen wurde. Eine Aufforderung lag nicht vor. 
Des Weiteren müsste die Empfängerin eine andere Person sein, die zu einer der geschützten 
Gruppen gehört. Nicht eindeutig festgelegt ist, ob das Merkmal „andere“ aus Sicht der direkt 
diffamierten Person oder aus Sicht des Täters gesehen wird.142 Nach hier vertretener Auffas-
sung kann es sich jedoch nur auf den Täter beziehen, weil für den Fall, dass kein Einzelner, 
sondern eine Gruppe beschimpft wird, der Begriff „andere Person“ fehlliefe. Zudem würde im 
Falle der entgegengesetzten Auslegung die selbst diffamierte Person strafrechtlich weniger 
geschützt als die Person, der der Inhalt lediglich zugesandt wird. 
Unabhängig davon, welche der beiden Empfängerinnen der Täter in seinem Text meinte, liegt 
somit eine „andere“ Person vor, die der beschimpften, jedoch nicht erfassten Gruppe der 
Frauen angehört. 
Auch bei der Annahme, dass Saskia Esken diejenige sei, die in dem Text diffamiert wird, Irene 
Mihalic aber weiterhin Empfängerin der E-Mail ist, wäre das Gelangenlassen an Irene Mihalic 
als ebenfalls weibliche Person erfasst, sofern sich der Gesetzgeber für die Aufnahme des Merk-
mals Geschlecht entschieden hätte.  
Unter Kapitel 3.1 wurde die Menschenwürdeverletzung geprüft und letztlich offen gehalten. 
Der § 192a StGB verlangt jedoch keine Menschenwürdeverletzung, sondern lediglich die Eig-
nung zum Angriff auf die Menschenwürde. Die Anforderung an diese sind trotz einer restrikti-
ven Auslegung des Tatbestandsmerkmals geringer als die einer tatsächlichen Verletzung. Aus 
den schon in Kapitel 3.1 genannten Gründen und aufgrund der geringeren Anforderungen, 
wird hier von einer Geeignetheit zum Angriff auf die Menschenwürde ausgegangen. 
Wäre das Geschlecht als Gruppe erfasst, hätte somit eine Strafbarkeit wegen verhetzender Be-
leidigung vorgelegen. Damit hätte die Strafandrohung für den Täter Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe betragen. Da vorliegend nur eine Beleidigung realisiert ist, liegt die 
Strafbarkeit bei Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. Inwiefern es sinnvoll ist ähn-

                                                                  
142 Nussbaum, KriPoZ 6/2021, S. 335 (340f) 
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liche Inhalte, die die Menschenwürde von Homosexuellen, Religionsangehörigen oder ande-
ren Gruppen gefährden, mit der doppelten Höchststrafe zu bedrohen, die bei Inhalten ver-
hängt werden kann, die die Menschenwürde von Frauen gefährden, ist nicht ersichtlich. 
 
 
 

6.2  Strafbarkeit der E-Mail 10 
 
Wie in Kapitel 3.2 dargelegt, ist eine Menschenwürdeverletzung durch E-Mail 10 ausgeschlos-
sen. Auch eine Eignung zum Angriff auf die Menschenwürde ist nicht ersichtlich. Daher schei-
det der Tatbestand der verhetzenden Beleidigung schon an dieser Stelle aus. 
Ein Unterschied zur E-Mail 8 besteht darin, dass die Herabsetzung hier nicht wegen der Zuge-
hörigkeit zum weiblichen Geschlecht erfolgt, sondern wegen der Zugehörigkeit zur Partei 
Bündnis 90/Die Grünen.  
Eine Besonderheit liegt zudem in der Empfängerzahl. Bei den nicht erfassten Verhetzungen 
gegen Frauen hätte der Täter acht Gruppenangehörige mit seiner Nachricht erreicht. Bei einer 
verhetzenden Beleidigung auf Grundlage der Parteizugehörigkeit wären neun Gruppenange-
hörige und mit der Poststelle des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend auch ein Ministerium, dessen Ministerin ebenfalls Gruppenangehörige ist, erreicht wor-
den. 
Ein Gelangenlassen an mehrere qualifizierte Empfänger würde die Höhe der verhängten 
Strafe beeinflussen.   
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7 Hassmails als Ausprägung der 
Meinungsfreiheit 

 
Vielfach angesprochen und von der Fraktion AFD bezweifelt,143 ist die Vereinbarkeit des § 192a 
StGB mit dem Grundrecht der Meinungsfreiheit, von der entsprechende Inhalte und deren 
Kundgabe geschützt sein könnten. Im Folgenden soll das Verhältnis zwischen § 192a StGB und 
der „Meinungsäußerungsfreiheit“ gemäß Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 1.Variante GG näher be-
leuchtet werden. 
 
 
 

7.1  Schutzbereich 
 
Um dem Schutz der Meinungsfreiheit zu unterliegen, müssten zunächst die Inhalte von dem 
Schutzbereich des Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 1.Variante GG erfasst sein. 
Die Meinungsfreiheit schützt das Äußern von Werturteilen. Ein solches liegt vor, wenn die Äu-
ßerung geprägt ist durch das „Element der Stellungnahme, des Dafürhaltens oder Meinens“. 
Dabei sind die Richtigkeit, der Wert, die Rationalität oder auch das mit der Äußerung verbun-
dene Gefahrenpotential für die Eröffnung des Schutzbereiches unerheblich.144 Speziell im Zu-
sammenhang mit Hassmails an politisch aktive Personen ist zu erwähnen, dass Meinungen 
selbst dann geschützt sind, wenn sie eine „grundlegende Änderung der politischen Ordnung 
behandeln oder anstreben“.145 
Abzugrenzen von Werturteilen sind Tatsachenbehauptungen. Diese sind von der Meinungs-
freiheit nur dann erfasst, wenn sie als Grundlage zur Bildung von Werturteilen dienen können. 
Im Umkehrschluss sind somit unwahre Tatsachenbehauptungen von dem Schutzbereich aus-
geschlossen.146 Bei einer Verbindung von Werturteilen mit Tatsachenbehauptungen sind diese 
in den Fällen ebenfalls geschützt, in denen sie bei einer Trennung von dem geäußerten Wert-
urteil den Sinn der Äußerung verändern würden.147 

                                                                  
143 Bundestagsdrucksache 19/31115, S. 7 
144 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 3; Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, 
Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 10 
145 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 8 
146 Valerius, ZSTW 2020, S. 666 (680) 
147 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 4 
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Auch „Hassrede“ kann grundsätzlich von der Meinungsfreiheit erfasst sein, denn auch sie kann 
in Werturteilen ausgedrückt werden.148 Verhetzende Inhalte werden vielfach auch von dem 
Begriff Hassrede erfasst sein. Hierbei ist jedoch die Abgrenzung zur Schmähkritik von beson-
derer Relevanz.  
Eine Schmähkritik ist anzunehmen, wenn hauptsächlich die Person oder in diesem Fall auch 
die Gruppe, diffamiert werden soll, statt dass der Zweck in der Auseinandersetzung mit der 
Sache liegt. Auch überspitzte Kritik kann noch als reines Werturteil gelten, sofern ihr Fokus 
nicht in der Herabsetzung der Person oder der Gruppe besteht.149 
Bezüglich der Inhalte, die von § 192a StGB erfasst sind, könnte ein Sonderfall vorliegen. Die 
Norm setzt eine Eignung zum Angriff auf die Menschenwürde voraus. Ob ein Inhalt, der dieses 
Tatbestandsmerkmal erfüllt, überhaupt vom Schutzbereich der Meinungsfreiheit erfasst ist, 
wird unterschiedlich interpretiert.  
Lohse äußert in seiner Stellungnahme zur verhetzenden Beleidigung, dass Angriffe auf die 
Menschenwürde grundsätzlich nicht von der Meinungsfreiheit erfasst seien.150 Andere vertre-
ten die Ansicht, dass die Meinungsfreiheit in einem solchen Fall erst im Rahmen der Rechtfer-
tigung des Eingriffes stets hinter der Menschenwürde als „absolute Schranke“ zurücktrete.151 
Nimmt man grundsätzlich die Möglichkeit der Eröffnung des Schutzbereiches an, ist dennoch 
zweifelhaft, ob es Inhalte geben kann, in denen die Eignung zum Menschenwürdeangriff vor-
liegt, die aber nicht als Schmähkritik kategorisiert werden müssen. Diese Frage kann im Rah-
men dieser Arbeit nicht abschließend beantwortet werden. 
Als Verhaltensweisen im Umgang mit Meinungen sind zunächst das Äußern und Verbreiten 
geschützt, sowie zudem laut Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes aus dem Jahr 
2005 auch das Empfangen durch ein Gegenüber. Ein Gelangenlassen ist somit auch geschützte 
Handlung des Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 1. Variante GG.152 
Unabhängig von der Problematik rund um die im Inhalt enthaltene Eignung, die Menschen-
würde anzugreifen, muss im Einzelfall bewertet werden, ob der sachliche Schutzbereich unter 
den sonstigen Gesichtspunkten für einen konkreten Inhalt eröffnet ist. 
In personeller Hinsicht kann sich jeder Mensch auf die Meinungsfreiheit berufen. Damit ist hie-
raus keine Einschränkung möglich. 
 
 
 

                                                                  
148 Valerius, ZSTW 2020, S. 666 (680) 
149 BVerfGE 82, 272 (283f); Eisele/Schittenhelm in Schönke/Schröder, § 193 Rn. 16 
150 Lohse in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 94 
151 Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 9 
152 Pabst, S. 289; BVerfG, NJW 2005, 1341, 1341f 
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7.2  Eingriff 
 
Ein Eingriff in die Meinungsfreiheit liegt bei einer Verhinderung, Erschwerung oder einem Ver-
bot der Meinungsäußerung vor.153 Eingriffe in die Freiheit, eine Meinung zu haben, also in die 
Gesinnung eines Menschen, sind nicht möglich.154  
Der § 192a StGB stellt ein solches Verbot dar. Die Gefahr einer Verurteilung kann Menschen 
darin einschränken, derartige Inhalte kundzugeben. 
 
 
 

7.3  Verfassungsrechtliche Rechtfertigung  
 
Die Schranken für die Meinungsfreiheit sind in Artikel 5 Absatz 2 GG geregelt. Neben der 
Schranke der allgemeinen Gesetze sieht der Artikel 5 spezielle Schranken aus den gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutze der Jugend und auch aus dem Recht der persönlichen Ehre vor.  
Ein allgemeines Gesetz liegt vor, wenn es sich um ein Parlamentsgesetz handelt, das selbst ein 
bestimmtes Rechtsgut schützen soll und nicht die Einschränkung der Meinungsfreiheit gene-
rell oder einer bestimmten Meinung zum Zweck hat. Diese Kriterien gehen aus der Sonder-
rechtslehre und der Abwägungslehre hervor.155 
Die Schranke des Rechts der persönlichen Ehre umfasst speziell die Vorschriften, die das 
Rechtsgut der persönlichen Ehre schützen und somit selbst das allgemeine Persönlichkeits-
recht aus Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG verkörpern.156 Ein solches 
Gesetz stellt auch der § 192a dar157 und kann somit sowohl die Schranke der allgemeinen Ge-
setze als auch die Schranke des Rechts der persönlichen Ehre ausfüllen. 
Dem Vorwurf der AFD, der Straftatbestand verhetzende Beleidigung sei „ideologisch gefärbt“ 
und „einseitig angewandtes Gesinnungsstrafrecht“,158 kann nicht zugestimmt werden. Zwar 
liegt die Intention hinter dem Erlass des § 192a StGB in der Bekämpfung von Rechtsextremis-
mus und Rassismus, jedoch liegt der Fokus darauf, dass menschenverachtende Inhalte straf-
bar sein sollen, wobei die politische Ausrichtung allenfalls eine Begleiterscheinung ist. 159 
Wichtig ist jedoch, dass die Bewertung der Inhalte und somit die Anwendung der Norm aus 

                                                                  
153 Pabst, S. 290 
154 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 10; Pabst, S. 289 
155 Valerius, ZSTW 2020, S. 666 (680); Pabst, S. 298f; Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 36 
156 Pabst, S. 300 
157 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 10 
158 Seitz in Plenarprotokoll 19/236, Deutscher Bundestag, S. 30752 
159 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (994) 
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einem neutralen, nicht politisch ausgerichteten Blick geschieht, um eine einseitige Anwen-
dung, die zu einem Gesinnungsstrafrecht führen könnte, zu verhindern.160 
Eine durch die Rechtsprechung geschaffene Beschränkung der oben genannten Schranken 
stellt die Wunsiedel-Entscheidung mit den aus ihr hervorgehenden Grundsätzen dar. Dem-
nach liegt erst dann eine Ermächtigung zum Eingriff in die Meinungsfreiheit vor, wenn „die 
rein geistige Sphäre des Für-richtig-Haltens verlassen“ wird und Meinungsäußerungen in 
„Rechtsgutverletzungen oder erkennbare Gefährdungslagen umschlagen“.161 Eine hinrei-
chende, nicht aber notwendige Voraussetzung dafür ist in der Störung des öffentlichen Frie-
dens gegeben. Da diese aber gerade nicht von dem § 192a StGB verlangt wird, ist dieses Merk-
mal regelmäßig nicht einzubeziehen.162 
Im Gegensatz dazu kann hier die schon thematisierte Eignung zum Angriff auf die Menschen-
würde herangezogen werden. Der etwaige Angriff der Menschenwürde und besonders auch 
der erfolgte Angriff der Ehre als Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts stellt eine 
Rechtsgutverletzung dar, die wie oben dargelegt laut der Wunsiedel-Entscheidung einen Ein-
griff in die Meinungsfreiheit zumindest grundsätzlich erlaubt. 
Ein weiteres grundlegendes Prinzip in der Beurteilung der verfassungsrechtlichen Rechtferti-
gung ist die Wechselwirkungslehre. Sie besagt, dass ein Gesetz, das ein Grundrecht ein-
schränkt, im Gegenzug bei seiner Auslegung und im Rahmen der Verhältnismäßigkeit eben-
falls im Lichte des Grundrechts betrachtet und gegebenenfalls selbst eingeschränkt werden 
muss.163 
Im Falle des § 192a StGB betrifft dies in erster Linie das Tatbestandsmerkmal der Eignung zum 
Angriff auf die Menschenwürde. Da die Menschenwürde nicht einschränkbar ist, wird die Mei-
nungsfreiheit immer hinter ihr zurücktreten müssen. Aus diesem Grund muss die Eignung zum 
Angriff auf die Menschenwürde restriktiv ausgelegt werden.164 
Die Wechselwirkungslehre erstreckt sich ebenfalls auf die Interpretation des Inhaltes. Im Rah-
men der „Günstigkeitstheorie“ ist ein solcher in der Hinsicht zu interpretieren, dass er in mög-
lichst geringem Umfang mit den entgegenstehenden Grundrechten der persönlichen Ehre 
und der Menschenwürde kollidiert.165 

                                                                  
160 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (994f) 
161 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 10 
162 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (994)  
163 BVerfGE 7, 198, 208f; Von der Decken in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Artikel 5, Rn. 36 
164 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (995) 
165 Pabst, S. 301; Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (987) 
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In der Gesamtbetrachtung wird der § 192a StGB mit Ausnahme der AFD von allen Stimmen für 
verfassungskonform und mit der Meinungsfreiheit vereinbar befunden.166 
 
 
 
  

                                                                  
166 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Ausschussdrucksache 19(6)246, S. 10; Lohse in Ausschuss für Recht und 
Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 94; Kubiciel in Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, Protokoll-Nr. 19/155, S. 
84; Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (995) 
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8 Hassmails – eine Gefährdung der 
Demokratie? 

 
Die Demokratie ist eines der Verfassungsprinzipien der Bundesrepublik Deutschland. Sie be-
deutet, dass alle staatliche Gewalt durch das Volk legitimiert wird. Die Umsetzung dieses Prin-
zips geschieht durch Wahlen und Abstimmungen.167  
Es gibt verschiedene Demokratietheorien, die jeweils einen unterschiedlichen Fokus bezüg-
lich dessen legen, was die Demokratie ausmacht. Verbreitet sind mittlerweile die partizipato-
rischen Demokratietheorien, die davon ausgehen, dass durch Mitwirkung und Diskussion re-
giert werden sollte und die Partizipation für die demokratische Gesellschaft somit essenziell 
ist. Durch die Mitwirkung von Bürgern steigt so der Grad der Legitimation und der Akzeptanz 
politischer Entscheidungen.168 
Für eine möglichst dem Willen des Großteils der Mitbürger entsprechenden Politik ist zudem 
wichtig, dass ein Querschnitt der Gesamtgesellschaft sich beteiligt, statt dass dies nur be-
stimmte gesellschaftliche Gruppen tun. Bei einer Beteiligung nur bestimmter Gruppen ver-
letzt dies das Gleichheitsprinzip der Demokratie und stellt somit eine Gefahr für diese dar.169 
Obwohl etwas mehr als die Hälfte der Einwohner Deutschlands weiblich sind,170 betrug die 
Frauenquote im Bundestag von 2017 bis 2021 nur 31,4 %.171 
Verschiedene Studien erzielten unterschiedliche Ergebnisse zu der Frage, ob weibliche oder 
männliche Politiker mehr Hass und Gewalt erfahren.172  
Politikerinnen sind jedoch deutlich häufiger sexualisierter Gewalt wie zum Beispiel ge-
schlechtsbezogenen Beleidigungen ausgesetzt.173 
Unabhängig von der Geschlechterdifferenz liegt ein entscheidender Unterschied bezüglich 
der Wirkungsweise von Hassmails gegen Politiker in der Professionalität der politischen 
Ebene, in der sie tätig sind.174 Während zahlreiche Rücktritte von Politikern auf kommunaler 
Ebene bekannt sind,175 wird von solchen Fällen in höheren politischen Ebenen kaum berichtet. 

                                                                  
167 Marschall, S. 31 
168 Najemnik, S. 25f 
169 Najemnik, S. 27 
170 Zahlen aus 2021; Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstand: Amtliche Einwohnerzahl Deutschlands 2021, 2022, 
www.destatis.de 
171 Deutscher Bundestag, Abgeordnete in Zahlen, Frauen und Männer, Januar 2021, www.bundestag.de 
172 forsa Politik- und Sozialforschung GmbH, Hass und Gewalt gegen Kommunalpolitiker/innen Einschätzungen und Erfahrungen 
von Bürgermeister/innen in Deutschland, 14.04.2021, S.9; Hestermann/Hoven/Autenrieth, KriPoZ 4/2021, S. 204 (212) 
173 Alin/Bukow/Faus/John/Jurrat, S. 28; Hestermann/Hoven/Autenrieth, KriPoZ 4/2021, S. 204 (212) 
174 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, S. 57, Z. 110-112 
175 Pohl, Hass-Angriffe auf Kommunalpolitiker/innen, 13.04.2022, www.kommunalwiki.boell.de 
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Hierzu erklärte Irene Mihalic, dies liege an den Ressourcen, die Politikern auf Bundesebene im 
Gegensatz zur kommunalen Ebene zur Verfügung stünden. Während Politiker im kommunalen 
Bereich ihre politische Tätigkeit zumeist in ihrer Freizeit neben ihrem regulären Beruf ausüben 
und die Bedrohlichkeit des entgegengebrachten Hasses wegen der Nähe zu deren Familien 
viel ausgeprägter ist, verfügen Bundestagsabgeordnete über Mechanismen, wie mit dem ent-
gegengebrachten Hass umgegangen wird. Sie erfahren die Gewalt weniger persönlich, da zu-
erst deren Mitarbeiter zum Beispiel mit Hassmails oder Anrufen konfrontiert werden. Zudem 
haben sie im Ernstfall Anspruch auf Personenschutz des Bundeskriminalamtes.176 
Die stärker betroffene Kommunalebene ist jedoch, wie oben dargelegt, ebenfalls von großer 
Relevanz für eine funktionierende Demokratie. Das zeigt sich auch in der Konkretisierung des 
Gesetzestextes des § 188 StGB, in den der Gesetzgeber explizit einfügte, dass auch Personen 
auf kommunaler Ebene der erhöhte Schutz der Qualifikation zur Beleidigung gebührt. 
Insgesamt ist in Anbetracht der hohen Zahlen von Rücktritten bei Kommunalpolitikern in Ver-
bindung mit der Bedeutung, die der Kommunalpolitik im Gesamtgefüge zukommt, eine Ge-
fährdung der Demokratie durch Hassmails zu bejahen. 
 
 
 
  

                                                                  
176 Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, S. 57f, Z. 114-144 

43 
 

9 Fazit 
 
Der verschärfte Blick auf § 192a StGB hat gezeigt, dass der Tatbestand den Erwartungen, die 
er im Vorfeld seines Erlasses geweckt hatte, nicht ganz gerecht wird. Die Intention für einen 
Straftatbestand der verhetzenden Beleidigung lag darin, dass Inhalte, die unter anderen Um-
ständen wegen Volksverhetzung strafbar gewesen wären, nun auch im Zweipersonen- oder 
Gruppenverhältnis strafbar sein sollten. Stattdessen schuf der Gesetzgeber einen Straftatbe-
stand, der die Strafbarkeitslücken nur zum Teil ausfüllt, an anderer Stelle jedoch über die 
identifizierte Lücke hinaus geht. 
Besonders fällt dabei die von der Volksverhetzung abweichende Auswahl der geschützten 
Gruppen ins Auge. Zwar ist die Intention, insbesondere gegen Rechtsextremismus und Rassis-
mus vorzugehen, nachvollziehbar. Unverständlich ist dennoch, anderweitige häufig be-
schimpfte Gruppen derart unbeachtet zu lassen. Gerade die Teilung der „LGBTQIA“-Szene in 
geschützte und ungeschützte Gruppen scheint angesichts der vergleichbaren „Verbundenheit 
durch Verwundbarkeit“ willkürlich. 
Andererseits wird, wie Ebner, Kulhanek und Mihalic es äußerten, eine Bewertung des Tatbe-
standes erst dann wirklich umfassend möglich sein, wenn er sich in der Praxis etabliert hat.177 
Bezüglich der besonderen Rolle der Frauen im Zusammenhang mit Hass im politischen Raum, 
aber auch Hass und Gewalt im privaten oder beruflichen Umfeld, muss neben der Schaffung 
neuer Tatbestände, die der Problematik tatsächlich Rechnung tragen, auch in andere Rich-
tungen gedacht werden; Handlungsbedarf besteht ebenfalls in der zahlenmäßigen Erfassung 
von Gewalt gegen Frauen - um die Ausmaße überhaupt überblicken zu können -, im prakti-
schen Umgang mit Opfern sexualisierter Gewalt, in der verstärkten Abwehr von Hass im Inter-
net und in der erleichterten Strafverfolgung auch durch informationstechnisch speziell ge-
schulte Arbeitskräfte.

                                                                  
177 Ebner/Kulhanek, ZSTW 2021, S. 984 (1000); Interview mit Dr. Irene Mihalic vom 12.04.2022, Anhang 1, S. 60, Z. 188-198, S. 61, Z. 
223-225, S. 65, Z. 342-346, 354-357 
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 Einleitung

Institut. Demnach wird „die Gefährdung durch Covid

nicht […] geimpften Bevölkerung in Deutschland insgesamt als sehr hoch“ 
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 Theoretischer Hintergrund

 

 

umfasst den „Zustand völligen körperlichen, seelischen und sozialen Wohlbefindens“ 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) definiert „psychische Gesundheit als Zustand des 
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ner Gemeinschaft beizutragen“ 

Gesundheitsdefinition, die „die Funktionstüchtigkeit von organischen/biologischen 

chischen Leistungssystemen“ beinhaltet 
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Nach dem biopsychosozialen Modell wird eine andere Auffassung vertreten. „Die Denkart des 

ursacht werden“ 
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und zu Lebzeiten keinen der Pole vollständig erreichen kann. „Wir sind alle sterblich. Ebenso 

sind wir alle, solange noch ein Hauch Leben in uns ist, in einem gewissen Ausmaß gesund“ 
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„Wer ein hohes Maß an Handbarkeit erlebt, wird sich nicht durch Ereignisse in die Opferrolle 

gedrängt oder vom Leben ungerecht behandelt fühlen“ 
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tik haben gezeigt, „dass z.B. das Immunsystem von emotionalen Zuständen beeinflussbar ist“ 
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kommt es zu „Ein-

(z. B. Freizeitbeschäftigungen, sportliche Aktivität) und Hilfesystemen“ 
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ektion mit dem Coronavirus. Denn „ein weiteres 

menschliches Grundbedürfnis ist die körperliche Unversehrtheit und Sicherheit“ 
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Virus verantwortlich. „So führen 
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infolge von Stigmatisierungen zu ausgeprägtem psychischem Leiden“ 

‚

‘ Lassen ‚nur‘ eine Impfskepsis zugrunde liegt

„eine potenziell schädliche Untätigkeit gegenüber einer potenziell weniger schädlichen Hand-

lung“ 

Arbeit als gering eingeschätzt. Der Risikofaktor ‚Mehrfachbe-

lastungen‘ bezieht sich in erster Linie auf systemrelevante
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Bedacht zu interpretieren, da „der Anteil an Menschen, die infolge der COVID

gen ermittelbar“ 

vermehrt mit sog. ‚gesundem Leiden‘ zu rechnen ist, allerdings nicht 

mit einer plötzlichen „Inzidenz Zunahme psychischer Erkrankungen“ 

„Aus der neurobiologischen Stressforschung ist jedoch bekannt, dass die psychische Gesund-

Stresssysteme und einem gleichzeitigem Erleben von Unkontrollierbarkeit bedroht wird“ 
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uhause aus“ 
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‚ ‘

r Wert „deutlich unter dem einer altersgleichen repräsentativen Stichprobe“ 
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erständnissen in der Kommunikation führen. „Es mutet geradezu paradox 

ieser Herausforderung am nötigsten brauchen“ 
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 Aktueller Forschungsstand
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wohingegen „die Umstellung von Lehrformaten in Kleinstgruppen (wie Übungen oder insbe-

sondere Laborarbeit)“ 

 

Bei Studierenden „wurde nicht nur die Lehre durch Ausbleiben von Präsenzveranstaltungen 

beeinflusst, auch diverse andere Aspekte des studentischen Lebens wurden geprägt“ 
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takt mit Lehrenden und Gespräche mit Kommiliton*innen vermissen. „Die tendenziell bessere 

– –

“. Insgesamt ist es über die Zeit 
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würden, aus denen Handlungsempfehlungen abgeleitet werden können. Die ‚Organisa

der Lehre‘ wurde mit 467 Nennungen am häufigsten erwähnt. Konkret wünschen sich die Be-

verteilt werden kann. An zweiter Stelle wurde der Punkt ‚Didaktik‘ 258

 Methodik
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wurde im Jahr 1972 von Goldberg entwickelt, „um psychische Störun-

gung oder der allgemeinmedizinischen Ambulanz, zu untersuchen“ 
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stufigen Skala die Fragen zu beantworten. Dabei stand ‚0‘ für eine

erhöhten und ‚3‘ für eine

gestellt: „Hast du in der Zeit der Online

etwas nützlich zu sein?“ (0 = 

 Stichprobe
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Wohnsituation der Teilnehmer

Alleinlebend

mit Familie lebend

in WG lebend

mit Partner*in lebend
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 Ergebnisse

70

32
147

Einstellungsjahrgang

EJ 2019

EJ 2020

EJ 2021
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Online-Lehre Präsenzlehre 
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𝒙̅𝒙

Effektstärke anhand von Cohen’s 

𝑑𝑑 = 𝑥̅𝑥1−𝑥̅𝑥2
√𝜎𝜎12+𝜎𝜎22

2

𝑑𝑑 = 21,755−20,711

√6,0592+4,4962
2

= 0,196

Liegt Cohen’s 
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hängige Variable ‚Geschlecht‘ in die Auswertung mit einbezogen. 
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Variable ‚Alter gruppe‘ 

Effekt (Cohen‘ 
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Zuletzt wurde die unabhängige Variable ‚Einstellungsjahrgang‘ mit den 

𝑥̅𝑥 𝑥̅𝑥

𝑥̅𝑥
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10970

20

"Die Plexiglasscheiben auf den Tischen 
erschweren die Lehre und die Teilhabe am 

Unterricht."

Ich stimme zu

Ich stimme teilweise zu

Ich lehne die Aussage ab
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 Diskussion und Ausblick
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schiedliche Ausgangsbedingungen. „Das manifestiert sich nicht nur in stark divergierenden 

benslagen (Pendler, Studierende mit Kindern etc.)“
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in „fehlende[r] Zugang zu studienrelevanter Infrastruktur[en] (Lernräume, Bibliothek etc.)“ 

Lehre oder auch ‚Blended Learning‘ eingeführt werden Ca
rl

os
 A

nt
on

io
 V

ia
la

rd
i Z

eh



 

49 

 

tudierenden während der Pandemie davon, dass Hochschulen ein „soziales Wiederauf-

bauprogramm“ 

„ “ wurde gezielt gewählt, „da das soziale 

Pandemie nicht einfach an die Hochschulen zurückkehren wird“ 
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Rassismus in so gut wie allen Lebensbereichen zeigt auf, dass er „
“

„Er [der Rassismus] gewinnt seine Stabilität aus einem komplexen ineinandergreifen intersubjekti-

“
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„ “
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Ogette stellt in ihrem Werk exit Racism ein Konzept namens „Happyland“

–
–
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„wei-
ßer Zerbrechlichkeit“

einen „extrem scharfen Fokus auf einen stark vereinfachten Begriff, davon was Rassismus ist 
dagegen getan werden kann“
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in erster Linie die „Verbesserung 
des realen Lebens echter Menschen“

Schande als „Erbsünde“
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„Information, nicht 
Proklamation“

–
–

„Trägermedien von 
Identitäten“
ein „konkretes und spezifisches Leben zu führen“

die Kategorisierung von Personen als ‚Schwarz‘ oder ‚Weiß‘
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Fraglich ist hier, ob die Lehrperson „nicht sogar eine Korrekturfunktion haben sollte“
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lichen Ebenen vertreten. Der Konsens sei „pädagogisches Substrat der freiheitlich
schen Grundordnung“

–
–

–
–

 
88 Vgl. Löffler, Beutelsbach 2020, Min. 10:52-16:45. 
89 Vgl. Gebauer, Beutelsbach international, 148; Oberle, Beutelsbacher Konsens, 251.  
90 Gebauer, Beutelsbach international, 148. 
91 Vgl. Oberle, Beutelsbacher Konsens, 251. 
92 Vgl. Gebauer, Beutelsbach international, 149. 
93 Vgl. Hoffmann, Plädoyer nicht-neutrale Lehre, 197, 200-201. 

Le
a 

Fa
ri

na
 L

am
ke

m
ey

er



 

17 
 

– –

difikationsvorschlag besteht darin, sich vor diesem Hintergrund von einem „belanglosen Einer-
seits/Andererseits“

 
94 Vgl. Sander, (Fach-)politische Fragen Beutelsbach, 297-298; Oberle, Beutelsbacher Konsens, 
256.  
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„

akzeptieren.“

– –
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mehr ‚nur‘ Dissens 

–
–

ies könnte unter dem Begriff ‚mündige Bürger_innen‘ zusammengefasst werden. 

Es bedeutet, dass die ‚eigene‘ Gruppe beziehungsweise Kultur nicht mehr als einzige 
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sche Stimmen beschreiben dies als erziehen eines „eigennutzenmaximierenden homo oecono-
micus“

–
der Titel ‚Rassismuskritisch Bildungsarbeit‘ bereits vermuten lässt –
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dungsarbeit zu ziehen, indem er als ‚good practice‘ Beispiel wahrgenommen wird

 
122 Vgl. Gabauer, Beutelsbach international, 151.  
123 Vgl. Gebauer, Beutelsbach international, 148. 
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Runderlass des Ministeriums für Schule und Bildung „Landesstelle Schulische Integration (LaSI)“ v. 11.01.2022 
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Programm „Schule ohne Rassismus –
Schule mit Courage“
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„

wenn wir sagen: ‚Hey das ist rassistisch gewesen, mach das bitte nicht.‘ Dann sagt die Person: ‚W

guter Mensch.‘“

auf „
grenzt“
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–
–
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dere Wirkung als wenn eine ‚regulär‘ tei
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– –

mehr die „Verbesserung des realen Lebens echter Menschen“
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„So werdet ihr eine Schule ohne Rassis-
– Schule mit Courage.“ 

„Interkulturelle Öffnung und Willkommens-
–

gen.“ In 

„Rassismus.“ Zugriff 04.05.2022. 

„Über uns.” Zugriff 02.05.2022. 

„Die R
aber tief verletzt!“ In –

„Rassismuskritische Bildungsarbeit. Her
– – radoxien.“ In 

„Was ist Othering?” 

. „Der Beutelsbacher Konsens im internatio-
nalen Kontext.“ In 

. „Macht
– telsbacher Konsens.“ In

. „Plädoyer für politisch nicht
litischen Handelns.“ In 

„Glossar – –
brechlichkeit (White Fragility).“ 

„Rassismus –

.“ Zugriff 04.06.2022. 

. „Black Li –
nahme.“ Zugriff am 23.05.2022. 

. „Beutelsbach 2020 
und Indoktrination.“ Zugriff 

. „Die Dreadlocks der Ronja Maltzahn.“ hrsg. 
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. „Migrationspädagogik.“ Zugriff 

. „Der Beutelsbacher Konsens: eine kritische 
Würdigung.“ In 

. „Booking Workshops.“ Zugriff am 

–

. „tupodcast. Über diesen Podcast.“ Zugrif

„Warum ich für meinen Sohn Weihnachtsfi-
farbe kaufe.“ Zugriff 

. „Woher kommst du? Ich meine wirklich?“ 

. „Identität statt Diskurs? Diskursivität in 
Gefährdung.“ 

. „Pädagogischer Sinn und (fach
telsbacher Konsens.“ In 

–

. „Soziologische Diskriminierungsforschung.“ 

. „Der Beutelsbacher Konsens –
spektiven für die Praxis.“ In 

–

–

. „Das Kom-
munikationsquadrat.“ Zugriff 

. „Glauben Sie, dass in Deutsch-

kommt oder (fast) nicht vorkommt?“ Zugriff 04.05.2022. 

. „Politische Bildung im Streit um die „intel-
lektuelle Gründung“ der Bundes
Kontroverse der siebziger und achtziger Jahre.“ In Aus Politik 

„Rassismuskri-
tik.“ Zugriff 04.05.2022. 

. „Zur Erforschung von Lern

scher Perspektive.“ In –

. „Für eine Analytik rassischer Herr-
schaft.“ In 

. „Konsens à la Beutelsbach? Nachlese 
zu einem Expertengespräch.“ 

. „Sozi-
ale Wahrnehmung.“ In –

. „Interkulturelle 
– Trainingseffekte.“ In 

. „Mehr als ein Vorurteil –
schaftliches Verhältnis“. Zugriff 04.05.2022. https://www.idz
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